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ALLGEMEINE HINWEISE

Die Geschéaftsordnung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft wurde am 30. Mai 2016
verabschiedet und trat am 1. September 2016 in Kraft.

Die Geschéftsordnung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft wurde abgeandert durch
folgende Beschlisse:

Beschluss vom 24. September 2018

Abanderung zu Art. 7 83, 16 §2, 108 §1, 109, 110, in Kraft am 24. September 2018

Beschluss vom 1. Marz 2021

Abanderung zu Art. 78, 79, in Kraft am 1. Januar 2021

Beschluss vom 17. Mai 2021

Abanderung zu Art. 3 Absatz 3, 4, 6, 8, 9 §3, 12, 14, 17, 22, 23, 24 §1, 25, 27 Absatz 2, 28 §2,

29, 30, 31, 34 Absatz 3, 36, 40 §2, 41 Absatz 2, 44, 49, 52, 60 §1, 61 §1, 68, 70, 83, 84, 84.1,

85, 86, 87, 89, 96, 105, 106, 111, in Kraft am 17. Mai 2021 mit Ausnahme der Abanderung zu:

e Artikel 22, 23 84, 24 §1, 25, 29, 30 Absatz 2 und 36 §4 Absatz 4, die am 20. September
2021 in Kraft tritt, und

e Artikel 36 84 Absatz 2, die am Tag nach der nachsten vollstandigen Erneuerung des
Parlaments in Kraft tritt (also am 10. Juni 2024).

Beschluss vom 28. Juni 2021

Abanderung zu Art. 36 §4, in Kraft am 20. September 2021

Beschluss vom 19. Juni 2023

Abanderung zu Art. 7 §3, Abschnitt 1, Art. 14 §§1-5, 84 §85, 7, 84.1 §85, 7, 87 §4, Abschnitt 4,

Art. 91.1, 95, 96 §4, 106 Absatz 2, in Kraft am 1. Juli 2023

Beschluss vom 22. April 2024

Abanderung zu Art. 27 Absatz 2, Kapitel 6 (neu), Art. 59.1-59.7 (neu), 91.1 Absatz 2, Art. 128.1

(neu), in Kraft am 1. Juli 2024

Beschluss vom 6. Mai 2024

Abanderung zu Art. 14 §5 Absatz 2, Art. 84 §6 Absatz 2, Art. 98.1, 109 in Kraft am 1. September

2024 mit Ausnahme des Artikels 109, der am 1. Januar 2025 in Kraft tritt.

Beschluss vom 6. Mai 2024 (Stimmabsprachen)

Abanderung zu Art. 6 §2.1, in Kraft am 6. Mai 2024
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GESCHAFTSORDNUNG DES
PARLAMENTS DER DEUTSCHSPRACHIGEN
GEMEINSCHAFT

TITEL 1 - GRUNDLAGEN ZUR ORGANISATION DES
PARLAMENTS

Artikel 1 - Gesetzliche Grundlage

Die vorliegende Geschaftsordnung fihrt die Bestimmungen des Gesetzes vom 31. Dezem-
ber 1983 lber institutionelle Reformen fir die Deutschsprachige Gemeinschaft, nachfol-
gend als Gesetz vom 31. Dezember 1983 bezeichnet, aus.

Art. 2 — Konstituierung des Parlaments

Nach jeder vollstandigen Erneuerung des Parlaments prift die vorlaufige Plenarversamm-
lung zunachst die Wahlmandate der Abgeordneten gemaB Artikel 14 und wahlt ein Prasi-
dium gemaB Artikel 23. Unmittelbar im Anschluss erklart der Prasident das Parlament flr
konstituiert und teilt dies dem Koénig, der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft,
den gesetzgebenden Kammern sowie den anderen Gemeinschafts- und Regionalparlamen-
ten mit.

Art. 3 - Legislaturperiode und Sitzungsperiode

Die Legislaturperiode, fiir die die Abgeordneten gewahlt sind, entspricht dem in Artikel 117
der Verfassung festgelegten Zeitraum.

Die Legislaturperiode ist in Sitzungsperioden unterteilt, innerhalb derer die Sitzungen des
Parlaments und seiner Organe stattfinden. Die Sitzungsperiode wird zu dem in Artikel 42
des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 vorgesehenen Zeitpunkt vom Prasidenten erdéffnet
und von der Regierung zu dem von ihr festgelegten Zeitpunkt geschlossen.

[Bei Auflésung des Parlaments erledigt der vor der Auflésung amtierende Prasident die
laufenden Geschafte, insofern er als Parlamentsmitglied wiedergewahlt wurde. Falls er sich
nicht zur Wahl gestellt hat oder nicht wiedergewahlt wurde, wird diese Aufgabe vom rang-
hochsten Vizeprasidenten wahrgenommen, der als Parlamentsmitglied wiedergewahlt
wurde. Falls keiner der Vizeprasidenten sich zur Wahl gestellt hat oder wiedergewahlt
wurde, erledigt das dienstdlteste, wiedergewahlte Parlamentsmitglied die laufenden Ge-
schafte.]?

Art. 4 - Sitz des Parlaments

Der Sitz des Parlaments befindet sich in Eupen, Platz des Parlaments 1.

Die Sitzungen der Parlamentsorgane finden in der Regel am Sitz des Parlaments statt. Die
Parlamentsorgane kdnnen jedoch beschlieBen, an einem anderen Ort zu tagen. Uberstei-
gen die damit verbundenen, absehbaren Kosten einen vom erweiterten Prasidium festge-
legten Betrag, ist vorher das Einverstandnis des erweiterten Prasidiums einzuholen.

[Unter den vom Prasidium festgelegten Bedingungen und Modalitaten kdnnen die Abge-
ordneten, die beratenden Mandatare sowie alle weiteren dazu eingeladenen Personen an

1 ersetzt durch Art. 1 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Sitzungen der Parlamentsorgane per Videozuschaltung oder mit Hilfe einer anderen gleich-
wertigen Technik teilnehmen.]?

Art. 5 - Amtssprache des Parlaments

Die Amtssprache im Parlament ist Deutsch.

Alle Parlamentsdokumente werden in Deutsch verdffentlicht. Texte, die in ihrer Original-
fassung in einer anderen Sprache abgefasst sind, werden im Hinblick auf deren Veréffent-
lichung als Parlamentsdokument ins Deutsche Ubersetzt. Bei Bedarf wird die deutsche
Ubersetzung zusammen mit der Originalfassung verdffentlicht.

Alle miuindlichen Ausfiihrungen, Beratungen und Abstimmungen erfolgen in Deutsch.
Mindliche Ausfiihrungen in anderen Sprachen von Personen, die nicht zum Parlament ge-
héren, werden simultan Gbersetzt und in Deutsch in die Berichte Uber die Beratungen auf-
genommen.

Die Parlamentsorgane kénnen von den in den vorherigen Absatzen festgehaltenen Rege-
lungen abweichen.

Art. 6 - Beschlussfassung und Abstimmungen

8§81 - Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen in der Verfassung, im Gesetz vom
31. Dezember 1983 und in der vorliegenden Geschaftsordnung werden alle Beschllisse der
Plenarversammlung, des Prasidiums, des erweiterten Prasidiums und der Ausschiisse mit
absoluter Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit ist die zur Abstimmung vor-
gelegte Beschlussvorlage verworfen.

Die absolute Stimmenmehrheit ist erreicht, wenn die Mehrheit der Mitglieder eines Parla-
mentsorgans anwesend ist und mehr Jastimmen als Neinstimmen abgegeben wurden. Ent-
haltungen und ungiiltige Stimmen werden fir die Feststellung der Anwesenheiten, nicht
aber fur die Feststellung der Stimmenmehrheit beriicksichtigt. Bei den Mitgliedern, die zum
Zeitpunkt der Abstimmung anwesend sind, aber nicht abstimmen oder ihren Wahlzettel
nicht ausflllen, wird erachtet, dass sie sich enthalten haben.

Wenn die Mehrheit der Mitglieder eines Parlamentsorgans nicht anwesend ist, kann der
Vorsitzende die Sitzung flir maximal eine Stunde unterbrechen. Wenn er von dieser M6g-
lichkeit keinen Gebrauch macht oder wenn das Parlamentsorgan nach der Unterbrechung
immer noch nicht beschlussfahig ist, beruft er eine neue Sitzung ein. Diese Sitzung findet
friihestens einen Arbeitstag nach der Sitzung statt, bei der keine Mehrheit der Mitglieder
anwesend war.

[Im Sinne von Absatz 2 gelten die Abgeordneten, die gemaB Artikel 4 Absatz 3 per Video-
zuschaltung oder mit Hilfe einer anderen gleichwertigen Technik an einer Sitzung eines
Parlamentsorgans teilnehmen, als anwesend, insofern deren tatsachliche Teilnahme an der
Sitzung eindeutig festgestellt wird.]3

§2 - Die Reihenfolge der Abstimmungen Uber die Beschlussvorlagen wird so eingeteilt,

dass alle Meinungen am besten zum Ausdruck kommen kénnen. Dabei sind folgende Re-

geln zu beachten:

- Abstimmungen Uber Geschaftsordnungsfragen haben Vorrang vor den Abstimmungen
zur Sache.

- Abédnderungsvorschlage werden vor der Beschlussvorlage abgestimmt, auf die sie sich
beziehen.

- Eine Beschlussvorlage, die mehrere Punkte umfasst, wird auf Antrag aufgeteilt.

2 eingefugt durch Art. 2 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
3 eingefugt durch Art. 3 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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- Liegen mehrere Beschlussvorlagen zu ein und demselben Gegenstand vor, ist zunachst
Uber die weitestgehende abzustimmen. Gehen die Beschlussvorlagen gleich weit, ist
tiber die Alteste zuerst abzustimmen. Wird eine solche Beschlussvorlage angenommen,
sind alle anderen verworfen.

[§2.1 — Die Abgeordneten kdnnen jederzeit untereinander Stimmabsprachen in dem Sinne
treffen, dass sich ein Abgeordneter nach entsprechender Absprache mit einem abwesen-
den Abgeordneten im Rahmen einer Abstimmung der Stimme enthalt.

Erstreckt sich die Abwesenheit Gber einen langeren Zeitraum oder wird sie durch be-
stimmte, wiederkehrende Ereignisse verursacht, kann der Abgeordnete oder seine Fraktion
das Prasidium mit der Regelung der Stimmabsprache und den diesbezliglichen Verfahrens-
fragen befassen.]*

§3 - Der Vorsitzende des Parlamentsorgans leitet die Abstimmungen. Bezugnehmend auf
die Beschlussvorlage fragt der Vorsitzende nacheinander, wer dafir ist, wer dagegen ist
und wer sich enthalt. Eine Abstimmung ist erst dann abgeschlossen, wenn alle drei Fragen
gestellt und beantwortet wurden. Zwischen diesen Fragen darf das Wort nicht ergriffen
werden.

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen auBern die Mitglieder ihren Willen entweder
durch einstimmige Zustimmung, die vom Vorsitzenden festgestellt wird, oder durch Ab-
stimmung per Handzeichen. Der Vorsitzende kann Uber jeden Gegenstand neu abstimmen
lassen, wenn er Zweifel an der OrdnungsmaBigkeit der abgegebenen Stimmen hat.

Aus eigener Initiative oder auf Antrag von mindestens zwei Abgeordneten kann der Vor-
sitzende auch gemaB Artikel 69 §§ 2 und 3 namentlich abstimmen lassen.

[Nehmen ein oder mehrere Abgeordnete gemaB Artikel 4 Absatz 3 per Videozuschaltung
oder mit Hilfe einer anderen gleichwertigen Technik an einer Sitzung eines Parlamentsor-
gans teil, stellt der Vorsitzende der Sitzung sicher, dass deren Abstimmungsverhalten ein-
deutig festgestellt wird.]>

84 - Das Ergebnis der Abstimmungen wird vom Vorsitzenden festgestellt und verklindet.
Im Anschluss verklindet er die Annahme oder die Ablehnung der Beschussvorlage.

Art. 7 - Offentlicher bzw. geheimer Charakter der Sitzungen

§1 - Die Plenarversammlung tagt in 6ffentlicher Sitzung.

Auf Antrag des Prasidenten oder von mindestens zwei Abgeordneten kann die Plenarver-
sammlung beschlieBen, ganz oder teilweise in geheimer Sitzung zu tagen.

§2 — Das Prasidium und das erweiterte Prasidium tagen in geheimer Sitzung. AuB3er fir die
Beratung von Personalfragen kénnen beide beschlieBen, ganz oder teilweise in 6ffentlicher
Sitzung zu tagen.

§3 - Die Ausschisse tagen in geheimer Sitzung.
In Abweichung von Absatz 1 tagen die Ausschisse in 6ffentlicher Sitzung, wenn sie:

- [in Anwendung der Artikel 14 §3, 84 §5, 85 §4, 86 §5 und 96 §4 tagen oder]®
- dies beschlieBen.

4 eingefugt durch Art. 1 des Parlamentsbeschlusses (Stimmabsprachen) vom 06.05.2024
eingefligt durch Art. 3 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
6 abgeéndert durch Art. 1 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
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[Von der im Absatz 2 Spiegelstrich 2 vorgesehenen Mdglichkeit sind die in den Artikeln 111
und 112 erwéhnten Verfolgungsausschiisse ausgenommen.]” 8

84 - Die o6ffentlichen Sitzungen eines Parlamentsorgans und die Veranstaltungen des Par-
laments kénnen im Auftrag des Prasidiums audiovisuell aufgezeichnet und ausgestrahlt
werden.

Das Prasidium kann dariber hinaus die vollstandige oder partielle audiovisuelle Aufzeich-
nung dieser Sitzungen und Veranstaltungen durch Medienvertreter oder Drittpersonen er-
lauben. Es verabschiedet dazu eine entsprechende Regelung.

Art. 8 - Anwesenheit von Drittpersonen

§1 - Den offentlichen Sitzungen kann, neben den Abgeordneten, [den Regierungsmitglie-

dern und den von ihnen beauftragten Personen]®, den beratenden Mandataren, den Per-

sonalmitgliedern der Parlamentsverwaltung und dem Fraktionspersonal, jede auBenste-

hende Person beiwohnen, insofern sie:

- den fur die Abgeordneten, beratenden Mandatare und [Regierungsmitglieder und die
von ihnen beauftragten Personen]!® vorgesehenen Raum nicht betritt,

- von jeglicher Meinungsbekundung absieht sowie

- die Ordnung und den Ablauf der Sitzung nicht stort.

§2 - Vorbehaltlich [Artikel 17, 22]'t, 25, 110 und 111 kénnen den geheimen Sitzungen

folgende Personen beiwohnen:

- die Abgeordneten, die nicht dem betreffenden Parlamentsorgan angehoéren,

- die beratenden Mandatare,

- die Mitglieder der Regierung oder die von ihr beauftragten Personen,

- die fir die Betreuung abgestellten Personalmitglieder der Parlamentsverwaltung,

- die anerkannten Fraktionssekretdre und die von den Fraktionen bezeichneten Sachver-
standigen unter den in §3 angefiihrten Bedingungen,

- die vom jeweiligen Organ eigens dazu eingeladenen Gaste und Experten.

§3 — Die Fraktionssekretdre dirfen den geheimen Sitzungen beiwohnen, selbst wenn kein
Abgeordneter ihrer Fraktion anwesend ist. Die Zahl der in einem Ausschuss anwesenden
Fraktionssekretdre ist auf einen pro Fraktion beschrankt, es sei denn, der Ausschuss be-
schlieBt etwas anderes.

Die Anwesenheit der von den Fraktionen bezeichneten Sachverstdandigen setzt voraus,
dass mindestens ein Abgeordneter der betreffenden Fraktion anwesend ist und der Vorsit-
zende vorab schriftlich Gber die Identitat und die Funktion des Sachverstandigen informiert
worden ist. Die Zahl der in einem Ausschuss anwesenden Sachverstandigen ist auf einen
pro Fraktion beschrankt, es sei denn, der Ausschuss beschlieBt etwas anderes.

In Abweichung von den Absatzen 1 und 2 ist die Anwesenheit der Fraktionssekretare und
der von den Fraktionen bezeichneten Sachverstandigen bei den in Artikel 7 §3 Absatz 3
erwahnten Ausschissen und im Fall eines entsprechenden Beschlusses des Ausschusses
untersagt.

Die Fraktionssekretdre und die von den Fraktionen bezeichneten Sachverstdndigen dirfen
den Ablauf der Sitzung in keiner Weise stéren und das Wort nicht ergreifen. Bei Zuwider-
handeln kann der Vorsitzende alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung notwendigen MaB3-
nahmen ergreifen.

7 ersetzt durch Art. 1 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
8 ersetzt durch Art. 1 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
° abgeéndert durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
10 abgeandert durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
1 abgeandert durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Art. 9 - Polizeigewalt im Parlament und OrdnungsmaBnahmen

81 - Die Polizeigewalt im Parlament wird vom Prasidenten oder in dessen Auftrag vom
Vorsitzenden des jeweiligen Parlamentsorgans ausgelibt, der die notwendigen Anweisun-
gen zur Beachtung derselben erteilt.

§2 - Stort ein Fraktionssekretar, ein Sachverstandiger einer Fraktion, eine von der Regie-
rung beauftragte Person, ein Personalmitglied der Parlamentsverwaltung oder eine Dritt-
person den Ablauf der Sitzung eines Parlamentsorgans, ruft der Vorsitzende die betref-
fende Person zur Ordnung. Leistet die Person dem Ordnungsruf keine Folge oder stort sie
die Ordnung zum wiederholten Male, verweist der Vorsitzende die betreffende Person des
Saales.

Leistet die ausgeschlossene Drittperson der ergangenen Aufforderung keine Folge, unter-
bricht der Vorsitzende die Sitzung oder hebt sie auf und gibt die zur Ausfihrung seiner
Entscheidung notwendigen Anordnungen.

§3 - Stort ein Abgeordneter, ein beratender Mandatar oder ein Regierungsmitglied den
Ablauf der Sitzung eines Parlamentsorgans, ruft der Vorsitzende die betreffende Person
zur Ordnung. Im Wiederholungsfall ruft der Vorsitzende nochmals zur Ordnung, [wobei
dies entsprechend protokolliert wird]!2. Diese MaBnahme hat zur Folge, dass automatisch
das Wort entzogen wird. Darliber hinaus kann der Vorsitzende beschlieBen, der betreffen-
den Person bis zum Ende der Sitzung jegliche Wortmeldung zu verbieten.

Bei einem weiteren VerstoB3 oder in schwerwiegenden Fallen verweist der Vorsitzende die
betreffende Person flir einen genau festgelegten Zeitraum des Sitzungssaales.

Leistet die ausgeschlossene Person der ergangenen Aufforderung keine Folge, unterbricht
der Vorsitzende die Sitzung oder hebt sie auf und gibt die zur Ausfiihrung seiner Entschei-
dung notwendigen Anordnungen.

Kommt es wahrend der AusschlieBungsfrist zu einer Abstimmung, bei der die Stimme eines
ausgeschlossenen Abgeordneten hatte ausschlaggebend sein kénnen, muss nach Ablauf
der AusschlieBungsfrist eine neue Abstimmung vorgenommen werden, es sei denn, dass
das Parlamentsorgan es vorzieht, den ausgeschlossenen Abgeordneten wahrend des Aus-
schlusses an der Abstimmung teilnehmen zu lassen.

Der Abgeordnete, der beratende Mandatar oder das Regierungsmitglied, gegen den bzw.
das eine OrdnungsmaBnahme verhangt wurde, kann die OrdnungsmaBnahme beim erwei-
terten Prasidium beanstanden und dort vorsprechen. Das erweiterte Prasidium entscheidet
Uber die RechtmaBigkeit der OrdnungsmaBnahme und gegebenenfalls (iber weitere Sank-
tionen oder Uber die MaBnahmen zur Revidierung der OrdnungsmaBnahme. Es teilt seine
Entscheidung dem betreffenden Parlamentsorgan und der Plenarversammlung auf der
nachstfolgenden Sitzung mit.

Art. 10 - Geheimhaltungspflicht

§1 - Unterliegen der Geheimhaltungspflicht, alle Informationen die:

- im Rahmen von geheimen Sitzungen der Plenarversammlung, des Prasidiums und des
erweiterten Prasidiums verbreitet werden,

- im Rahmen der in Artikel 7 §3 Absatz 3 erwahnten Ausschlisse verbreitet werden,

- im Rahmen von geheimen Sitzungen der Ausschisse verbreitet und aufgrund eines ent-
sprechenden Beschlusses des Ausschusses als geheimhaltungspflichtig eingestuft wer-
den und die

- im Rahmen der Prifung der Rechnungslegung des Parlaments verbreitet werden.

12 abgeandert durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Die Geheimhaltungspflicht gilt flir alle Personen, die an den in Absatz 1 angefihrten Sit-
zungen teilnehmen. Drittpersonen werden Uber die Geheimhaltungspflicht unterrichtet.
Die von den Fraktionen bezeichneten Sachverstandigen unterzeichnen im Rahmen der in
Artikel 8 §3 Absatz 2 angeflihrten Mitteilung eine Erklarung zur Achtung der Geheimhal-
tungspflicht.

§2 - Die Missachtung der Geheimhaltungspflicht durch einen Abgeordneten, ein Regie-
rungsmitglied oder eine von der Regierung beauftragte Person, einen beratenden Manda-
tar, einen Fraktionssekretadr, einen Sachverstandigen einer Fraktion oder durch ein Perso-
nalmitglied der Verwaltung wird vom Prasidenten festgestellt, nachdem er die beschuldigte
Person angehért und das Gutachten des Parlamentsorgans eingeholt hat, in dessen Sitzung
die geheimhaltungspflichtige Information verbreitet wurde. Wenn das Mandat des betref-
fenden Parlamentsorgans beendet wurde, holt er das Gutachten des erweiterten Prasidi-
ums ein.

Die Abgeordneten, deren Missachtung der Geheimhaltungspflicht gemaB Absatz 1 festge-
stellt wurde, verlieren wahrend drei Monaten Anrecht auf 20 Prozent all ihrer Beziige. Im
Wiederholungsfall belauft sich der Abzug auf 50 Prozent all ihrer Beziige. Das erweiterte
Prasidium kann dariber hinaus beschlieBen, sie flr einen gewissen Zeitraum von den Sit-
zungen des Parlamentsorgans auszuschlieBen, in dessen Sitzung die geheimhaltungs-
pflichtig Information verbreitet wurde.

Die von der Regierung beauftragten Personen, die beratenden Mandatare, die Fraktions-
sekretare, die Sachverstandigen einer Fraktion oder die Personalmitglieder der Verwal-
tung, deren Missachtung der Geheimhaltungspflicht gemaB Absatz 1 festgestellt wurde,
werden fir einen vom erweiterten Prasidium festgelegten Zeitraum von den Sitzungen des
Parlamentsorgans ausgeschlossen, in dessen Sitzung die geheimhaltungspflichtige Infor-
mation verbreitet wurde.

Art. 11 - Grundlegende Verfahrensfragen

§1 - Die Mitglieder eines Parlamentsorgans kénnen jederzeit beantragen:

die Bestimmungen der Geschaftsordnung anzuwenden,

einen Tagesordnungspunkt zu streichen oder zu vertagen,

die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu dndern,

einen zusatzlichen Punkt wegen Dringlichkeit auf die Tagesordnung zu setzen,

eine bereits begonnene Aussprache zu beenden, zu unterbrechen oder zu vertagen,

im Anschluss an eine Stellungnahme eines Regierungsmitglieds das Wort zu ergreifen,
einen persoénlichen Angriff zurlickzuweisen, eine unrichtige Wiedergabe von
Ausflihrungen zu berichtigen oder eine Behauptung sachlich richtigzustellen,

ihr Stimmverhalten oder das ihrer Fraktion global zu einem Beratungsgegenstand zu
begriinden, wobei diese Stellungnahme vor Beginn der Abstimmungen zu erfolgen hat.

NouhwNn=

®

Die in Absatz 1 Nummern 1, 6 und 7 aufgeflihrten Antrage kénnen auch von Abgeordneten,
die nicht Mitglied des betreffenden Parlamentsorgans sind, und von beratenden Mandata-
ren gestellt werden.

§2 - Die Behandlung der in §1 angeflihrten Antrage hat stets Vorrang vor dem Hauptge-
genstand. Durch diese Antrage wird eine laufende Aussprache gegebenenfalls unverztiglich
unterbrochen.

Das jeweilige Parlamentsorgan legt die Redezeit fir das Vorbringen und, falls dies gemaB
Absatz 3 vorgesehen ist, fir die Aussprache lber den gestellten Antrag fest. Falls dies
nicht geschieht, dirfen der Autor des Antrags und zusatzlich ein Abgeordneter pro Fraktion
wahrend maximal finf Minuten das Wort ergreifen.
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Uber die in §1 Absatz 1 Nummern 1-5 angefiihrten Antrdge stimmt das jeweilige Parla-
mentsorgan ab, nachdem gegebenenfalls eine entsprechende Aussprache stattgefunden
hat. Die in §1 Absatz 1 Nummern 4 und 5 angefihrten Antrage missen zudem einstimmig
angenommen werden. Den in §1 Absatz 1 Nummern 6-8 angefiihrten Antragen ist von
Rechts wegen stattzugeben.

Art. 12 - Personenbezeichnungen

Personenbezeichnungen in der vorliegenden Geschéaftsordnung gelten fur [alle]!® Ge-
schlechter.

Art. 13 - Fristen

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen sind die in der vorliegenden Geschéftsord-
nung festgelegten Fristen in Arbeitstagen ausgedriickt.

Als Arbeitstage gelten alle Tage mit Ausnahme der Samstage und Sonntage, der gesetzli-
chen und offiziellen Feiertage und der Tage, an denen aufgrund eines Prasidiumsbeschlus-
ses die Parlamentsverwaltung geschlossen ist.

TITEL 2 — ORGANISATION DES PARLAMENTS

KAPITEL 1 - DIE ABGEORDNETEN

[Abschnitt 1 - Priifung der Giiltigkeit der Wahlen und der Wahlmandate sowie
Eidesleistung der Abgeordneten]!*

[Art. 14 - Priifung der Giiltigkeit der Wahlen und der Wahimandate

§1 - Nach jeder vollstandigen Erneuerung des Parlaments tritt die vorldufige Plenarver-
sammlung unter Vorsitz des dienstaltesten anwesenden Abgeordneten zu dem im Gesetz
vom 31. Dezember 1983 vorgesehenen Zeitpunkt zusammen, um Uber die Giltigkeit der
Wahlen und der Wahlmandate der ins Parlament gewdhlten Abgeordneten und ihrer Er-
satzmitglieder zu befinden. Die vorlaufige Plenarversammlung setzt sich aus den vom
Hauptwahlvorstand als gewahlt ausgerufenen Kandidaten zusammen, wobei die Kandida-
ten, die vor Beginn der Sitzung verstorben sind oder schriftlich mitgeteilt haben, dass sie
das Parlamentsmandat nicht antreten werden, durch die vom Hauptwahlvorstand ausge-
rufenen Ersatzkandidaten unter Berlicksichtigung der vom Hauptwahlvorstand festgeleg-
ten Reihenfolge ersetzt werden.

Die Wahlprotokolle werden zusammen mit den Belegstlicken und etwaigen Beschwerden,
die gemaB Artikel 50 des Gesetzes vom 6. Juli 1990 zur Regelung der Modalitaten fir die
Wahl des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft eingelegt wurden, an den Aus-
schuss zur Priifung der Wahlmandate weitergeleitet. Die vorerwahnten Dokumente liegen
ab dem Arbeitstag, der auf den Tag des Eingangs folgt, fir die gewahlten Kandidaten und
die Beschwerdefiihrer im Sekretariat des Greffiers zur Einsicht aus.

§2 - Jede Liste, die sich zur Wahl des Parlaments gestellt hat und von der mindestens ein
Kandidat direkt in das Parlament gewahlt wurde, entsendet einen dieser direkt gewahlten
Abgeordneten in den Ausschuss zur Priifung der Wahimandate. Direkt gewahlte Abgeord-
nete, die selbst eine Beschwerde hinterlegt haben oder aber persénlich von einer Be-
schwerde betroffen sind, dirfen nicht in den Ausschuss zur Prifung der Wahlmandate ent-
sendet werden. Das vorerwahnte Entsendeverbot gilt nicht flir den Fall, dass alle direkt
gewadhlten Abgeordneten einer Liste eine Beschwerde hinterlegt haben oder aber person-
lich von einer Beschwerde betroffen sind. In diesem Fall darf die betroffene Liste einen

13 abgeandert durch Art. 6 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
4 abgeandert durch Art. 2 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
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ihrer direkt gewahlten Abgeordneten in den Ausschuss zur Prifung der Wahlmandate ent-
senden. Dabei gilt jedoch, dass der entsandte Abgeordnete, vorbehaltlich des in §3 Ab-
satz 3 angefihrten Anhérungsrechts, nicht an den Beratungen und Abstimmungen teil-
nimmt, die sich auf seine eigene Beschwerde bzw. auf die Beschwerde, von der er persén-
lich betroffen ist, beziehen.

Der dienstéalteste anwesende Abgeordnete nimmt von Rechts wegen den Vorsitz des Aus-
schusses ein. Der Ausschuss benennt einen Berichterstatter, der beauftragt ist, dem
Parlament die Schlussfolgerungen aus der Prifung vorzulegen. Der Greffier kann den
Debatten und Beratungen beiwohnen, ebenso wie gegebenenfalls die Beamten, die er zu
seiner Unterstlitzung oder Vertretung bestellt.

§3 - Der Ausschuss Uberpriift die Glltigkeit der Wahlen und der Wahlmandate anhand der
ihm vorgelegten Wahlprotokolle, Belegstiicke und Beschwerden. Er kann beschlieBen, sich
weitere Unterlagen oder Analysen vorlegen zu lassen und Zeugen oder Sachverstandige
anzuhoren.

Der Ausschuss kann die Neuauszahlung der Stimmzettel bzw. eines Teils der Stimmzettel
anordnen. Dabei ist die einschlagige, im Gesetz vom 6. Juli 1990 zur Regelung der Moda-
litaten fur die Wahl des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft bzw. im Gesetz
vom 7. Februar 2014 zur Organisierung der elektronischen Wahl mit Papierbescheinigung
enthaltene Regelung zur Stimmauszahlung in sinngemaBer Anwendung zu berticksichti-
gen.

Falls eine Beschwerde hinterlegt wurde, wird der Beschwerdefiihrer vor den Ausschuss zu
einer Anhdérung in 6ffentlicher Sitzung geladen, es sei denn, er verzichtet ausdricklich auf
dieses Recht. Der Beweis fir seine Einladung wird der Beschwerdeakte beigefligt. Der
Beschwerdefiihrer hat das Recht, Einsicht in die zur Beschwerde gehdérigen Unterlagen zu
nehmen, sich von einer Person seiner Wahl beistehen zu lassen und bis zum Abschluss der
Anhorung entsprechende Belegstiicke vorzulegen. Im Rahmen der Anhérung tragt der
Beschwerdeflihrer oder sein Beistand seine Klagegriinde vor. Die Ausschussmitglieder kén-
nen dazu Fragen stellen. Der Ausschuss kann die Redezeit des Beschwerdefiihrers oder
seines Beistands nach Recht und Billigkeit begrenzen.

Der Ausschuss berat abschlieBend in geheimer Sitzung Uber die Gliltigkeit der Wahlen und
der Wahlmandate sowie Uber die diesbezliglich gegebenenfalls eingereichten Beschwer-
den. Dabei bertlicksichtigt der Ausschuss im Grundsatz nur die etwaig festgestellten Unre-
gelmaBigkeiten, die nachweislich Auswirkungen auf die Verteilung der Sitze zwischen den
Listen, auf die Verteilung der Sitze zwischen den Kandidaten einer selben Liste oder auf
die Reihenfolge der Ersatzkandidaten einer selben Liste haben kénnten. Belegstilicke, die
nach Beginn dieser Abschlussberatungen hinterlegt werden, finden keine Berlicksichti-
gung, es sei denn, der Ausschuss beschlieBt die Wiedererdffnung der Prifung und gege-
benenfalls eine erneute Anhérung des Beschwerdefliihrers. Die Schlussfolgerungen des
Ausschusses enthalten besonders zu begrindende Beschlussvorschlage zu den einzelnen
hinterlegten Beschwerden. Der Ausschuss kann seinen Schlussfolgerungen alle Unterlagen
beifliigen, die er fir wichtig erachtet.

Die Schlussfolgerungen und die Beschlussvorschlage zu den jeweiligen Beschwerden wer-
den den Beschwerdefiihrern per Einschreiben oder gegen Empfangsbestdtigung zugestellt.
Innerhalb einer Frist von zwei Arbeitstagen nach Eingang der Beschlussvorschldge haben
die Beschwerdefiihrer das Recht, nochmals auf die Schlussfolgerungen und die ihre Be-
schwerde betreffenden Beschlussvorschldge schriftlich zu reagieren. Die in diesem Rahmen
abgegebenen Stellungnahmen werden der Plenarversammlung gemeinsam mit den
Schlussfolgerungen des Ausschusses vorgelegt.
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84 - Der Berichterstatter stellt der Plenarversammlung die Schlussfolgerungen des Aus-
schusses vor. Im Anschluss stimmt die vorlaufige Plenarversammlung tber die Schlussfol-
gerungen des Ausschusses ab, wobei Gber jede Beschwerde getrennt abzustimmen ist.

Wenn Uber die einzelnen Beschlussvorschlage abgestimmt worden ist und einer oder meh-
rere dieser Beschlussvorschlége verworfen wurden, werden die Schlussfolgerungen an den
Ausschuss zur Prifung der Wahlmandate riickverwiesen. Die Entscheidung der Plenarver-
sammlung wird dem Beschwerdefiihrer per Einschreiben oder gegen Empfangsbestatigung
zugestellt. Der Ausschuss kann in Bezug auf die Beschwerden erst dann neue Beschluss-
vorschldage formulieren bzw. die Beschlussvorschlage aus der ersten Lesung bestatigen,
wenn er den Beschwerdeflihrern die Mdglichkeit gegeben hat, sich nach Eingang der Ent-
scheidung des Plenums erneut zu auBBern. Die in §3 Absatz 3 aufgefiihrten Modalitaten zur
Einladung und Anhdrung des Beschwerdefiihrers finden in diesem Fall Anwendung. Unmit-
telbar im Anschluss an die Anhérung berat der Ausschuss gemaB §3 Absatz 4 erneut Uber
die Gultigkeit der Wahlen und der Wahlmandate und legt der Plenarversammlung entspre-
chende Schlussfolgerungen und Beschlussvorschlage vor. AnschlieBend befindet die Ple-
narversammlung gemaB Absatz 1 Uber die Vorlagen des Ausschusses.

Unter der Voraussetzung, dass die Plenarversammlung auf die Glltigkeit der Wahlen und
der Wahlmandate geschlossen hat, erklart der dienstédlteste anwesende Abgeordnete die-
jenigen zu Abgeordneten, deren Wahlmandat fiir glltig erklart wurde. Auf dieselbe Weise
wird in Bezug auf die Ersatzmitglieder verfahren.

Erklart die Plenarversammlung die Wahlen aufgrund der festgestellten UnregelmaBigkeiten
flr unglltig, teilt der Vorsitzende diese Entscheidung unverzliglich dem fiir die Organisa-
tion der Wahlen zustandigen foderalen Minister sowie der Regierung der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft mit.

Der Beschluss der Plenarversammlung wird als Parlamentsdokument veréffentlicht und
den etwaigen Beschwerdeflihrern per Einschreiben oder gegen Empfangsbestatigung zu-
gestellt.

§5 - Im Falle einer Teilwahl erfolgt die Prifung der Giltigkeit der Wahlen und der Wahl-
mandate sowie die Behandlung von dazu etwaig eingereichten Beschwerden gemaB dem
in §§1-4 festgelegten Verfahren.

[Wird ein Abgeordnetenmandat vakant, erfolgt die Prifung des Wahlmandats des nach-
riickenden Ersatzmitglieds und die Behandlung von Beschwerden in Bezug auf die Nach-
folge und in Bezug auf die Griinde, die zur Vakanz des Mandats gefiihrt haben, mutatis
mutandis gemaB dem in §§1-4 festgelegten Verfahren.]!>]t6 17

Art. 15 - Eidesleistung

Nachdem ihr Wahlmandat fir giltig erklart wurde, leisten die Abgeordneten vor dem Vor-
sitzenden den in Artikel 13 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 aufgefiihrten Eid.

Vorbehaltlich Artikel 14 §1 dlrfen die direkt gewahlten Abgeordneten und die Ersatzmit-
glieder, die den Eid noch nicht geleistet haben, nicht an den Sitzungen der Parlamentsor-
gane teilnehmen.

15 ersetzt durch Art. 1 des Parlamentsbeschlusses vom 06.05.2024
16 abgeandert durch Art. 7 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
17 ersetzt durch Art. 3 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
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Abschnitt 2 - AuBerparlamentarische Mandate und Amter
Art. 16 - Erkldrung der Mandate und Amter

81 - Im Hinblick auf die Anwendung der Artikel 10-11 und 14bis des Gesetzes vom 31. De-
zember 1983 teilt jeder Abgeordnete vor seinem Mandatsantritt dem Prasidenten alle
zweckdienlichen Angaben in Bezug auf die anderen offentlichen Mandate, offentlichen
Funktionen und éffentlichen Amter politischer Art mit, die er ausiibt.

Jedes Mal, wenn dazu Anlass besteht, informiert der Abgeordnete den Prasidenten Uber
jede diesbeziigliche Anderung.

§2 - Die in Artikel 14bis Absatz 1 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 angeflihrte
Hbéchstgrenze wird durch die Konferenz der Prasidenten der belgischen parlamentarischen
Versammlungen festgelegt. Der entsprechende Betrag wird jdhrlich vor Ende des Monats
Januar im Belgischen Staatsblatt verdffentlicht.

[Das Prasidium]'® legt die weiteren Modalitédten zur Ausflihrung der vorliegenden Bestim-
mung fest.

KAPITEL 2 - DIE BERATENDEN MANDATARE
Art. 17 - Beratende Mandatare

Die in Artikel 8 §4 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 erwahnten Mandatare, im Fol-
genden als beratende Mandatare bezeichnet, kdnnen den Sitzungen der Plenarversamm-
lung[, der standigen Ausschiisse sowie den Sitzungen der besonderen Ausschiisse, inso-
fern dies ausdrticklich bei deren Einsetzung beschlossen wurde, beiwohnen]°.

Sie verfligen uber kein Initiativ- und Kontrollrecht. [In diesem Sinne dlrfen sie weder
Beschlussvorlagen hinterlegen noch Fragen jedwelcher Art an die Adresse der Regierung
richten.]?°

KAPITEL 3 - DIE FRAKTIONEN
Art. 18 - Zusammensetzung

81 - Die Abgeordneten kdnnen sich zu Fraktionen zusammenschlieBen. Eine nicht aner-
kannte Fraktion setzt sich aus zwei Abgeordneten und eine anerkannte Fraktion aus min-
destens drei Abgeordneten zusammen. Abgeordnete, die keiner Fraktion angehdren, wer-
den als Fraktionslose bezeichnet.

Kein Abgeordneter darf mehr als einer Fraktion angehéren.

Die Fraktionen libermitteln dem Prasidium die Liste ihrer Mitglieder sowie die Namen des
Fraktionsvorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden.

§2 - Jede Anderung in der Zusammensetzung einer Fraktion ist dem Prasidenten mitzu-
teilen, mit der Unterschrift des betreffenden Abgeordneten, wenn es sich um einen Riick-
tritt handelt, mit der Unterschrift des Fraktionsvorsitzenden, wenn es sich um einen Aus-
schluss handelt, mit der Unterschrift sowohl des betreffenden Abgeordneten als auch des
Fraktionsvorsitzenden, wenn es sich um einen Beitritt handelt.

§3 - Die beratenden Mandatare kénnen sich nur einer einzigen Fraktion anschlieBen.

8 abgeandert durch Art. 2 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
19 abgeandert durch Art. 8 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
20 abgeéndert durch Art. 8 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Art. 19 - Funktionsweise

Die Fraktionen bezeichnen einen Fraktionsvorsitzenden und einen stellvertretenden Vor-
sitzenden, der bei Abwesenheit des Vorsitzenden dessen Befugnisse auslibt.

Jede Fraktion kann ein Fraktionssekretariat einrichten und dazu Mitarbeiter anstellen. Un-
ter diesen Mitarbeitern kann jede Fraktion einen oder mehrere Fraktionssekretare bezeich-
nen, die nach entsprechender Anerkennung des Prasidiums gemaB Artikel 8 den geheimen
Sitzungen der Parlamentsorgane beiwohnen durfen.

Jede Anderung in Bezug auf die Anstellung von Mitarbeitern muss dem Greffier umgehend
mitgeteilt werden.

Art. 20 - Finanzielle und materielle Unterstiitzung

§1 - Die Plenarversammlung legt den Rahmen zur finanziellen und materiellen Unterstiit-
zung der anerkannten Fraktionen, der nicht anerkannten Fraktionen und der Fraktionslo-
sen fest.

§2 - Die auf Grundlage von §1 bewilligten finanziellen und materiellen Beihilfen fir die
Fraktionen werden nicht gewdhrt, wenn ein Mitglied der Fraktion auf Grundlage des Ge-
setzes vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenopho-
bie zugrunde liegen, oder des Gesetzes vom 23. Marz 1995 zur Ahndung der Leugnung,
Verharmlosung, Rechtfertigung oder Billigung des wahrend des zweiten Weltkrieges vom
deutsch nationalsozialistischen Regime begangenen Vdélkermordes rechtskraftig verurteilt
wurde.

Wenn eine Fraktion innerhalb von vier Wochen nach einer solchen rechtskraftigen Verur-
teilung dem Prasidenten den Ausschluss des betroffenen Mitglieds mitteilt, werden ihr wei-
terhin die auf Grundlage von §1 bewilligten finanziellen und materiellen Beihilfen gewahrt.

Die auf Grundlage von §1 bewilligten finanziellen und materiellen Beihilfen fir Fraktions-
lose werden nicht gewahrt, wenn der Abgeordnete auf Grundlage des vorerwahnten Ge-
setzes vom 30. Juli 1981 oder des vorerwahnten Gesetzes vom 23. Marz 1995 rechtskraf-
tig verurteilt wurde.

KAPITEL 4 - DIE PARLAMENTSORGANE

Art. 21 - Im Sinne der vorliegenden Geschaftsordnung gelten als Parlamentsorgane:
- das Prasidium,

- das erweiterte Prasidium,

- der Prasident,

- die stédndigen und besonderen Ausschisse,

— der Ausschuss zur Prifung der Wahimandate,

- der Kontrollausschuss,

- die Untersuchungsausschisse,

- die Verfolgungsausschisse,

- die Plenarversammlung.

Abschnitt 1 - Das Prasidium und das erweiterte Prasidium

Unterabschnitt 1 - Wahl und Zusammensetzung des Prasidiums und des erweiterten
Prasidiums

Art. 22 - Zusammensetzung des Prédsidiums

81 - Das Prasidium setzt sich aus dem Prasidenten, einem oder mehreren Vizeprasidenten
und einem oder mehreren Sekretaren zusammen. Die Anzahl Vizeprasidenten und Sekre-
tare wird zu Beginn der Legislaturperiode von der Plenarversammlung festgelegt.
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Das Prasidium wird gemaB dem System der verhaltnismaBigen Vertretung der Fraktionen
gebildet, wobei jedoch gewahrleistet werden muss, dass jede anerkannte Fraktion des
Parlaments vertreten ist. [Darliber hinaus gilt,

- dass die Mitglieder von Rechts wegen zundchst aus den Reihen der Vorsitzenden der
Fraktionen gemaB Artikel 23 §4 und den Reihen der Vorsitzenden der stéandigen Aus-
schiisse gemaB Artikel 36 §4 Absatz 4 gestellt werden,

- dass der 1. Vizeprasident von der starksten Oppositionsfraktion gestellt wird, wenn der
Prasident einer der an der Mehrheit beteiligten Fraktionen angehért, und

- dass der Prasident nicht gleichzeitig das Amt eines Fraktionsvorsitzenden bekleiden
darf.]2

§2 - Der Greffier oder ein von ihm beauftragtes Personalmitglied der Parlamentsverwal-
tung wohnt den Sitzungen des Prasidiums bei.

Die Fraktionsvorsitzenden und die [Ausschussvorsitzenden, die nicht dem Prasidium an-
gehoren,]?? kénnen den Sitzungen des Prasidiums beiwohnen.

Der Prasident kann weitere Personen zu den Sitzungen des Prasidiums einladen.

Art. 23 - Wahl des Préasidiums

81 - Zu Beginn der Legislaturperiode wahlt die Plenarversammlung unter den Abgeordne-
ten nacheinander den Prasidenten, den oder die Vizeprasidenten sowie den oder die Sek-
retdare gemaB Artikel 22 §1.

Dazu wird ein vorlaufiges Prasidium gebildet, das sich aus dem [dienstaltesten]?® anwe-
senden Abgeordneten sowie den beiden jlingsten anwesenden Abgeordneten zusammen-
setzt. Der [dienstéalteste]?* anwesende Abgeordnete libernimmt die Aufgabe des einstwei-
ligen Prasidenten, die beiden jlingsten anwesenden Abgeordneten die der einstweiligen
Sekretdre. Gemeinsam leiten sie das Verfahren zur Wahl des Prasidiums.

§2 - Die Wahl der einzelnen Mitglieder des Prasidiums erfolgt in geheimer Wahl.

§3 - Zunachst erfolgt die Wahl des Prasidenten. Die Fraktionen schlagen dazu einen oder
mehrere Kandidaten vor, wobei nur die Fraktionen Kandidaten vorschlagen diirfen, die
geman der verhaltnismaBigen Vertretung lGber mindestens ein Mandat im Prasidium ver-
figen. Nur der oder die Kandidaten, die ihre Kandidatur annehmen, kommen fir die Wahl
infrage.

Nachdem die Kandidaten feststehen, erfolgt der Wahlvorgang. Die einstweiligen Sekretare
Uberprifen die Anzahl Stimmberechtigter und nehmen die Stimmenzahlung vor, hachdem
den Abgeordneten entsprechende Stimmzettel ausgehandigt wurden.

Der Kandidat, der die absolute Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigt, ist gewahlt. Bei
Stimmengleichheit erhalt der Kandidat den Vorrang, der ohne Unterbrechung am langsten
das Mandat als Abgeordneter im Parlament bzw. im Rat der Deutschsprachigen Gemein-
schaft oder im Rat der deutschen Kulturgemeinschaft austlibt. Bei gleicher Mandatsdauer
erhalt der jingste Kandidat den Vorrang.

Wenn beim ersten Wahlgang keiner der Kandidaten die absolute Mehrheit erreicht hat,
wird ein zweiter Wahlgang durchgefiihrt. Dabei stehen nur die beiden Kandidaten zur Wahl,

21 abgeédndert durch Art. 9 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
22 abgeéandert durch Art. 9 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
23 abgeédndert durch Art. 10 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
24 abgeéndert durch Art. 10 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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die beim ersten Wahlgang die meisten Stimmen erreicht haben und die ihre Kandidatur
aufrechterhalten. Bei Stimmengleichheit findet die in Absatz 3 festgelegte Regel Anwen-
dung.

84 - Das in §3 festgelegte Verfahren findet nacheinander flir die Wahl der einzelnen Vize-

prasidenten und der Sekretdre Anwendung. [Dabei gilt,

- dass die Fraktionen, die gemaB der verhaltnismaBigen Vertretung bereits alle ihnen zu-
stehenden Mandate im Prasidium besetzt haben, keine Kandidaten mehr vorschlagen
dirfen und

- dass die Fraktionen vorrangig ihre jeweiligen Vorsitzenden als Kandidaten vorschlagen
muissen.]?®

§5 - In Abweichung von den §§2-4 findet keine Wahl statt, wenn fir jedes der zu beset-
zenden Mandate im Prasidium nur ein einziger Kandidat vorgeschlagen wurde [und dabei
sowohl die Verteilung der Mandate gemaf der verhaltnismaBigen Vertretung als auch der
Vorrang der Fraktionsvorsitzenden berlicksichtigt wurde]?®. In diesem Fall gelten der oder
die vorgeschlagenen Kandidaten ohne Wahlgang als gewahlt.

Art. 24 - Ersatz und Abwahl von Présidiumsmitgliedern

§1 - Treten ein oder mehrere Prasidiumsmitglieder im Laufe einer Legislaturperiode von
ihrem Mandat zuriick, erfolgt eine Neuwahl fir die frei gewordenen Mandate [unter Be-
ricksichtigung der in Artikel 22 beschriebenen Bedingungen und]?’ gemaB dem in Artikel
23 beschriebenen Verfahren.

§2 - Eine Neuwahl eines oder mehrerer Prasidiumsmitglieder erfolgt dariiber hinaus jedes
Mal dann, wenn mindestens drei Abgeordnete einen entsprechenden Misstrauensantrag
hinterlegen. Unter Berlicksichtigung des Systems der verhaltnismaBigen Vertretung findet
Artikel 88 in diesem Fall mit den erforderlichen Anpassungen Anwendung.

Art. 25 - Erweitertes Préasidium

81 - Das erweiterte Prasidium setzt sich [zusammen aus den Prasidiumsmitgliedern sowie
den Vorsitzenden der Fraktionen und Ausschisse, die nicht dem Prasidium angehoren]?8.

§2 - Der Greffier oder ein von ihm beauftragtes Personalmitglied der Parlamentsverwal-
tung wohnt den Sitzungen des erweiterten Prasidiums bei.

Die Regierung oder [eine von ihr beauftragte Person]?® kann den Sitzungen des erweiter-
ten Prasidiums beiwohnen.

Der Prasident kann weitere Personen zu den Sitzungen des erweiterten Prasidiums einla-
den.

Unterabschnitt 2 — Aufgaben des Prasidiums und des erweiterten Prasidiums

Art. 26 - Aufgaben des Pridsidiums

Das Prasidium nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch das Gesetz vom 31. Dezember
1983 und durch die vorliegende Geschaftsordnung aufgetragen werden.

Das Prasidium regelt insbesondere alle administrativen und finanziellen Angelegenheiten
des Parlaments, seiner Organe und der Parlamentsverwaltung. Es kann diese Befugnis
delegieren.

25 abgeéndert durch Art. 10 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
26 abgeédndert durch Art. 10 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
27 abgeéndert durch Art. 11 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
28 abgeéndert durch Art. 12 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
2% abgeéndert durch Art. 12 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Das Prasidium ernennt das Personal des Parlaments mit Ausnahme des Greffiers. Es legt
das Organigramm der Parlamentsverwaltung fest.

Das Prasidium vertritt das Parlament bei auBergerichtlichen Handlungen. Es kann diese
Aufgabe an eine oder mehrere Personen delegieren.

Art. 27 - Aufgaben des erweiterten Préasidiums

Das erweiterte Prasidium nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch die vorliegende Ge-
schaftsordnung aufgetragen werden.

Das erweiterte Prasidium organisiert insbesondere die Arbeit des Parlaments. Dazu geho-

ren insbesondere:

- die Festlegung des Arbeitsplans der Plenarversammlung und der Ausschisse,

- die Festlegung der Tage, an denen keine Sitzungen stattfinden,

- die Ausarbeitung eines Vorschlags flir die Tagesordnung der Plenarversammlung,

- [die Genehmigung von gemeinsamen Sitzungen der Ausschiisse,

- [___]30]31

- die Genehmigung von Sitzungen und parlamentarischen Aktivitdten, die nicht am Par-
lamentssitz stattfinden und deren absehbare Kosten eine vom erweiterten Prasidium
festgelegte Summe Ubersteigen,

- die Genehmigung und Organisation von mehrtagigen Studien- und Informationsreisen.

Unterabschnitt 3 — Arbeitsweise des Prasidiums und des erweiterten Prasidiums

Art. 28 - Einberufung und Tagesordnung

§1 - Das Prasidium und das erweiterte Prasidium werden vom Prasidenten einberufen. Das
Prasidium und das erweiterte Prasidium versammeln sich dariiber hinaus von Rechts we-
gen auf Antrag von mindestens sieben Abgeordneten zu dem von den Antragstellern vor-
geschlagenen Zeitpunkt. Dies setzt allerdings voraus, dass derartige Antrdge mindestens
zwei Arbeitstage vor dem Tag, an dem die Prasidiumssitzung stattfinden soll, und vor
14.00 Uhr beim Prasidenten hinterlegt werden.

Der Prasident stellt die Tagesordnung des Prasidiums und des erweiterten Prasidiums zu-
sammen. Die Prasidiumsmitglieder, Fraktionsvorsitzenden und Ausschussvorsitzenden
kénnen dazu Vorschléage unterbreiten. Die Regierung kann Vorschlage zur Tagesordnung
des erweiterten Prasidiums unterbreiten. Falls der Prasident mit der Aufnahme eines Ta-
gesordnungspunkts nicht einverstanden ist, entscheidet das Prasidium oder das erweiterte
Prasidium zu Beginn der nachstfolgenden Sitzung.

§2 - Den Mitgliedern des Prasidiums und des erweiterten Prasidiums werden die Tages-
ordnung und [alle dazugehorigen]3? Unterlagen zugestellt.

Der Regierung werden die Tagesordnung und die dazugehdrigen Unterlagen des erweiter-
ten Prasidiums zugestelit.

Art. 29 - Abwesenheit und Vertretung

Bei Abwesenheit kénnen sich die Prdasidiumsmitglieder durch [den stellvertretenden Vor-
sitzenden oder, bei dessen Abwesenheit, durch jeden anderen Abgeordneten ihrer Frak-
tion]33 vertreten lassen.

30 abgeédndert durch Art. 1 des Parlamentsbeschlusses vom 22.04.2024

3t abgeéndert durch Art. 13 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
32 abgeédndert durch Art. 14 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
33 abgeéndert durch Art. 15 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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[Bei Abwesenheit eines Ausschussvorsitzenden wird zusatzlich der stellvertretende Vorsit-
zende des Ausschusses eingeladen.]3*

Flr die Sitzungen des erweiterten Prasidiums kann sich die Regierung durch [eine von ihr
beauftragte Person]3> vertreten lassen.

Art. 30 - Beschlussfassung

Die Beschlussfassung des Prasidiums und des erweiterten Prasidiums erfolgt gemaB den
in Artikel 6 festgehaltenen Regeln.

Nur die Prasidiumsmitglieder sind stimmberechtigt. Bei Abwesenheit eines Prasidiumsmit-
glieds kann jedoch [der stellvertretende Fraktionsvorsitzende oder der Fraktionskollege,
der das abwesende Prasidiumsmitglied gemaB Artikel 29 Absatz 1 vertritt]3®, an der Ab-
stimmung teilnehmen.

Art. 31 - Sitzungsprotokoll

Der Greffier erstellt innerhalb von 24 Stunden nach jeder Sitzung ein vorlaufiges Ergeb-
nisprotokoll und [bringt dieses den Mitgliedern des Prasidiums und des erweiterten Prasi-
diums zur Kenntnis]3’. Ferner Ubermittelt er der Regierung das Ergebnisprotokoll des er-
weiterten Prasidiums.

[Das vorlaufige Protokoll kann bis zur SchlieBung der nachstfolgenden Sitzung des Prasi-
diums von den Mitgliedern des erweiterten Prasidiums beanstandet werden. Das Prasidium
entscheidet lGber die Beanstandungen und etwaige Korrekturen. Danach gilt das Protokoll
als definitiv genehmigt.]38

Unterabschnitt 4 - Der Prasident

Art. 32 - Aufgaben des Préasidenten

Der gemaB Artikel 23 gewahlte Prasident nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch das
Gesetz vom 31. Dezember 1983 und durch die vorliegende Geschaftsordnung aufgetragen
werden.

Der Prasident leitet die Arbeiten des Parlaments und seiner Organe. Insbesondere:

- leitet er die Sitzung bei Plenarversammlungen, Prasidien und erweiterten Prasidien,

- eroéffnet, schlieBt oder unterbricht er die Sitzungen der Plenarversammlungen, Prasidien
und erweiterten Prasidien,

- gewahrleistet er die Ordnung und erteilt das Wort wahrend der Aussprachen in den
Sitzungen der Plenarversammlungen, Prasidien und erweiterten Prasidien,

- formuliert er die Punkte, Gber die in den Sitzungen der Plenarversammlungen, Prasidien
und erweiterten Prasidien ein Beschluss gefasst werden muss, und verkliindet er das
Abstimmungsergebnis,

- unterzeichnet er jeden Beschluss der Plenarversammlungen, Prasidien und erweiterten
Prasidien,

- gewahrleistet er die Ausflihrung der Beschllisse der Plenarversammlungen, Prasidien
und erweiterten Prasidien,

- Uberwacht er die Einhaltung der Geschaftsordnung und der Beschllisse der Plenarver-
sammlungen, erweiterten Prasidien und Prasidien,

34 ersetzt durch Art. 15 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
35 abgeédndert durch Art. 15 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
36 abgeéndert durch Art. 16 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
37 abgeéndert durch Art. 17 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
38 ersetzt durch Art. 17 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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- nimmt er alle Vorschlage, Entwilrfe, Abanderungsvorschlage, Berichte, Fragen, Inter-
pellationen und Antrage entgegen und prift deren Zuldssigkeit, insofern dies nicht in
die Zustandigkeit eines anderen Parlamentsorgans fallt,

- bringt er der Plenarversammlung alle eingegangenen Mitteilungen, Briefe und sonstigen
Dokumente zur Kenntnis, mit Ausnahme der anonymen und beleidigenden Schreiben,

- leitet er alle Dokumente und Informationen an die Parlamentsorgane weiter, insofern
diese in deren Zustandigkeitsbereich fallen,

- vertritt er das Parlament nach auB3en.

Art. 33 - Rederecht des Présidenten

Der Prasident kann in seiner Funktion als leitender Vorsitzender jederzeit das Wort ergrei-
fen, um eine der in Artikel 32 beschriebenen Aufgaben wahrzunehmen.

Falls er sich inhaltlich an einer Aussprache in der Plenarversammlung oder in einer Aus-
schusssitzung zur Kontrolle der Regierung beteiligen méchte, muss er den Vorsitz bis zum
Ende seines Redebeitrags abgeben.

Unterabschnitt 5 — Die Vizeprasidenten und Sekretare

Art. 34 - Aufgaben der Vizeprasidenten

Die vom Prasidenten beauftragten Vizeprasidenten vertreten den Prasidenten bei dessen
Abwesenheit oder Verhinderung sowie fliir den Fall, dass der Prasident sich gemaB Arti-
kel 33 inhaltlich an einer Aussprache beteiligen mdéchte. Der Prasident kann darliber hinaus
alle oder einige seiner Aufgaben an die von ihm beauftragten Vizeprdsidenten delegieren.

Im Rahmen der Vertretung oder Delegation Uiben die Vizeprasidenten dieselben Befugnisse
aus wie der Prasident. Die auf den Prasidenten anwendbaren Bestimmungen finden dabei
mit den erforderlichen Anpassungen Anwendung.

Hat der Prasident keinen Vizeprasidenten mit seiner Vertretung beauftragt, ibernimmt der
ranghéchste anwesende Vizeprasident die ihm im Rahmen der Vertretung zugeteilten Auf-
gaben. Ist kein Vizeprasident anwesend, Ubernimmt der [dienstalteste]3® anwesende Ab-
geordnete diese Aufgaben.

Art. 35 - Aufgaben der Sekretire

Die Sekretare liberwachen den ordnungsgemdBen Ablauf der Abstimmungen und Wahlen.
Bei der namentlichen Abstimmung rufen sie die Abgeordneten nacheinander auf. Bei Wah-
len Uberprifen sie die ordnungsgemaBe Stimmabgabe und werten die Stimmzettel aus.

Bei Abwesenheit oder Verhinderung werden sie durch die jiingsten Abgeordneten ersetzt.

Abschnitt 2 — Die Ausschiisse

Unterabschnitt 1 — Bezeichnung und Zusammensetzung der Ausschiisse

Art. 36 - Stiandige Ausschiisse

81 - Nach Konstituierung des Parlaments setzt die Plenarversammlung auf Vorschlag des
erweiterten Prasidiums standige Ausschiisse ein.

Die Bezeichnung der standigen Ausschiisse und ihre Aufgabenbereiche werden von der
Plenarversammlung auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums festgelegt.

3% abgeéndert durch Art. 18 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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§2 - Die standigen Ausschiisse werden gemaB dem System der verhaltnismaBigen Vertre-
tung der Fraktionen gebildet, wobei jedoch gewdhrleistet werden muss, dass jede aner-
kannte Fraktion des Parlaments vertreten ist.

Die Mitglieder der standigen Ausschiisse werden auf Vorschlag des Fraktionsvorsitzenden
von der Plenarversammlung bestimmt.

§3 - Fir die effektiven Mitglieder aller standigen Ausschiisse bestimmt die Plenarversamm-
lung eine entsprechende Anzahl Ersatzmitglieder, die gemaB dem in §2 festgelegten Ver-
fahren benannt werden.

84 - Die Mandate der Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der standigen
Ausschiisse werden gemalB der Regel der verhaltnismaBigen Vertretung unter die einzel-
nen anerkannten Fraktionen aufgeteilt, wobei jedoch gewdhrleistet werden muss, dass
jede anerkannte Fraktion des Parlaments vertreten ist. Der in Artikel 108 aufgefiihrte Kon-
trollausschuss findet bei der Verteilung der Mandate keine Berlcksichtigung.

[Im Hinblick auf ihre Verteilung werden die zur Verfiigung stehenden Mandate zunachst
wie folgt gewichtet: Mandat eines Vorsitzenden: 2 Punkte, Mandat eines stellvertretenden
Vorsitzenden: 1 Punkt. AnschlieBend wird die Punktzahl berechnet, iber die jede Fraktion
aufgrund des Verhaltnisses zwischen der Anzahl ihrer Sitze und der Gesamtanzahl Sitze
des Parlaments verfligt. Unter Berlicksichtigung der absteigenden Reihenfolge, die sich
aus der so ermittelten Punktezahl ergibt, wird die Anzahl Vorsitze und Vizevorsitze be-
stimmt, auf die jede Fraktion Anrecht hat, wobei zundchst die Vorsitze verteilt werden.
Verfligen mehrere Fraktionen zu Beginn oder im Laufe der Mandatszuteilung Uber dieselbe
Punktezahl, genieBt die Fraktion, die die meisten Wahlerstimmen bei den Wahlen erzielt
hat, Vorrang.]4°

Sobald die Anzahl Mandate, die auf die einzelnen anerkannten Fraktionen entfallen, be-
kannt ist, ordnet die Plenarversammlung auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums die zur
Verfligung stehenden Mandate den einzelnen Fraktionen zu.

Im Anschluss wahlt die Plenarversammlung die Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsit-
zenden aus den Kandidaten, die von den anerkannten Fraktionen fir die ihnen zuerkannten
Mandate vorgeschlagen werden. [Flr die Vorsitzenden sind von Rechts wegen zunachst
die Mitglieder des Prasidiums vorzuschlagen und zu bezeichnen, die nicht gleichzeitig das
Amt eines Fraktionsvorsitzenden bekleiden.]*!

8§5 - Tagen zwei oder mehrere standige Ausschiisse gemeinsam, werden die Sitzungen
vom Prasidenten geleitet, insofern er den Vorsitz in einem dieser Ausschiisse fuhrt. An-
dernfalls leitet der Vorsitzende des federflihrenden Ausschusses [oder, bei dessen Verhin-
derung, der Vorsitzende eines anderen beteiligten Ausschusses die Sitzung]42.

§6 — Scheidet ein Abgeordneter aus einem standigen Ausschuss aus, wird er gemaB dem
in §2 festgelegten Verfahren durch einen anderen Abgeordneten seiner Fraktion ersetzt.
Wenn die Plenarversammlung nicht tagt, kann das erweiterte Prasidium oder der Prasident
diese Neubesetzung vornehmen.

Scheidet ein Ausschussvorsitzender oder stellvertretender Ausschussvorsitzender aus,
wird dieser gemaB dem in §4 festgelegten Verfahren ersetzt.

40 eingefigt durch Art. 19 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
41 abgeandert durch Art. 10 des Parlamentsbeschlusses vom 28.06.2021
42 abgeéandert durch Art. 19 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Art. 37 - Besondere Ausschiisse

81 - Die Plenarversammlung kann besondere Ausschlisse bilden, um spezifische Aufgaben
zu erledigen.

Die Zusammensetzung der besonderen Ausschiisse wird von der Plenarversammlung auf
Vorschlag des erweiterten Prasidiums festgelegt. Dabei gilt, dass sie gemaB dem System
der verhaltnismaBigen Vertretung der Fraktionen gebildet werden, wobei jedoch gewahr-
leistet werden muss, dass jede anerkannte Fraktion des Parlaments vertreten ist.

Auf die Bezeichnung der Ausschussmitglieder und etwaiger Ersatzmitglieder finden die
Bestimmungen von Artikel 36 §§2-3 Anwendung, insofern die Plenarversammlung bei der
Einsetzung des besonderen Ausschusses nichts anderes beschlieBt.

§2 - Die Plenarversammlung bestimmt auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums den Vor-
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden des besonderen Ausschusses.

§3 - Sofern die Plenarversammlung nicht anders bestimmt, werden die besonderen Aus-
schiisse aufgeldst, sobald sie die ihnen anvertraute Aufgabe erflllt haben.

Unterabschnitt 2 — Aufgaben der Ausschiisse

Art. 38 - Stidndige Ausschiisse

Die standigen Ausschilisse bereiten im Rahmen ihres jeweiligen Zustandigkeitsbereichs die
Beschllisse und die Aussprachen der Plenarversammlung vor. Dazu behandeln sie alle
Dekret- und Beschlussvorlagen sowie alle sonstigen Angelegenheiten, die ihnen von der
Plenarversammlung, vom erweiterten Prasidium oder vom Prasidenten unterbreitet wer-
den. Dariber hinaus kénnen sie eigene Initiativen ergreifen, weitere Angelegenheiten be-
handeln oder Themendebatten flihren, insofern diese in ihren Zustandigkeitsbereich fallen.

Die standigen Ausschiisse fiithren im Rahmen ihres jeweiligen Zustandigkeitsbereichs die
Kontrolle der Regierung durch. Dazu behandeln sie alle Interpellationen, mindlichen und
dringenden Fragen, die ihnen vom Prasidenten oder vom erweiterten Prasidium unterbrei-
tet werden.

Die stdandigen Ausschiisse nehmen darlber hinaus alle Gbrigen Aufgaben wahr, die ihnen
durch die vorliegende Geschaftsordnung aufgetragen werden.

Art. 39 - Besondere Ausschiisse

Die besonderen Ausschiisse nehmen die Aufgaben wahr, die ihnen die Plenarversammlung
bei der Einsetzung aufgetragen hat.

Die besonderen Ausschiisse nehmen darlber hinaus alle Aufgaben wahr, die ihnen durch
die vorliegende Geschaftsordnung aufgetragen werden.

Unterabschnitt 3 — Arbeitsweise der stdndigen und besonderen Ausschuisse

Art. 40 - Einberufung und Tagesordnung

81 - Die Ausschiisse werden von ihrem Vorsitzenden oder, falls dieser verhindert ist, vom
stellvertretenden Vorsitzenden einberufen. Die Ausschlisse versammeln sich dartber hin-
aus von Rechts wegen auf Antrag von mindestens sieben Abgeordneten zu dem von den
Antragstellern vorgeschlagenen Zeitpunkt. Dies setzt allerdings voraus, dass derartige An-
trage mindestens zwei Arbeitstage vor dem Tag, an dem die Ausschusssitzung stattfindet,
und vor 14.00 Uhr beim Prasidenten hinterlegt werden.
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Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung des Ausschusses zusammen. Die Ausschussmit-
glieder sowie die Regierung kénnen dazu Vorschlage unterbreiten. Falls der Vorsitzende
mit der Aufnahme eines Tagesordnungspunkts nicht einverstanden ist, entscheidet der
Ausschuss.

Bei der Zusammenstellung der Tagesordnung ist der vom erweiterten Prasidium festge-
legte Arbeitsplan zu berucksichtigen.

Vorbehaltlich eines einstimmig gefassten, gegenteiligen Beschlusses des Ausschusses gilt

darliber hinaus, dass:

- Dekretentwiirfe und Geschéaftsfiihrungsvertrage vorrangig behandelt werden,

- Dekretvorschlage zusammen mit den Dekretentwilrfen beraten werden, die denselben
Gegenstand behandeln,

- Dekretvorschlage oder Beschlussvorlagen in der chronologischen Reihenfolge ihrer Hin-
terlegung auf die Tagesordnung gesetzt werden.

§2 - Den Abgeordneten, den beratenden Mandataren, der Regierung und den Fraktions-
sekretariaten wird die Tagesordnung [zur Kenntnis gebracht]*3. Die dazugehérigen Unter-
lagen werden den Ausschussmitgliedern und dem vom Ausschuss bestimmten Personen-
kreis [zur Verfligung gestellt]*,

Art. 41 - Abwesenheit und Vertretung

Ist ein effektives Ausschussmitglied abwesend, sorgt dieses oder seine Fraktion dafilr, dass
es durch eines der dieser Fraktion angehdrenden Ersatzmitglieder ersetzt wird. Ist dies
nicht moglich, kann das abwesende effektive Ausschussmitglied auch durch jeden anderen
Abgeordneten derselben Fraktion ersetzt werden. Der Ausschussvorsitzende ist vorab Gber
die Vertretung zu unterrichten.

Sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende abwesend, nimmt das [dienst-
alteste]**> anwesende Ausschussmitglied den Vorsitz wahr.

Art. 42 - Beratung und Expertise

§1 - Die Ausschiisse kénnen die Verwaltung des Parlaments innerhalb des vom erweiterten
Prasidium festgelegten Rahmens beauftragen, Informationen, Studien oder Noten zu dem
vom Ausschuss festgelegten Thema vorzulegen.

Sie kdnnen die Regierung uUber die Anwendung der Dekrete und der Ausfiihrungserlasse
befragen.

§2 - Die Ausschisse kdnnen dariber hinaus Personen oder Einrichtungen, die nicht zum
Parlament oder zur Regierung gehoren, einladen und anhéren oder diese um Dokumenta-
tion, Informationen oder Mitarbeit bitten. Allerdings ist dazu das Einverstandnis des erwei-
terten Prasidiums erforderlich, wenn die absehbaren Kosten dieser MaBnahmen eine vom
erweiterten Prasidium festgelegte Summe Ubersteigen.

Die angehotrten Personen nehmen nur an dem Teil der Sitzung teil, zu dem sie eingeladen
wurden.

§3 - Halt ein Ausschuss die Stellungnahme eines anderen Ausschusses flir erforderlich,
teilt er dies dem Prasidenten mit, der entscheidet.

43 abgeéandert durch Art. 20 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
44 abgeandert durch Art. 20 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
45 abgeéandert durch Art. 21 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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84 - Die Ausschiisse kénnen Unterausschiisse bilden, deren Zusammensetzung und Auf-
gabe sie bestimmen. Die Unterausschiisse berichten dem Ausschuss, der sie eingesetzt
hat. Der Vorsitzende des Ausschusses ist von Amts wegen Vorsitzender des Unteraus-
schusses.

Art. 43 - Beschlussfassung

Die Beschlussfassung der Ausschisse erfolgt gemaB den in Artikel 6 festgehaltenen
Regeln.

Nur die stimmberechtigten effektiven Ausschussmitglieder dirfen an den Abstimmungen
teilnehmen. Bei deren Abwesenheit kann jedoch ein Ersatzmitglied, das derselben Fraktion
angehort, an der Abstimmung teilnehmen.

Art. 44 - [Aufzeichnung der Sitzungen ]4¢

Von jeder Ausschusssitzung erstellt die Parlamentsverwaltung eine ausfihrliche digitale
Aufzeichnung und ein Ergebnisprotokoll. Bei Sitzungen, die nicht am Parlamentssitz statt-
finden, kann von dieser Bestimmung abgewichen werden.

[Die Aufzeichnungen kénnen]4’ bis zum Beginn der Uibernachsten Legislaturperiode [...]*®
von den Abgeordneten, den beratenden Mandataren, den Regierungsmitgliedern und den
anerkannten Fraktionssekretdaren abgehért werden, insofern Letztere bei den betreffenden
Ausschusssitzungen zugelassen waren. Dabei kénnen handschriftliche Notizen, aber keine
Kopien angefertigt werden.

Art. 45 - Berichterstattung

§1 - Die Ausschisse kénnen mit dem Einverstandnis des erweiterten Prasidiums beschlie-
Ben, der Plenarversammlung Berichte Uber ihre Beratungen und Schlussfolgerungen vor-
zulegen. Der Prasident teilt gegebenenfalls den Ausschussvorsitzenden mit, innerhalb wel-
cher Frist die Berichte zur Kenntnis zu bringen sind.

Die Ausschiisse benennen dazu aus den Reihen ihrer Mitglieder einen Berichterstatter, der
die Verantwortung flr die Erstellung des Berichts tragt. Sofern sie es flir angebracht hal-
ten, kdnnen die Ausschiisse mehr als einen Berichterstatter benennen.

§2 - Die Berichte werden in der Regel in schriftlicher Form vorgelegt. Die Ausschiisse

kénnen jedoch einstimmig beschlieBen, mindlich Bericht zu erstatten:

- wenn die im Ausschuss behandelte Beschlussvorlage ohne Anderung angenommen wor-
den ist,

- wenn keine wesentlichen Bemerkungen vorgebracht wurden oder

- wenn eine vom erweiterten Prasidium oder vom Prasidenten festgestellte Dringlichkeit
vorliegt.

Die Berichte enthalten eine Synthese der Beratungen des Ausschusses. Sie enthalten dar-
Uber hinaus eine Liste der Personen, die an den Beratungen teilgenommen haben. Wenn
die Berichte sich auf eine Beschlussvorlage beziehen, enthalten sie zusatzlich begriindete
Schlussantrage, die entweder die Annahme der Beschlussvorlage in der urspriinglichen
bzw. in einer abgednderten Fassung oder deren Ablehnung empfehlen.

8§3 — Der Ausschuss stimmt Uber den unter der Verantwortung des Berichterstatters
erstellten Textvorschlag ab, nachdem die an den Beratungen beteiligten Personen

46 abgeéandert durch Art. 22 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
47 abgeandert durch Art. 22 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
48 abgeéandert durch Art. 22 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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gegebenenfalls Bemerkungen und Korrekturvorschlage formuliert haben. Der Ausschuss
kann jedoch auch einstimmig beschlieBen, dem Berichterstatter fiir die Abfassung des Be-
richts das Vertrauen auszusprechen.

84 - Die von den Ausschiissen angenommenen Berichte werden beim Greffier hinterlegt.
Dieser trifft die notwendigen MaBnahmen, damit sie den Abgeordneten und der Regierung
spatestens 72 Stunden vor der Aussprache in der Plenarversammlung vorliegen.

Abschnitt 3 - Die Plenarversammliung

Unterabschnitt 1 — Zusammensetzung der Plenarversammlung

Art. 46 - Zusammensetzung der Plenarversammliung

Die Plenarversammlung setzt sich aus den in Artikel 8 §1 Absatz 1 des Gesetzes vom
31. Dezember 1983 aufgeflihrten Abgeordneten zusammen, die gemaB Artikel 15 den Eid
geleistet haben.

Die beratenden Mandatare, die Mitglieder der Regierung und der Greffier oder sein Stell-
vertreter wohnen den Sitzungen der Plenarversammlung von Rechts wegen bei.

Unterabschnitt 2 — Aufgaben der Plenarversammlung

Art. 47 - Aufgaben der Plenarversammliung

Die Plenarversammlung nimmt die Aufgaben wahr, die ihr durch die Verfassung, das Ge-
setz vom 31. Dezember 1983 und die vorliegende Geschaftsordnung aufgetragen werden.

Die Plenarversammlung ist grundsatzlich fir alle Angelegenheiten zustandig, die das Par-

lament betreffen. Dazu gehdren insbesondere:

- die Einsetzung der Organe des Parlaments,

- die Verabschiedung der Dekrete der Deutschsprachigen Gemeinschaft,

- die Verabschiedung der Haushaltspléne und der Rechnungen der Deutschsprachigen
Gemeinschaft,

- die Wahl der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft und deren Kontrolle,

- die Verabschiedung von Gutachten, Stellungnahmen, Resolutionen und sonstigen Be-
schlissen, die die Meinung des Parlaments wiedergeben,

- die Festlegung der Bezlige der Abgeordneten,

- die Verabschiedung der Geschéaftsordnung des Parlaments,

- die Festlegung des Statuts der Personalmitglieder und des Stellenplans der Parlaments-
verwaltung,

- die Ernennung des Greffiers.

Die Beschliisse der Plenarversammlung haben Vorrang vor den Beschliissen aller anderen
Parlamentsorgane.

Insofern dies nicht der Verfassung oder dem Gesetz vom 31. Dezember 1983 widerspricht,
kann die Plenarversammlung ihre Befugnisse auf der Grundlage der Geschaftsordnung
oder im Wege von Einzelbeschliissen an andere Parlamentsorgane delegieren.

Unterabschnitt 3 — Arbeitsweise der Plenarversammlung

Art. 48 - Sitzordnung

Zu Beginn der Legislaturperiode legt das erweiterte Prasidium die Sitzordnung in der Ple-
narversammlung fest. Dabei ist zu berlicksichtigen, dass die Abgeordneten die vorderen
Rénge und die beratenden Mandatare die hinteren Rénge besetzen.
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Art. 49 - Einberufung der Plenarversammlung

Die Plenarversammlung tritt in der Regel einmal im Monat an dem dafir vom erweiterten
Prasidium vorgesehenen Zeitpunkt zusammen. [Auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums
kann von dieser Regel abgewichen werden.]*° Das erweiterte Prasidium legt den genauen
Terminkalender der Sitzungen zu Anfang einer jeden Sitzungsperiode fest.

Der Prasident beruft die Plenarversammlung ein.
Art. 50 - Tagesordnung der Plenarversammliung

Das erweiterte Prasidium arbeitet einen Vorschlag fiir die Tagesordnung der Plenarver-
sammlung aus, den der Vorsitzende der Plenarversammlung unmittelbar nach Eréffnung
der Sitzung zur Genehmigung unterbreitet.

Fir die Hinterlegung von Antragen zur Abanderung der Tagesordnung, deren Diskussion
und Abstimmung findet Artikel 11 Anwendung. Allerdings sind derartige Antrage zur vor-
geschlagenen Tagesordnung der Plenarversammlung nur dann zuldssig, wenn sie von min-
destens zwei Abgeordneten unterstlitzt werden.

In Abweichung von Artikel 11 §2 Absatz 3 ist Antragen auf Aufnahme von zusatzlichen
Tagesordnungspunkten, die von mindestens sieben Abgeordneten unterstlitzt werden, von
Rechts wegen stattzugeben. Dies setzt allerdings voraus, dass derartige Antrage mindes-
tens funf Arbeitstage vor dem Tag, an dem die Plenarsitzung stattfindet, und vor 14.00 Uhr
beim Prasidenten hinterlegt werden.

Art. 51 - Rederecht

Ein Abgeordneter oder ein beratender Mandatar darf nur das Wort ergreifen, wenn er sich
in die Rednerliste hat eintragen lassen oder wenn der Vorsitzende ihm das Wort erteilt.

Ein Abgeordneter oder ein beratender Mandatar, der in der Rednerliste eingetragen, aber
beim Aufruf nicht anwesend ist, verwirkt sein Rederecht. Auf Antrag der Fraktion des ab-
wesenden Abgeordneten kann der Vorsitzende jedoch einem anderen Fraktionsmitglied
das Wort erteilen.

Einem Mitglied der Regierung, dem Autor einer Beschlussvorlage und dem Berichterstatter
ist jederzeit das Wort zu erteilen, wenn sie dies beantragen.

Auf Beschluss des erweiterten Prasidiums kdnnen parlamentsexterne Personen vor der
Plenarversammlung das Wort ergreifen. Gegebenenfalls legt das erweiterte Prasidium die
Modalitdten fir anschlieBende Stellungnahmen der Fraktionen und der Regierung fest.

Art. 52 - Redezeiten

81 - [Das erweiterte Prasidium legt die Redezeiten unter Berlcksichtigung der in den
§8§2-3 angeflihrten Regeln fest. Es tragt dabei der Bedeutung des Beratungsgegenstands
Rechnung und kann dazu allgemeinglltige Redezeitraster festlegen.]>°

Auf die Hinterlegung von Antragen zur Abanderung der vom erweiterten Prasidium festge-
legten Redezeiten, deren Diskussion und Abstimmung findet Artikel 11 §2 Anwendung.
Allerdings sind derartige Antrage nur dann zuldssig, wenn sie von mindestens zwei Abge-
ordneten unterstlitzt werden.

§2 - FUr die allgemeine Diskussion Uber die der Plenarversammlung vorgelegten Bera-
tungsgegenstande werden die Redezeiten pro Fraktion bzw. pro Fraktionslosen festgelegt.

4% abgeé&ndert durch Art. 23 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
50 ersetzt durch Art. 24 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Die Fraktionen entscheiden dariber hinaus frei, wie sie die ihnen zugestandene Redezeit
unter ihre Mitglieder aufteilen.

Fir die Regierung wird eine Redezeit fir die Vorstellung der von ihr eingebrachten [und
direkt im Plenum beratenen]®! Beschlussvorlagen sowie [eine Richtredezeit]®? fur die Re-
aktion auf die Stellungnahmen der Abgeordneten festgelegt, die [grundsétzlich]>3 der Re-
dezeit einer Fraktion entspricht. [Uberschreitet die Regierung die festgelegte Richtredezeit,
erhalten die Oppositionsfraktionen im Rahmen des Erwiderungsrechts eine Zusatzredezeit,
die proportional zur Uberschreitung der Richtredezeit der Regierung berechnet wird.]>*

Falls keine besonderen Redezeiten festgelegt wurden, gilt fiir die allgemeine Diskussion
von Beschlussvorlagen eine Redezeit von zehn Minuten pro Abgeordneten, beratenden
Mandatar und Mitglied der Regierung.

§3 — Flr die Diskussion Uber die einzelnen Artikel oder Teile einer Beschlussvorlage sowie
Uber die der Plenarversammlung vorgelegten Abanderungsvorschldge werden die Rede-
zeiten gemaB den in §2 beschriebenen Regeln festgelegt.

Falls keine besonderen Redezeiten festgelegt wurden, gilt eine Redezeit von finf Minuten
pro Abgeordneten, beratenden Mandatar und Mitglied der Regierung.

84 - Auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums kann die Plenarversammlung von den Best-
immungen der vorherigen Paragrafen abweichen.

Art. 53 - Reihenfolge der Redebeitrige

Das erweiterte Prasidium legt zu Beginn der Legislaturperiode die Reihenfolge der Rede-
beitrage fest, die im Namen der einzelnen Fraktionen vorgetragen werden. Dabei achtet
es darauf, dass, so weit moglich, Mehrheits- und Oppositionsfraktionen sich abwechseln.
Das erweiterte Prasidium kann zudem zu Beginn einer jeden Sitzungsperiode eine andere
Reihenfolge festlegen. Die Reihenfolge der Redner, die nacheinander im Namen einer Frak-
tion sprechen, wird von den Fraktionen bestimmt.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag von mindestens zwei Abgeordneten kann
die Plenarversammlung von der in Absatz 1 angefiihrten Regelung abweichen. Auf die Hin-
terlegung von Antragen zur Abanderung der Reihenfolge, deren Diskussion und Abstim-
mung findet Artikel 11 §2 Anwendung.

Art. 54 - Rededisziplin

81 - Die Redner dirfen sich nur an den Vorsitzenden, an die Versammlung oder an die
Regierung wenden. Bei Missachtung dieser Bestimmung kann der Vorsitzende das Wort
entziehen.

Die Redner dlirfen bei ihrem Redebeitrag nicht unterbrochen werden. Wer eine Zwischen-
frage oder eine Zwischenbemerkung formulieren moéchte, bittet beim Vorsitzenden um das
Wort. Der Vorsitzende befragt den Redner, ob er eine Zwischenfrage oder eine Zwischen-
bemerkung zulassen mdchte. Verneint er die Frage, setzt der Redner seine Rede fort. Be-
jaht er die Frage, erteilt der Vorsitzende das Wort fir die Zwischenfrage oder die Zwi-
schenbemerkung. Die Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung muss sich auf den Bera-
tungsgegenstand beziehen und darf nicht mehr als eine Minute in Anspruch nehmen. Die
Dauer fur das Vorbringen der Zwischenfrage oder der Zwischenbemerkung wird nicht auf

51 abgeé&ndert durch Art. 24 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
52 abgeéndert durch Art. 24 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
53 abgeédndert durch Art. 24 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
54 abgeéndert durch Art. 24 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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die Redezeit des Redners angerechnet. Der Vorsitzende kann dariber hinaus die Redezeit
des Redners um die Zeit verlangern, die flir das Eingehen auf die Zwischenfrage oder die
Zwischenbemerkung benétigt wurde.

§2 - Der Vorsitzende macht die Redner auf das Verstreichen der festgelegten Redezeiten
aufmerksam und fordert sie auf, ihre Stellungnahme zu beenden. Nach Verstreichen einer
Minute kann der Vorsitzende dem Redner das Wort entziehen und beschlieBen, die Auf-
nahme der Rede zu beenden.

Schweift ein Redner vom Beratungsgegenstand ab, kann der Vorsitzende ihn zur Sache
rufen. Wenn ein Redner, nachdem er wahrend derselben Aussprache zweimal zur Sache
gerufen wurde, ein drittes Mal vom Beratungsgegenstand abweicht, entzieht der Vorsit-
zende ihm flr den Rest der Aussprache (iber diesen Gegenstand das Wort.

§3 - Jede boswillige Unterstellung oder persénliche Beleidigung ist bei Strafe eines Ord-
nungsrufes untersagt. Der Vorsitzende kann entscheiden, dass AuBerungen, die béswillige
Unterstellungen oder personliche Beleidigungen darstellen, aus den Sitzungsberichten ge-
strichen werden.

Art. 55 - Beschlussfassung

Die Beschlussfassung der Plenarversammlung erfolgt gemaB den in Artikel 6 festgehalte-
nen Regeln.

Nur die in Artikel 46 Absatz 1 erwahnten Abgeordneten dirfen an den Abstimmungen
teilnehmen.

Art. 56 - Sitzungsprotokoll der Plenarversammliungen

81 - Der Greffier erstellt nach jeder Sitzung der Plenarversammlung ein vorlaufiges Er-
gebnisprotokoll, das mindestens sechs Stunden vor Eréffnung der nachsten Sitzung beim
Greffier zur Einsichtnahme ausliegt. Wird vor SchlieBung der nachstfolgenden Sitzung
keine Beanstandung erhoben, gilt das Protokoll als genehmigt.

Auf entsprechenden Antrag kdnnen die Abgeordneten, die beratenden Mandatare und die
Regierungsmitglieder die Abfassung des vorldufigen Protokolls zu Beginn der nachstfol-
genden Sitzung beanstanden. Nur der Antragsteller darf dazu wahrend maximal finf Mi-
nuten das Wort ergreifen. Der Prasident kann gegebenenfalls Erlduterungen oder Bemer-
kungen formulieren.

Halt der Antragsteller seine Beanstandung trotz der gegebenen Erlduterungen aufrecht,
stimmt die Plenarversammlung Uber die Beanstandung ab. Wird die Beanstandung abge-
lehnt, gilt das Protokoll als genehmigt. Wird die Beanstandung angenommen, wird das
Protokoll entsprechend korrigiert und im Hinblick auf die Genehmigung gemaB den im
vorliegenden Paragrafen angeflihrten Bestimmungen verfahren, bis das Protokoll geneh-
migt ist.

§2 - Die mit der Unterschrift des Greffiers versehenen und von der Plenarversammlung
genehmigten Protokolle der Sitzungen werden im Archiv des Parlaments aufbewahrt.

Art. 57 - Veroffentlichung der Beratungen

§1 - Die Beratungen der Plenarversammlung werden in extenso aufgenommen und nie-
dergeschrieben. Dabei werden in der Regel nur die gemaB Artikel 51 autorisierten Wort-
meldungen bericksichtigt.
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Die Plenarversammlung kann einstimmig beschlieBen, dass der Teil der Sitzungen, der
unter Ausschluss der Offentlichkeit stattfindet, nicht aufgenommen und niedergeschrieben
wird.

§2 - Jeder Redner erhalt eine Niederschrift seiner Rede zur Priifung der Richtigkeit. Be-
richtigungen dirfen nicht den Sinn der Rede verandern. Erscheint der Sinn der Rede durch
eine Berichtigung gedndert und wird eine Verstandigung mit den Rednern nicht erzielt,
entscheidet der Prasident Uber die Beriicksichtigung der Berichtigung. Um flr eine Verof-
fentlichung in Betracht zu kommen, miissen die Berichtigungen dariber hinaus innerhalb
von finf Arbeitstagen zurlickgesandt werden.

Niederschriften von Reden dirfen vor ihrer Berichtigung durch den Redner nur mit Zustim-
mung des Redners einem anderen als dem Prasidenten zur Einsicht liberlassen werden.

§3 - Nach Berlicksichtigung der Berichtigungen wird die in §1 angefiihrte Niederschrift in
Form eines Ausfiihrlichen Berichts in extenso veroffentlicht.

Der Ausfuhrliche Bericht fiihrt dariber hinaus die Namen der anwesenden, abwesenden
oder entschuldigten Abgeordneten und beratenden Mandatare auf.

KAPITEL 5 - DIE PARLAMENTSVERWALTUNG
Art. 58 - Der Greffier

81 - Auf Vorschlag des Prasidiums ernennt die Plenarversammlung einen Greffier, der
nicht Abgeordneter oder beratender Mandatar sein darf.

Auf die Ernennung des Greffiers findet das in Artikel 98 angefihrte Verfahren Anwendung.

§2 - Der Greffier nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch die vorliegende Geschaftsord-
nung und die Beschllisse der Parlamentsorgane aufgetragen werden.

Der Greffier steht dem Prasidenten zur Seite, insbesondere wahrend der Plenarversamm-
lungen sowie den Sitzungen des Prasidiums und des erweiterten Prasidiums. Er unterstitzt
darlUber hinaus die Arbeit der Parlamentsorgane und der Abgeordneten.

Der Greffier fihrt Protokoll bei den Sitzungen der Plenarversammlung, des Prasidiums und
des erweiterten Prasidiums, halt deren Beschliisse schriftlich fest und unterzeichnet diese
gemeinsam mit dem Prasidenten.

Der Greffier sorgt fir die Ausfihrung der Verwaltungsbeschllisse der Plenarversammlung,
des Prasidiums und des erweiterten Prasidiums. Er sorgt insbesondere daflir, dass die Par-
lamentsorgane einberufen und die Parlamentsdokumente verdffentlicht und verteilt wer-
den.

Er halt das Archiv des Parlaments in Verwahrung. Die Regelung zur Benutzung des Parla-
mentsarchivs und der Parlamentsbibliothek sind in entsprechenden Benutzungsordnungen
ausgefihrt.

Der Greffier Ubt die Dienstaufsicht tUber alle Dienste des Parlaments und deren Personal
aus.

Art. 59 - Die Personalmitglieder der Parlamentsverwaltung

81 - Auf Vorschlag des Prasidiums legt die Plenarversammlung das administrative und
finanzielle Statut sowie den Stellenplan der Personalmitglieder der Parlamentsverwaltung
fest.
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§2 - Das Prasidium ernennt die Mitglieder der Parlamentsverwaltung mit Ausnahme des
Greffiers. Alle Anwerbungen, Ernennungen und Befdérderungen erfolgen auf Grundlage von
objektiven Kriterien.

[KAPITEL 6 - DER VOM PARLAMENT ORGANISIERTE BURGERDIALOG]>®

[Art. 59.1 - Zielsetzung des vorliegenden Kapitels

GemaB Artikel 6 des Dekrets vom 25. Februar 2019 zur Einfihrung eines permanenten
Blrgerdialogs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft regelt das vorliegende Kapitel die
Organisation der parlamentarischen Arbeitsweise im Hinblick auf die Begleitung des Blir-
gerdialogs und bezeichnet die Gremien und Personen, die die Befugnisse wahrnehmen, die
dem Parlament im vorerwdhnten Dekret zuerkannt werden.

Art. 59.2 - Themenvorschlidge und Themenauswahl zum Biirgerdialog

§1 - Hat der Blirgerrat in Ausfiihrung von Artikel 7 §1 Absatz 1 des Dekrets vom 25. Feb-
ruar 2019 zur Einfihrung eines permanenten Blirgerdialogs in der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft ein Thema ausgewahlt, das nicht oder nur indirekt im Zusammenhang mit den
Zustandigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft steht, ist die Zustimmung des Pra-
sidiums einzuholen. Der standige Sekretar legt dem Prasidium dazu eine erldauternde Note
vor, der ein entsprechend begriindeter und vom Vorsitzenden des Birgerrats unterzeich-
neter Antrag auf Zustimmung beigefligt ist. Das Prasidium entscheidet im Anschluss lber
den Antrag. Falls es dies fur notwendig erachtet, kann das Prasidium dazu vorab eine
Delegation des Birgerrats anhdren. Lehnt das Prasidium den Antrag ab, wahlt der Blrger-
rat ein anderes Thema aus.

§2 - Die vom Parlament in Ausfihrung von Artikel 7 §2 Absatz 1 desselben Dekrets vom
25. Februar 2019 vorgelegten Themenvorschlage werden vom Prasidium ausgearbeitet
und dem Blrgerrat unmittelbar vor der in Artikel 7 §1 desselben Dekrets beschriebenen
Themenauswahl unterbreitet. Dabei legt das Prasidium dem Bilirgerrat mindestens drei
Themenvorschlage zur freien Auswahl vor.

Art. 59.3 - Der stidndige Sekretér des Biirgerdialogs

In Ausfiihrung von Artikel 5 desselben Dekrets vom 25. Februar 2019 bezeichnet der
Greffier ein Personalmitglied der Parlamentsverwaltung zum standigen Sekretar des
Bilrgerdialogs. Das Anforderungsprofil und das Verfahren zur Bezeichnung des standigen
Sekretdrs werden vom Greffier festgelegt und dem Prasidium zur Kenntnisnahme vorge-
legt.

Zur Durchfiihrung seiner Aufgaben und mit Genehmigung des Greffiers kann der standige
Sekretar auf andere Dienste der Parlamentsverwaltung zurlickgreifen.

Art. 59.4 - Entscheidungen des Biirgerrats und der Biirgerversammlung mit
rechtsverbindlichem Charakter

In Ausflihrung von Artikel 8 Absatz 3 desselben Dekrets vom 25. Februar 2019 geht das
Prasidium, der Greffier oder das von ihm beauftragte Personalmitglied die rechtsverbind-
lichen Verpflichtungen ein, die sich aus den Entscheidungen des Biirgerrats und der Bir-
gerversammlung ergeben.

55 eingefligt durch Art. 2 des Parlamentsbeschlusses vom 22.04.2024
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Art. 59.5 - Behandlung der Empfehlungen der Biirgerversammliung im Parlament

81 - Die gemalB Artikel 9 Absatz 1 desselben Dekrets vom 25. Februar 2019 von der
Blrgerversammlung ausgearbeiteten Empfehlungen werden beim Prasidenten hinterlegt
und anschlieBend dem Prasidium vorgelegt.

Das Prasidium legt die weitere Vorgehensweise zur Beratung der Empfehlungen fest. Es
bestimmt insbesondere den oder die stdandigen Ausschilisse, die Uber die einzelnen Emp-
fehlungen beraten, sowie den Ausschuss, der die Federfiihrung tbernimmt.

§2 - Der federfiihrende Ausschuss beruft zundchst eine 6ffentliche Sitzung ein, in der die
Empfehlungen durch eine Delegation der Blirgerversammlung vorgestellt und anschlieBend
mit den Ausschussmitgliedern sowie den zustandigen Ministern diskutiert werden. Dazu
werden alle Mitglieder der Blirgerversammlung eingeladen.

Im Anschluss arbeiten die vom Prasidium bezeichneten Ausschiisse unter Mitwirkung der
zustandigen Minister eine Stellungnahme zu den einzelnen Empfehlungen aus. Die Stel-
lungnahmen enthalten eine erste Einschatzung zur Stringenz der Empfehlungen und zu
deren etwaiger Umsetzung. Wird die Umsetzung einer Empfehlung abgelehnt, wird dies
besonders begriindet.

AnschlieBend findet eine weitere 6ffentliche Sitzung des federfiihrenden Ausschusses statt,
in der die Stellungnahmen zu den einzelnen Empfehlungen vorgestellt und mit den Mit-
gliedern der Blrgerversammlung diskutiert werden. Dazu werden alle Mitglieder der Buir-
gerversammlung eingeladen.

§3 - Innerhalb eines Jahres nach der in §2 Absatz 3 angefiihrten Sitzung findet eine wei-
tere offentliche Sitzung des federfihrenden Ausschusses statt, in der der Sachstand zur
Umsetzung der Empfehlungen vorgestellt und diskutiert wird. Dazu werden alle Mitglieder
der betreffenden Blrgerversammlung sowie alle Mitglieder des Blirgerrats eingeladen.

Im Anschluss an die in Absatz 1 angefliihrte 6ffentliche Sitzung des federfiihrenden Aus-
schusses findet eine Aussprache Uber den Sachstand zur Umsetzung der Empfehlungen in
der Plenarversammlung statt. Die Grundlage flr diese Aussprache bildet der Ausschuss-
bericht, der im Anschluss an die in Absatz 1 angefliihrte Sitzung des federfiihrenden Aus-
schusses erstellt wird.

Falls der federfiihrende Ausschuss dies fir notwendig erachtet, kdnnen zusatzliche Sitzun-
gen vereinbart werden, um die weitere Umsetzung der Empfehlungen mitzuverfolgen.
Dazu kdnnen alle Mitglieder des Blirgerrats eingeladen werden.

Art. 59.6 - Entschddigung der Mitglieder der Biirgerversammlung und des
Biirgerrats

In Ausfihrung von Artikel 3 §6 und 4 §4 desselben Dekrets vom 25. Februar 2019 legt
das Prasidium die Bedingungen und die Modalitdten fiir die Auszahlung des Anwesenheits-
gelds und der Fahrtentschadigung fest, die den Blirgern flir die Teilnahme an einer Blir-
gerversammlung und fir die Mitgliedschaft im Birgerrat gewahrt werden.

Art. 59.7 - Haushaltsplan und Rechnungslegung des Biirgerdialogs

In Ausfiihrung von Artikel 12 Absatz 1 desselben Dekrets vom 25. Februar 2019 genehmigt
das Prasidium den vom standigen Sekretar vorgeschlagenen und vom Biirgerrat gutgehei-
Benen Haushaltsplan des Blirgerdialogs. Lehnt das Prdasidium den vorgeschlagenen Haus-
haltsplan ab, arbeitet der standige Sekretar einen neuen Vorschlag aus und legt diesen
dem Blrgerrat zur GutheiBung und anschlieBend dem Prasidium zur Genehmigung vor.
Kommt keine Einigung Uber die H6he der zur Verfliigung zu stellenden Mittel zustande, legt
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das Prasidium den Haushaltsplan fest. Auf der Grundlage des genehmigten Haushaltsplans
sieht das Prasidium entsprechende Mittel im allgemeinen Haushaltsplan des Parlaments
vor.

In Ausflihrung von Artikel 12 Absatz 3 desselben Dekrets vom 25. Februar 2019 genehmigt
das Prasidium die vom standigen Sekretar vorgeschlagene und vom Birgerrat gutgehei-
Bene Rechnungslegung des Biirgerdialogs. Lehnt das Prasidium die vorgeschlagene Rech-
nungslegung ab, arbeitet der stdndige Sekretar einen neuen Vorschlag aus und legt diesen
dem Bulrgerrat zur GutheiBung und anschlieBend dem Prasidium zur Genehmigung vor.
Kommt keine Einigung Uber die Rechnungslegung zustande, entscheidet das Prasidium.]>®

TITEL 3 — DIE AUFGABEN DES PARLAMENTS

KAPITEL 1 - DIE VERABSCHIEDUNG VON DEKRETEN
Abschnitt 1 - Die Hinterlegung von Dekretvorlagen
Art. 60 - Dekretentwiirfe

81 - Die Regierung hat das Recht, jederzeit Dekretentwirfe im Parlament einzubringen.
Ein Dekretentwurf gilt erst als hinterlegt, wenn dem Prasidenten eine unterzeichnete Fas-
sung vorliegt, die - neben dem Wortlaut des Dekretentwurfs - die Begriindung, den ent-
sprechenden Vorentwurf, das Gutachten der Abteilung ,Gesetzgebung" des Staatsrats und
gegebenenfalls die dazu vorliegenden Gutachten beratender Gremien sowie die zustim-
mungspflichtigen Anhdnge und Anlagen umfasst.

Nach ihrer Hinterlegung werden die Dekretenwtirfe in Form von Parlamentsdokumenten
veroffentlicht und den Abgeordneten, Regierungsmitgliedern, beratenden Mandataren und
Fraktionssekretariaten [zur Kenntnis gebracht]>’.

§2 - Die Regierung kann jederzeit einen bereits hinterlegten Dekretentwurf zurtickziehen,
selbst wenn die Beratungen dariber bereits begonnen haben.

Art. 61 - Dekretvorschlage

§1 - Jeder Abgeordnete hat allein oder zusammen mit anderen das Recht, jederzeit
Dekretvorschléage im Parlament einzubringen. Ein Dekretvorschlag gilt erst als hinterlegt,
wenn dem Prasidenten eine unterzeichnete Fassung vorliegt, die - neben dem Wortlaut
des Dekretvorschlags - eine Begriindung umfasst.

Nach ihrer Hinterlegung werden die Dekretvorschlage in Form von Parlamentsdokumenten
veroffentlicht und den Abgeordneten, Regierungsmitgliedern, beratenden Mandataren und
Fraktionssekretariaten [zur Kenntnis gebracht]>2,

§2 - Die Autoren eines Dekretvorschlags kdénnen jederzeit einen bereits hinterlegten
Dekretvorschlag zurlickziehen, selbst wenn die Beratungen dariiber bereits begonnen ha-
ben. Ubernimmt jedoch ein anderer Abgeordneter diesen Vorschlag, werden die Beratun-
gen dariiber fortgesetzt.

§3 - Bei begriindeten Zweifeln an der Konformitat eines Dekretvorschlags mit der Verfas-
sung und den Gesetzen zur Ausflihrung derselbigen oder bei ahnlich schwerwiegenden
Einwanden kénnen der Prasident oder mindestens zwei Abgeordnete vor jeglicher Bera-
tung zum Grund beantragen, dass die Plenarversammlung sich Uber die Beriicksichtigung
des Dekretvorschlags ausspricht. Ein von mindestens zwei Abgeordneten eingebrachter

56 eingefligt durch Art. 3 des Parlamentsbeschlusses vom 22.04.2024
57 abgeé&ndert durch Art. 25 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
58 abgeéndert durch Art. 26 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Antrag ist allerdings nur dann zuldssig, wenn er schriftlich innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zustellung des beanstandeten Dekretvorschlags beim Prasidenten eingeht. Die Ple-
narversammlung entscheidet auf der nachstfolgenden Sitzung lUber die Berlicksichtigung
des Dekretvorschlags. Spricht sie sich gegen dessen Beriicksichtigung aus, wird dieser
ohne jegliche Beratung zu den Akten gelegt.

Art. 62 - Abanderungsvorschlidge

81 - Jeder Abgeordnete hat allein oder zusammen mit anderen Abgeordneten das Recht,
Abdnderungsvorschlage einzureichen, um einen Dekretentwurf, einen Dekretvorschlag
oder einen bereits dazu hinterlegten Abanderungsvorschlag ganz oder teilweise anzupas-
sen, zu ersetzen, zu erganzen oder zu streichen. Die Regierung verfligt Gber dasselbe
Recht.

Die Ab&nderungsvorschldge miissen sich auf den Text beziehen, auf dessen Anderung sie
abzielen. Sie gelten erst als hinterlegt, wenn dem Prasidenten oder dem Vorsitzenden ei-
nes Ausschusses eine unterzeichnete Fassung vorliegt, die - neben dem Wortlaut des Ab-
anderungsvorschlags — eine Begriindung umfasst.

§2 - Abanderungsvorschlage kdénnen bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Plenarversamm-
lung Uber die Dekretvorlage abstimmt, auf die sie sich beziehen, hinterlegt werden.

Werden Abanderungsvorschléage wahrend der Plenarversammlung hinterlegt, kann die Ple-
narversammlung beschlieBen, die Abdanderungsvorschlage an den zustandigen Ausschuss
zu verweisen. Die Beratungen lber den Hauptgegenstand in der Plenarversammlung wer-
den in diesem Fall ausgesetzt, bis der Ausschuss seine Schlussfolgerungen zu den Abdn-
derungsvorschlagen vorgelegt hat.

§3 - Die Autoren eines Abanderungsvorschlags haben das Recht, ihren Text im zustandi-
gen Ausschuss oder in der Plenarversammlung vorzustellen. Auf Vorschlag des Vorsitzen-
den legt der Ausschuss oder die Plenarversammlung gegebenenfalls die daflir zur Verfii-
gung stehende Redezeit fest.

Art. 63 - Mit zusdtzlichen, ungedeckten Ausgaben verbundene Dekretvorschlidge
und Abédnderungsvorschlage

Wenn im Rahmen der Beratungen festgestellt wird, dass durch die Annahme eines Dekret-
vorschlags oder eines Abanderungsvorschlags mdglicherweise Rechte entstehen, die mit
zusatzlichen, derzeit nicht zur Verfligung stehenden Ausgaben verbunden sind, kann der
Ausschuss oder die Plenarversammlung die Regierung vor der Schlussabstimmung darum
bitten, innerhalb einer daflir festgelegten Frist eine Note zu den Auswirkungen des Dekret-
vorschlags oder des Abanderungsvorschlags vorzulegen. Die Note enthalt entweder einen
Vorschlag zur Deckung der zusatzlichen Ausgaben oder einen Vorschlag zur Ablehnung des
betreffenden Dekretvorschlags oder Abanderungsvorschlags. Die Schlussabstimmung er-
folgt erst nach Kenntnisnahme der Note und der darin enthaltenen Empfehlung.

Erfolgt die in Absatz 1 angefiihrte Feststellung im Rahmen einer Plenarversammlung, kann
die Plenarversammlung beschlieBen, den Dekretvorschlag oder den Abanderungsvorschlag
an den zustandigen Ausschuss zu verweisen. Die Beratungen Uber den Hauptgegenstand
in der Plenarversammlung werden in diesem Fall ausgesetzt, bis der Ausschuss seine
Schlussfolgerungen vorgelegt hat.

Abschnitt 2 — Beratung in den Ausschiissen
Art. 64 - Befassung der Ausschiisse

Der Prasident verweist die Dekretentwiirfe und Dekretvorschlage an den zustandigen Aus-
schuss zur weiteren Beratung und informiert die Plenarversammlung dariber. Die Frage,
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an welchen Ausschuss ein Dekretentwurf bzw. ein Dekretvorschlag verwiesen werden soll,
kann er auch der Plenarversammlung zur Beschlussfassung unterbreiten.

Auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums oder des Prasidenten kann die Plenarversamm-
lung in Abweichung von Absatz 1 beschlieBen, einen Dekretentwurf oder einen Dekretvor-
schlag ohne Verweisung an einen Ausschuss direkt in der Plenarversammlung zu behan-
deln und zu verabschieden, wenn eine Dringlichkeit vorliegt oder eine vorherige Beratung
im Ausschuss aufgrund der begrenzten Tragweite des Dekretentwurfs oder des Dekretvor-
schlags nicht gerechtfertigt ist.

Darlber hinaus werden Dekretentwiirfe zur Zustimmung zu internationalen Vertragen oder
Abkommen in Abweichung von Absatz 1 nicht an einen Ausschuss verwiesen, sondern
direkt in der Plenarversammlung behandelt und verabschiedet, wenn die Regierung dies
beantragt. Voraussetzung daflr ist jedoch, dass der entsprechende Dekretentwurf min-
destens sieben Arbeitstage vor der Sitzung der Plenarversammlung zusammen mit einer
Inhaltsangabe des zu billigenden Vertrags oder Abkommens sowie einer Rechtfertigung
zum beabsichtigten beschleunigten Behandlungsverfahren im Parlament hinterlegt wurde.
Allerdings kann die Plenarversammlung auf Vorschlag des Vorsitzenden oder nach Antrag
von wenigstens zwei Abgeordneten beschlieBen, den entsprechenden Dekretentwurf den-
noch an einen Ausschuss zu verweisen.

Art. 65 - Ablauf der Beratungen

Die Diskussion Uber die Dekretentwiirfe und -vorschlage umfasst in der Regel eine allge-
meine Diskussion und eine Diskussion Uber die einzelnen Artikel. Die Ausschiisse kdnnen
dazu auf die in Artikel 42 angefiihrte Beratung und Expertise zurlickgreifen.

Bei der allgemeinen Diskussion wird Uber die Opportunitat, die Zielsetzung und die Trag-
weite des gesamten Entwurfs oder Vorschlags beraten.

Bei der Diskussion Uber die einzelnen Artikel und Uber die damit verbundenen Abande-
rungsvorschlage wird lber die Einzelheiten der verschiedenen Regelungen beraten.

Der Ausschuss kann von den Bestimmungen der vorhergehenden Absatze abweichen.

Art. 66 - Abstimmungen und Berichterstattung

Zum Abschluss seiner Beratungen stimmt der Ausschuss gemaB Artikel 43 Uber die be-
handelten Dekretvorlagen ab, wobei er zunachst Uber die einzelnen Artikel und die dies-
beziglichen Abénderungsvorschldge abstimmt und im Anschluss im Rahmen der Schluss-
abstimmung Uber die Gesamtheit der Dekretvorlage in der urspriinglichen oder in der ab-
geanderten Form.

Der Ausschuss verfasst im Ubrigen gem&B Artikel 45 einen Bericht liber seine Beratungen.

Abschnitt 3 — Beratungen in der Plenarversammliung
Art. 67 - Grundlage der Beratungen

81 - In der Regel dienen die vom Ausschuss angenommene Dekretvorlage und die dazu
gegebenenfalls hinterlegten Abanderungsvorschlage als Grundlage fiir die Beratungen in
der Plenarversammlung.

Dekretvorlagen, die im Ausschuss abgelehnt wurden, werden nur dann auf die Tagesord-
nung einer Plenarversammlung gesetzt, wenn einer der Autoren der abgelehnten Dekret-
vorlage dies ausdriicklich beantragt. Der entsprechende Antrag muss dem Prasidenten
spatestens um 14.00 Uhr des Tags vorliegen, der finf Arbeitstage vor dem Tag, an dem
die Plenarversammlung stattfindet, liegt.
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§2 - Falls die Plenarversammlung die direkte Behandlung von Dekretentwirfen oder
-vorschlagen gemaB Artikel 64 Absdtze 2 und 3 beschlossen hat, dienen diese Dekret-
entwirfe und -vorschlage sowie die dazu gegebenenfalls hinterlegten Abanderungsvor-
schldge als Grundlage fiir die Beratungen in der Plenarversammlung.

Art. 68 - Ablauf der Beratungen

[Zunachst wird die zu beratende Dekretvorlage vorgestellt. Wurde die Dekretvorlage vorab
an einen Ausschuss verwiesen, ibernimmt der vom zustandigen Ausschuss bezeichnete
Berichterstatter diese Aufgabe, wobei er auch Uber den Verlauf der Beratungen im Aus-
schuss und dessen Schlussfolgerungen informiert. Wurde die direkte Beratung der Dekret-
vorlage ohne vorherigen Verweis an einen Ausschuss beschlossen, tibernimmt der Autor
bzw. einer der Autoren die Vorstellung der Dekretvorlage.]*°

[...]60

AnschlieBend erfolgt die allgemeine Diskussion, bei der Gber die Opportunitat, die Zielset-
zung und die Tragweite der gesamten Dekretvorlage beraten wird.

Nach Abschluss der allgemeinen Diskussion wird Uber die einzelnen Artikel der Dekretvor-
lage und die gegebenenfalls dazu hinterlegten Abanderungsvorschlage beraten.

Die Plenarversammlung kann von den Bestimmungen der vorhergehenden Absatze abwei-
chen.

Art. 69 - Abstimmungen

81 - Nach Abschluss der Beratungen stimmt die Plenarversammlung gemaB den in Arti-
kel 55 aufgefiihrten Regeln ab.

§2 - Zunachst wird Uber die einzelnen Artikel und die gegebenenfalls dazu hinterlegten
Ab&nderungsvorschlage abgestimmt.

Auf Antrag von mindestens zwei Abgeordneten wird namentlich gemaB dem in §3 festge-
legten Verfahren Uber die von den Antragstellern bezeichneten Artikel oder Abdnderungs-
vorschlage abgestimmt. In diesem Fall kann der Vorsitzende die Antragsteller auffordern,
als Erste abzustimmen. Wenn einer von ihnen auf den Aufruf seines Namens nicht antwor-
tet, wird die namentliche Abstimmung abgebrochen und durch Handzeichen abgestimmt.

83 - Im Anschluss wird im Rahmen der Schlussabstimmung Uber die Gesamtheit der
Dekretvorlage in der urspriinglichen oder der abgeanderten Form abgestimmt. In Abwei-
chung von Artikel 6 §3 Absatz 2 wird dabei namentlich abgestimmt.

Dazu fordert der Vorsitzende oder ein von ihm bezeichneter Sekretar die Abgeordneten in
alphabetischer Reihenfolge auf, ihr Abstimmungsverhalten kundzutun, wobei mit dem Ab-
geordneten begonnen wird, dessen Name vorab durch das Los flir die jeweilige Plenarver-
sammlung bestimmt wurde.

Abschnitt 4 - Sonderverfahren
Art. 70 - Anrufung des Staatsrats

§1 - Der Prasident kann bis zum Abschluss der allgemeinen Diskussion [in der Plenarver-
sammlung]®! bei der Abteilung ,Gesetzgebung" des Staatsrats ein mit Griinden versehenes

59 ersetzt durch Art. 27 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
60 abgeédndert durch Art. 27 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
61 abgeé&ndert durch Art. 28 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Gutachten Uber den Wortlaut aller Dekretentwiirfe oder -vorschlage sowie lber die dazu
hinterlegten Abanderungsvorschlage einholen.

Der Prasident ist verpflichtet, ein solches Gutachten Uber Dekretvorschlage und Uber
Abanderungsvorschldge zu Dekretentwilirfen oder Dekretvorschlagen einzuholen, wenn
mindestens ein Drittel der Abgeordneten dies schriftlich beantragt. Der Antrag muss die
Bestimmungen, die dem Staatsrat zur Begutachtung vorgelegt werden sollen, anfihren.
Der Antrag kann darlber hinaus die Frist auffihren, innerhalb derer das Gutachten des
Staatsrats vorliegen soll.

§2 - Ein zuldssiger Antrag auf Anrufung des Staatsrats setzt die Beratungen der Plenar-
versammlung unmittelbar aus, es sei denn, die Plenarversammlung beschlieBt etwas an-
deres. [Die Plenarversammlung darf jedoch weder liber die Bestimmungen, die Gegen-
stand der Gutachtenanfrage sind, noch Uber die Gesamtheit des Dekretentwurfs oder
-vorschlags abstimmen, bevor sie das Gutachten des Staatsrats zur Kenntnis genommen
hat.]62

Ein zulassiger Antrag auf Anrufung des Staatsrats setzt die Beratungen im Ausschuss nicht
aus, es sei denn, der Ausschuss beschlieBt etwas anderes. Der Ausschuss darf jedoch
weder Uber die Bestimmungen, die Gegenstand der Gutachtenanfrage sind, noch uber die
Gesamtheit des Dekretentwurfs oder -vorschlags abstimmen, bevor er das Gutachten des
Staatsrats zur Kenntnis genommen hat.

§3 - Wenn die Abteilung , Gesetzgebung" des Staatsrats von einem Mitglied der Regierung
in den durch das Gesetz vorgesehenen Fallen um die Abgabe eines Gutachtens (liber
Dekretvorschlage oder tber Ab@anderungsvorschlage zu Dekretentwiirfen oder Dekretvor-
schlagen angerufen wird, findet §2 Anwendung.

84 - Wenn ein Dekretentwurf, ein Dekretvorschlag oder ein Abanderungsvorschlag laut
Gutachten der Abteilung ,Gesetzgebung" des Staatsrats die Zustdndigkeit des Parlaments
Uberschreitet, wird dieser Entwurf, Vorschlag oder Abanderungsvorschlag an den in Arti-
kel 31 des ordentlichen Gesetzes zur Reform der Institutionen vom 9. August 1980 er-
wahnten Konzertierungsausschuss verwiesen, es sei denn, die beanstandeten Bestimmun-
gen werden zuriickgezogen oder entsprechend dem Gutachten des Staatsrats angepasst.

Die Befassung des Konzertierungsausschusses setzt die Beratungen der Plenarversamm-

lung bzw. des Ausschusses aus. Die Beratungen kénnen wieder aufgenommen und zu Ende

gefihrt werden, wenn:

- der Konzertierungsausschuss eine Stellungnahme verabschiedet, die auf die Zustandig-
keit des Parlaments schlieB3t, oder

- die Regierung Abanderungsvorschldge hinterlegt, die der Stellungnahme des Konzertie-
rungsausschusses im Hinblick auf die Behebung der Befugnisiberschreitung entspre-
chen, oder

- der Konzertierungsausschuss innerhalb von 40 Kalendertagen keine Stellungnahme ab-
gibt oder

- die Regierung innerhalb von drei Arbeitstagen nach Kenntnisnahme der Stellungnahme
des Konzertierungsausschusses keine entsprechenden Abanderungsvorschlage hinter-
legt.

§5 — Gemal Artikel 6bis der koordinierten Gesetze vom 12. Januar 1973 Uber den Staats-
rat kann der Prasident auf Antrag eines Ausschusses oder auf eigene Initiative den Staats-
rat mit der Koordinierung, Kodifizierung oder Vereinfachung der von ihm bestimmten
Dekrettexte beauftragen.

62 abgeé&ndert durch Art. 28 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Art. 71 - Diskriminierung aus ideologischen oder philosophischen Griinden

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, einen mit Griinden versehenen Antrag zu hinterle-
gen, in dem erklart wird, dass die von ihm bezeichneten Bestimmungen eines Dekretent-
wurfs oder -vorschlags eine Diskriminierung aus ideologischen oder philosophischen Grin-
den beinhalten.

Ein derartiger Antrag findet nur dann Berlicksichtigung, wenn er nach der Hinterlegung
des Ausschussberichts und vor der Schlussabstimmung in der Plenarversammlung beim
Prasidenten hinterlegt und von mindestens drei Abgeordneten unterschrieben wird.

Der Prasident bringt der Plenarversammlung den Antrag unmittelbar zur Kenntnis. Auf
Antrag des Antragstellers ist die Sitzung der Plenarversammlung fir mindestens 15 Minu-
ten zu unterbrechen, damit die fir eine Bertcksichtigung erforderlichen Unterschriften ein-
geholt werden kénnen.

§2 - Erflllt der Antrag nicht die in §1 Absatz 2 angefiihrten Bedingungen, werden die
Beratungen Uber die beanstandeten Bestimmungen fortgesetzt.

Erflllt der Antrag hingegen die in §1 Absatz 2 angefihrten Bedingungen, werden die Be-
ratungen Uber die beanstandeten Bestimmungen unmittelbar ausgesetzt. Der Prasident
leitet den Antrag in diesem Fall unmittelbar weiter an den Prasidenten der Abgeordneten-
kammer, den Prasidenten des Senats, den Prasidenten des Parlaments der Franzdsischen
Gemeinschaft und den Prasidenten des Flamischen Parlaments.

§3 - Die Prasidenten befinden gemaB Artikel 74 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983
Uber die Zuldssigkeit des Antrags.

Falls die Prasidenten auf die Unzulassigkeit des Antrags schlieBen, kdnnen die Beratungen
Uber die beanstandeten Bestimmungen fortgesetzt werden.

Falls die Prasidenten auf die Zuldssigkeit des Antrags schlieBen, bleiben die Beratungen
Uber die beanstandeten Bestimmungen ausgesetzt, bis sich die Abgeordnetenkammer und
der Senat Uber die Begrindetheit des Antrags ausgesprochen haben. In diesem Fall kén-
nen die Beratungen erst wieder aufgenommen werden, wenn sowohl die Abgeordneten-
kammer als auch der Senat den Antrag fur unbegriindet erkldren.

Falls die Prasidenten sich innerhalb von 30 Kalendertagen nach Vorlage des Antrags noch
nicht Gber dessen Zuldssigkeit ausgesprochen haben, kann die Plenarversammliung be-
schlieBen, die Beratungen Uber die beanstandeten Bestimmungen fortzusetzen.

Art. 72 - Zweite Lesung

81 — Nachdem im zustandigen Ausschuss oder in der Plenarversammlung uber die einzel-
nen Artikel eines Dekretentwurfs oder -vorschlags abgestimmt worden ist und ein oder
mehrere Artikel verworfen bzw. ein oder mehrere Abdanderungsvorschlage angenommen
worden sind, kann vor der Schlussabstimmung Uber die Gesamtheit der Dekretvorlage
jedes Mitglied der Regierung oder jeder stimmberechtigte Abgeordnete eine zweite Lesung
Uber die verworfenen, abgeanderten oder neu eingefligten Artikel beantragen.

§2 - Die zweite Lesung findet zu dem vom Ausschuss oder von der Plenarversammlung
festgelegten Zeitpunkt statt, wobei eine Unterbrechung von mindestens einer Stunde zu
beachten ist.

In der zweiten Lesung wird Uber die verworfenen, abgednderten oder neu eingefligten
Artikel sowie Uber die zwischenzeitlich diesbezliglich eingereichten neuen Abanderungs-
vorschlage beraten und abgestimmt und keine allgemeine Diskussion gefiihrt.
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§3 - Die Plenarversammlung kann im Hinblick auf die zweite Lesung beschlieBen, die ver-
worfenen, abgeanderten oder neu eingefligten Artikel sowie die zwischenzeitlich diesbe-
zlglich eingereichten neuen Abdnderungsvorschldage an den zustandigen Ausschuss zu
verweisen, der sie vorrangig behandelt und der Plenarversammlung einen Zusatzbericht
vorlegt.

84 - Die Schlussabstimmung Uber die Gesamtheit der in zweiter Lesung beratenen und
abgestimmten Dekretvorlage im Ausschuss oder in der Plenarversammlung findet erst
statt, nachdem den Abgeordneten eine koordinierte Fassung der angenommenen Artikel
vorliegt.

KAPITEL 2 - DIE VERABSCHIEDUNG VON HAUSHALTSPLANEN
Abschnitt 1 - Die Haushaltsplane der Deutschsprachigen Gemeinschaft
Art. 73 - Grundsatzliche Regelungen

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen im vorliegenden Kapitel finden fir die Bera-
tung und die Verabschiedung der Dekretentwirfe Uber die Haushaltsplane der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft die Bestimmungen Anwendung, die fir die Beratung und die
Verabschiedung von Dekretentwirfen gelten.

Die Beratung und die Verabschiedung von Dekretentwiirfen Uber die Haushaltspléane der
Deutschsprachigen Gemeinschaft haben stets Vorrang vor anderen Beratungsgegenstan-
den.

Uber diese Dekretentwiirfe und die dazugehérigen Dokumente, wie die allgemeine Recht-
fertigungserklarung, kann nur unter der Voraussetzung beraten werden, dass die Abge-
ordneten mindestens drei Kalendertage im Voraus Uber deren Wortlaut verfiigen.

Das erweiterte Prasidium kann in besonders begrindeten Fallen Abweichungen zu den
beiden vorhergehenden Abséatzen beschlieBen.

Art. 74 - Haushaltsfremde Bestimmungen

Enthalten die Dekretentwiirfe Uber die Haushaltsplane Bestimmungen mit normativem
Charakter, die keinen direkten Bezug zum betreffenden Haushaltsplan haben, erklart der
Prasident diese flr unzuldssig und veranlasst deren Streichung nach Ricksprache mit der
Regierung. Letztere kann derartige Bestimmungen in Form eines getrennten Dekretent-
wurfs hinterlegen.

Art. 75 - Mit zuséatzlichen, ungedeckten Ausgaben verbundene Abdnderungs-
vorschlidge

Abdnderungsvorschlage zu den Dekretentwirfen Uber die Haushaltsplane, die eine Erho-
hung der Ausgaben zur Folge haben, sind nur dann zuldssig, wenn entsprechende Mittel
zum Ausgleich vorgesehen sind. Es kann sich dabei entweder um Mehreinnahmen oder
aber um die Streichung von anderen Ausgaben in entsprechender Hohe handeln.

Art. 76 - Vorstellung der Eckwerte des Haushaltsplans

Zu Beginn einer jeden Sitzungsperiode stellt die Regierung in einer gemeinsamen Sitzung
aller standigen Ausschiisse die Eckwerte des Haushaltsplans fiir das darauffolgende Jahr
vor. Das erweiterte Prasidium legt den Zeitpunkt dieser Sitzung fest.
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Art. 77 - Ablauf der Beratungen iiber die Haushaltspldne

§1 - Die Beratungen der Dekretentwirfe Gber die Haushaltsplane der Deutschsprachigen
Gemeinschaft beginnen mit der allgemeinen Vorstellung der Haushaltspldne in der Plenar-
versammlung durch die Regierung.

Im Anschluss werden die Dekretentwlirfe Gber die Haushaltspléane und die sich darauf be-
ziehenden Dokumente an den fir Finanzen zustandigen Ausschuss zur weiteren Beratung
verwiesen. In diesem Ausschuss erfolgen die Abstimmungen Uber diese Dekretentwiirfe
und Uber die sich darauf beziehenden Abanderungsvorschlage.

Das erweiterte Prasidium kann dariber hinaus beschlieBen, die anderen standigen Aus-
schiisse mit der Beratung gewisser Haushaltsprogramme zu befassen und sie mit der Ab-
gabe einer entsprechenden Stellungnahme zu beauftragen. Es berlicksichtigt dabei die
Zustandigkeitsbereiche der jeweiligen Ausschiisse.

Die Vorstellung und Beratung der sich auf die Haushaltsplane beziehenden Berichte des
Rechnungshofs erfolgt im Rahmen einer oder mehrerer gemeinsamer Sitzungen aller stan-
digen Ausschlisse, wobei die Federflihrung bei dem fiir Finanzen zustdndigen Ausschuss
liegt.

In dem in Absatz 3 erwdhnten Fall Gbermitteln die anderen Ausschiisse nach Abschluss
ihrer Beratungen ihre Stellungnahme dem flr Finanzen zustandigen Ausschuss, der sie in
seinen Bericht integriert. Der flr Finanzen zustdndige Ausschuss kann erst (ber die ein-
zelnen Artikel und die Gesamtheit der Dekretentwiirfe Giber die Haushaltspldne abstimmen,
wenn ihm diese Stellungnahmen vorliegen.

Nach Abschluss der Ausschussberatungen befasst sich die Plenarversammlung mit den
Dekretentwirfen Uber die Haushaltsplane. Die diesbezliglichen Beratungen umfassen eine
allgemeine Diskussion und eine nach Haushaltsprogrammen gegliederte Diskussion.

§2 - Das erweiterte Prasidium legt die Einzelheiten des Arbeitsplans flir die Beratungen
der Dekretentwiirfe Uber die Haushaltsplane der Deutschsprachigen Gemeinschaft, der
sich darauf beziehenden Berichte des Rechnungshofs sowie aller anderen diesbezliglichen
Dokumente fest.

Es kann von den Regelungen in den §§1-2 abweichen.

Abschnitt 2 - Die Haushaltspldane des Parlaments

Art. 78 - Verabschiedung

[..]83

Art. 79 - Kontrolle der Ausfiihrung der Haushaltsplidne des Parlaments
[...]%%

Abschnitt 3 -— Anfragen an den Rechnungshof
Art. 80 - Einzelanfragen der Abgeordneten

Jeder Abgeordnete hat gemaB Artikel 33 der Geschaftsordnung des Rechnungshofes das
Recht, Informationen Gber die vom Rechnungshof erstellten Protokolle, Briefwechsel und
Akten in Bezug auf die Angelegenheiten einzuholen, fiir die das Parlament zusténdig ist.

63 aufgehoben durch Art. 65 des Parlamentsbeschlusses vom 01.03.2021
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Wenn der Rechnungshof das Parlament in Anwendung von Artikel 35 seiner Geschaftsord-
nung darauf hinweist, dass die Beantwortung einer in Absatz 1 angefiihrten Anfrage um-
fangreiche und besondere Nachforschungen voraussetzt, entscheidet das erweiterte Pra-
sidium Uber die Zulassigkeit der Anfrage. Wenn es die Anfrage zulasst, legt das erweiterte
Prasidium die Frist fest, innerhalb derer der Abschluss der Nachforschungen des Rech-
nungshofs erwlinscht ist.

Art. 81 - Anfragen des Parlaments

Jeder Abgeordnete kann beim Prasidenten einen Antrag mit dem Ziel einreichen, den Rech-
nungshof mit der Prifung der GesetzmaBigkeit und der OrdnungsgemaBheit bestimmter
Ausgaben zu beauftragen oder mit der Erstellung von Audits zur finanziellen Geschaftsfih-
rung in den Diensten und Einrichtungen, die der Kontrolle des Rechnungshofs unterliegen.

Uber einen derartigen Antrag entscheidet das erweiterte Prasidium. Stimmt das erweiterte
Prasidium dem Antrag zu, leitet der Prasident die Anfrage an den Rechnungshof weiter.

Der Prasident stellt das Ergebnis der beauftragten Untersuchungen des Rechnungshofs
den Abgeordneten, Regierungsmitgliedern, beratenden Mandataren und Fraktionssekreta-
riaten zu.

KAPITEL 3 - BEZIEHUNGEN ZUR REGIERUNG
Abschnitt 1 — Wahl der Regierung
Art. 82 - Wahl der Regierung und ihrer Mitglieder

Die in Artikel 46 Absatz 1 aufgefiihrten Abgeordneten wahlen die Mitglieder der Regierung
geman Artikel 49 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983.

Abschnitt 2 - Von den Abgeordneten ausgehende Initiativen
Art. 83 - Schriftliche Fragen

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, einem Mitglied der Regierung eine schriftliche Frage
zu stellen, um ausflihrliche Ausklinfte bezliglich eines prazisen Sachverhalts im Zustdn-
digkeitsbereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft oder bezliglich konkreter Aspekte der
Regierungspolitik zu erhalten.

Die schriftlichen Fragen sind beim Prasidenten per Schreiben, per Fax oder per E-Mail zu
hinterlegen.

§2 — Schriftliche Fragen sind unzulassig, wenn sie:

- nicht von einem Abgeordneten oder einem dazu bevollméachtigten Fraktionssekretéar un-
terzeichnet sind,

- von mehreren Abgeordneten unterzeichnet sind,

- unprazise formuliert werden oder flir das Verstandnis unerhebliche Kommentare ent-
halten,

- sich auf private oder persénliche Falle beziehen,

- [keinen Bezug zu den Zustandigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft aufweisen,
es sei denn, sie beziehen sich auf konkrete Aspekte der Regierungspolitik, d. h. Hand-
lungen, Verlautbarungen, Versaumnisse oder Unterlassungen der Regierung und ihrer
Mitglieder, oder sie weisen einen direkten Bezug zum Gebrauch der deutschen Sprache
in Belgien auf,]%>

- ausschlieBlich auf die Ubermittlung von statistischen Informationen oder juristischen
Gutachten abzielen, die ohne Weiteres auf anderem Wege hatten eingeholt werden
kénnen,

65 abgeéndert durch Art. 29 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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- [sich ohne Anfihrung von neuen Elementen auf einen Sachverhalt beziehen, der bereits
in derselben Sitzungsperiode Gegenstand einer Beschlussvorlage, Themendebatte, In-
terpellation oder Frage gewesen ist,]%®

- [einen eindeutigen inhaltlichen Zusammenhang mit einer im Ausschuss oder im Plenum
anhangigen und noch nicht abgeschlossenen Beratungsvorlage aufweisen.]%’

[Die Unzuldssigkeit einer Unterfrage hat die Unzuldssigkeit der gesamten schriftlichen

Frage zur Folge.]%®

[Auf der Grundlage von §1 und der Absatze 1 und 2 des vorliegenden Paragrafen entschei-
det der Prasident Uber die Zulassigkeit der schriftlichen Fragen innerhalb einer Frist von
funf Arbeitstagen.]%° Bei Zuladssigkeit leitet er die Frage an das betreffende Mitglied der
Regierung weiter. Dariber hinaus informiert er den Fragesteller und das Mitglied der Re-
gierung Uber die Frist, innerhalb derer die Frage beantwortet werden muss.

Gegen die Entscheidung des Prasidenten, eine Frage flr unzuldssig zu erklaren, kann der
Autor der Frage beim erweiterten Prasidium Einspruch erheben. SchlieBt das erweiterte
Prasidium auf die Zuldssigkeit der schriftlichen Frage, wird das Verfahren gemaB Absatz 2
fortgesetzt.

§3 — Die Antwort des betreffenden Mitglieds der Regierung muss dem Prasidenten inner-
halb einer Frist von 21 Arbeitstagen ab Ubermittlung der Frage zugestellt werden. Wah-
rend der sitzungsfreien Perioden des Parlaments kann der zustandige Minister unter An-
gabe entsprechender Griinde eine Aussetzung der Frist von maximal 15 Arbeitstagen be-
antragen. [Mit dem Ende der sitzungsfreien Periode wird diese Fristaussetzung jedoch au-
tomatisch beendet.]”°

Falls die Antwort nicht innerhalb der in Absatz 1 festgesetzten Frist eingegangen ist, hat
der Fragesteller das Recht, seine Frage in der nachsten dafiir vorgesehenen Ausschusssit-
zung, die dem Verstreichen der Frist folgt, erneut zu formulieren und insbesondere das
Mitglied der Regierung in Bezug auf die Griinde, die der Nichtbeantwortung innerhalb der
Frist zugrunde liegen, zu befragen.

84 - Die Frage und die fristgerechte Antwort werden im Bulletin der Interpellationen und
Fragen unter der Rubrik ,fristgerecht beantwortete Fragen" veréffentlicht. Falls keine Ant-
wort eingeht, wird die Frage unter der Rubrik ,unbeantwortete Fragen" veroéffentlicht. Falls
die Antwort nach Ablauf der Frist eingeht, werden die Frage und die Antwort unter der
Rubrik ,nicht fristgemaB beantwortete Fragen™ veroéffentlicht. Falls der Fragesteller von
dem in §3 Absatz 2 angefiihrten Recht Gebrauch macht, wird die Frage unter der Rubrik
~mundliche Frage infolge der nicht fristgemaBen Beantwortung einer schriftlichen Frage"
verodffentlicht.

Art. 84 - Miindliche Fragen

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, einem Mitglied der Regierung eine miindliche Frage
zu stellen, um kurze Auskiinfte beziiglich eines prazisen Sachverhalts im Zusténdigkeits-
bereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft oder bezliglich konkreter Aspekte der Regie-
rungspolitik zu erhalten.

Damit eine Frage in der nachstfolgenden Fragestunde behandelt werden kann, muss ein
entsprechender schriftlicher Antrag spatestens zwei Arbeitstage vor der betreffenden Aus-
schusssitzung bis spatestens 10.00 Uhr beim Préasidenten hinterlegt werden. Der Antrag
kann per Schreiben, per Fax oder per E-Mail zugestellt werden.

66 abgeé&ndert durch Art. 29 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
67 abgeédndert durch Art. 29 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
68 eingefligt durch Art. 29 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021

69 abgeédndert durch Art. 29 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
70 abgeéndert durch Art. 29 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021

Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft
Stand 6. Mai 2024



40 PDG-Geschaftsordnung

§2 - Das erweiterte Prasidium kann die Anzahl Fragen, die eine Fraktion bzw. ein Abge-
ordneter im Laufe einer Sitzungsperiode stellen darf, begrenzen.

§3 - Mindliche Fragen sind unzulassig, wenn sie:

- nicht von einem Abgeordneten oder einem dazu bevollméachtigten Fraktionssekretar un-
terzeichnet sind,

- von mehreren Abgeordneten unterzeichnet sind,

- mehr als drei Fragen zum selben Sachverhalt oder Fragen zu unterschiedlichen Sach-
verhalten enthalten,

- unprazise formuliert sind oder flir das Verstandnis unerhebliche Kommentare enthalten,

- sich auf private oder persoénliche Falle beziehen,

- [keinen Bezug zu den Zustandigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft aufweisen,
es sei denn, sie beziehen sich auf konkrete Aspekte der Regierungspolitik, d. h. Hand-
lungen, Verlautbarungen, Versaumnisse oder Unterlassungen der Regierung und ihrer
Mitglieder, oder sie weisen einen direkten Bezug zum Gebrauch der deutschen Sprache
in Belgien auf,]”?,

- vorausgehende Analysen oder ausfiihrliche Nachforschungen voraussetzen,

- eine Beantwortung innerhalb der dafiir vorgesehenen Redezeit unméglich machen,

- ausschlieBlich auf die Ubermittlung von statistischen Informationen oder juristischen
Gutachten abzielen, die ohne Weiteres auf anderem Weg hatten eingeholt werden kén-
nen,

- [sich ohne Anflihrung von neuen Elementen auf einen Sachverhalt beziehen, der bereits
in der derselben Sitzungsperiode Gegenstand einer Beschlussvorlage, Themendebatte,
Interpellation oder Frage gewesen ist,]7?

- [sich auf einen Sachverhalt beziehen, der Gegenstand einer bereits hinterlegten, aber
noch nicht behandelten Interpellation ist,

- einen eindeutigen inhaltlichen Zusammenhang mit einer im Ausschuss oder im Plenum
anhéangigen und noch nicht abgeschlossenen Beratungsvorlage aufweisen,]”3

- die in Anwendung von §2 festgelegte Anzahl Fragen Uberschreiten.

[Die Unzulassigkeit einer Unterfrage hat die Unzuldssigkeit der gesamten mindlichen
Frage zur Folge.]”*

Auf die gemaB Artikel 83 §3 Absatz 2 umgewandelten schriftlichen Fragen finden die in §1
Absatz 2 und die im vorliegenden Paragrafen aufgefiihrten Zuldssigkeitsbedingungen keine
Anwendung.

[Auf der Grundlage von §1 und der Absatze 1 und 2 des vorliegenden Paragrafen entschei-
det der Prasident Uber die Zulassigkeit der mindlichen Fragen.]?> Er kann dazu auch eine
mundliche Frage in eine schriftliche Frage oder eine Interpellation umwandeln, wenn [die
fur mindliche Fragen geltenden]’¢ Zulassigkeitsbedingungen nicht erfillt sind, jedoch die-
jenigen flr schriftliche Fragen bzw. Interpellationen. Wurde eine mindliche Frage in eine
schriftliche Frage bzw. eine Interpellation umgewandelt, finden respektive die Artikel 83
und 86 Anwendung.

Fragen, die auBerhalb der in §1 Absatz 2 vorgesehenen Frist hinterlegt wurden, stehen in
der nachstfolgenden Fragestunde des Ausschusses auf der Tagesordnung, es sei denn, die
Autoren ziehen die Frage zurlck.

Gegen die Entscheidung des Prasidenten, eine Frage flir unzulassig zu erklaren oder sie in
eine schriftliche Frage umzuwandeln, kann der Autor der Frage beim erweiterten Prasidium
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Einspruch erheben. SchlieBt das erweiterte Prasidium auf die Zulassigkeit der mindlichen
Frage, wird sie auf die Tagesordnung der nachstfolgenden Fragestunde des zustandigen
Ausschusses gesetzt.

84 - Der Prasident leitet die mindlichen Fragen an die Abgeordneten, die Regierungsmit-
glieder, die beratenden Mandatare und die Fraktionssekretariate weiter. Dabei teilt er das
Datum der zur Behandlung von Fragen nachstfolgenden daflir vorgesehenen Sitzung des
zustandigen Ausschusses mit. Gegebenenfalls enthalt die Mitteilung dariiber hinaus einen
Hinweis auf die Entscheidung des Prasidenten, in Anwendung von §5 Absatz 2 mehrere
Fragen zu gruppieren oder sie in eine Debatte (ber eine Interpellation bzw. in eine The-
mendebatte zu integrieren.

§5 - Die mundlichen Fragen werden zu Beginn der nachstfolgenden daflir vorgesehenen
Sitzung des zustiandigen Ausschusses behandelt. Dieser Teil der Ausschusssitzung ist
offentlich.

Die Fragen werden in der chronologischen Reihenfolge ihrer Hinterlegung gestellt und be-

antwortet, wobei jedoch:

- die in Artikel 85 aufgefliihrten dringenden Fragen und die in Artikel 83 §3 Absatz 2
aufgefihrten umgewandelten schriftlichen Fragen Vorrang genief3en,

- Fragen, die sich auf denselben Sachverhalt wie [...]”” eine Themendebatte beziehen, in
die diesbezligliche Debatte integriert werden und

- [mindliche und dringende Fragen]’8, die sich auf denselben Sachverhalt beziehen, in
gruppierter Form direkt hintereinander vorgebracht und global vom Minister
beantwortet werden.

Fragen, die aus Zeitmangel nicht vorgebracht bzw. beantwortet werden konnten, werden
auf die Tagesordnung der nachstfolgenden Fragestunde des Ausschusses gesetzt.

§6 - Ist der Fragesteller beim Aufruf seines Namens abwesend, gilt die Frage grundsatzlich
als zuriickgezogen.

[Der Fragesteller kann jedoch einen Abgeordneten damit beauftragen, seine Frage vorzu-
tragen und gegebenenfalls die Antwort des Ministers zu kommentieren. Der Vorsitzende
des Ausschusses ist hierliber vorab zu informieren. Bei Abwesenheit des Fragestellers kann
der Minister dariber hinaus ausdriicklich beantragen, auf die Frage zu antworten. In die-
sem Fall verweist der Vorsitzende auf die schriftliche Vorlage der Frage.]7°]8°

Bei Abwesenheit des Ministers, dem die Frage gestellt wurde, antwortet ein Ministerkol-
lege.

§7 — [Fir die Behandlung der mindlichen Fragen gelten folgende Redezeiten:

- flr das Vortragen der mindlichen Frage: maximal 2 Minuten,

- flr die Antwort der Regierung: maximal 3 Minuten bzw. maximal 3 Minuten pro mind-
liche Frage, wenn mehrere Fragen in Anwendung von §5 Absatz 2 gruppiert wurden,

- flr die Kommentierung der Antwort der Regierung oder das Stellen einer Nachfrage
durch den oder die Fragesteller: jeweils maximal eine Minute,

- flr die Kommentierung der Antwort der Regierung oder das Stellen einer Nachfrage
durch die Fraktionen, denen der Fragesteller nicht angehoért bzw. die Fragesteller nicht
angehoren: jeweils maximal eine Minute,

- flr die Erlauterung des Standpunkts aus Sicht ihres Mandats: jeweils maximal eine Mi-
nute pro beratender Mandatar,
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- flr die Erwiderung des Ministers auf die Kommentierung: maximal eine Minute pro Wort-
meldung,

- flr die abschlieBende Kommentierung durch den oder die Fragesteller: jeweils maximal
eine Minute.]8!

[Auf Vorschlag des Vorsitzenden]®? oder auf Antrag von mindestens zwei Abgeordneten
kann der Ausschuss von der in Absatz 1 festgelegten Regelung abweichen. Wenn nach
der Antwort des Ministers ein zusatzlicher Beratungsbedarf festgestellt wird, kann der
Ausschuss [auf Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag von mindestens zwei Ab-
geordneten]?®3 beschlieBen, eine ausfihrliche Debatte zu flihren. In diesem Fall legt der
Ausschuss die dafiir geltenden Redezeiten und den Zeitpunkt der Debatte fest. [Falls
keine besonderen Redezeiten fiir die Debatte vorgesehen wurden, gelten unter Beach-
tung der nachstehenden Reihenfolge folgende Redezeiten:

- der oder die Fragesteller: maximal finf Minuten,

- die Redner der Fraktionen, denen der Fragesteller nicht angehért bzw. denen die
Fragesteller nicht angehdéren: jeweils maximal finf Minuten,

- die Regierung: maximal fanf Minuten bzw. maximal finf Minuten pro Frage, wenn
mehrere Fragen in Anwendung von §5 Absatz 2 gruppiert wurden,

- flr die Kommentierung der vorangegangenen Stellungnahmen durch die Fraktionen,
denen der Fragesteller nicht angehoért bzw. denen die Fragesteller nicht angehdéren:
jeweils maximal eine Minute,

- flr die Kommentierung der vorangegangenen Stellungnahmen durch die Regierung:
maximal eine Minute bzw. maximal eine Minute pro Frage, wenn mehrere Fragen in
Anwendung von §5 Absatz 2 gruppiert wurden,

- flr die abschlieBende Kommentierung durch den oder die Fragesteller: jeweils maximal
eine Minute.]8* &

§8 — Die Fragen und die Antworten werden in extenso im Bulletin der Interpellationen und
Fragen verdffentlicht. In Bezug auf die Korrektur dieser Niederschrift findet Artikel 57 An-
wendung.

[Art. 84.1 — Aktuelle Fragen in der Plenarversammlung

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, einem Mitglied der Regierung miindlich eine aktu-
elle Frage zu stellen, um kurze Auskiinfte bezliglich eines prazisen Sachverhalts im Zu-
standigkeitsbereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft oder beziiglich konkreter As-
pekte der Regierungspolitik zu erhalten.

Damit eine aktuelle Frage in der nachsten Plenarversammlung behandelt werden kann,
muss ein entsprechender schriftlicher Antrag spatestens am Tag der betreffenden Sitzung
der Plenarversammlung bis spatestens 10.00 Uhr beim Prasidenten hinterlegt werden.

Der Antrag kann sich darauf beschranken, das Thema der aktuellen Frage kurz zu um-
schreiben. Der Antrag muss zudem dokumentieren, dass sich die aktuelle Frage auf einen
Sachverhalt bezieht, der sich nach der letzten Plenarversammlung ergeben hat.

Der Antrag kann per Schreiben, per Fax oder per E-Mail zugestellt werden.

§2 - Das erweiterte Prasidium kann die Anzahl aktueller Fragen, die eine Fraktion bzw. ein
Abgeordneter wahrend der Plenarsitzung stellen darf, begrenzen.

81 ersetzt durch Art. 30 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021

82 abgeédndert durch Art. 30 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
83 abgeéndert durch Art. 30 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
84 abgeédndert durch Art. 30 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
85 abgeéndert durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
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§3 - Aktuelle Fragen sind unzuldssig, wenn sie:

- nicht von einem Abgeordneten oder einem dazu bevollméachtigten Fraktionssekretar un-
terzeichnet sind,

- von mehreren Abgeordneten unterzeichnet sind,

- mehr als eine Frage umfassen,

- sich auf private oder persoénliche Falle beziehen,

- keinen Bezug zu den Zusténdigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft aufweisen,
es sei denn, sie beziehen sich auf konkrete Aspekte der Regierungspolitik, d. h. Hand-
lungen, Verlautbarungen, Versaumnisse oder Unterlassungen der Regierung und ihrer
Mitglieder, oder sie weisen einen direkten Bezug zum Gebrauch der deutschen Sprache
in Belgien auf,

- vorausgehende Analysen oder ausfiihrliche Nachforschungen voraussetzen,

- ausschlieBlich auf die Ubermittlung von statistischen Informationen oder juristischen
Gutachten abzielen, die ohne Weiteres auf anderem Weg hatten eingeholt werden kén-
nen,

- sich ohne Anfiihrung von neuen Elementen auf einen Sachverhalt beziehen, der bereits
in derselben Sitzungsperiode Gegenstand einer Beschlussvorlage, Themendebatte, In-
terpellation oder Frage gewesen ist,

- einen eindeutigen inhaltlichen Zusammenhang mit einer im Ausschuss oder im Plenum
anhangigen und noch nicht abgeschlossenen Beratungsvorlage aufweisen,

- sich auf einen Sachverhalt beziehen, der Gegenstand einer bereits hinterlegten, aber
noch nicht behandelten Interpellation ist,

- die in Anwendung von §2 festgelegte Anzahl Fragen Uberschreiten.

Auf der Grundlage von §1 und Absatz 1 des vorliegenden Paragrafen entscheidet der Pra-
sident Uber die Zulassigkeit der Fragen. Er kann dazu auch eine aktuelle Frage in eine
schriftliche Frage, in eine mindliche Frage oder in eine Interpellation umwandeln, wenn
die flr aktuelle Fragen geltenden Zulassigkeitsbedingungen nicht erfiillt sind, jedoch die-
jenigen fir schriftliche oder miindliche Fragen bzw. diejenigen flr Interpellationen. Wurde
eine aktuelle Frage in eine schriftliche bzw. mindliche Frage oder in eine Interpellation
umgewandelt, finden respektive die Artikel 83, 84 und 86 Anwendung.

84 - Der Prasident leitet die aktuellen Fragen an die Abgeordneten, die Regierungsmitglie-
der, die beratenden Mandatare und die Fraktionssekretariate weiter. Gegebenenfalls ent-
halt die Mitteilung einen Hinweis auf die Entscheidung des Prasidenten, in Anwendung
von §5 Absatz 2 mehrere Fragen zu gruppieren oder sie in eine Themendebatte zu
integrieren.

§5 - Die aktuellen Fragen werden zu Beginn der nachstfolgenden Plenarsitzung behandelt.

Die Fragen werden in der chronologischen Reihenfolge ihrer Hinterlegung gestellt und be-

antwortet, wobei jedoch:

- die in Artikel 85 aufgeflihrten dringenden Fragen Vorrang genieB3en,

- Fragen, die sich auf denselben Sachverhalt wie eine Themendebatte beziehen, in die
diesbezligliche Debatte integriert werden und

- [aktuelle und dringende Fragen]®, die sich auf denselben Sachverhalt beziehen, in
gruppierter Form direkt hintereinander vorgebracht und global vom Minister
beantwortet werden.

Fragen, die aus Zeitmangel nicht vorgebracht bzw. beantwortet werden konnten, werden
auf die Tagesordnung der nachstfolgenden Fragestunde des Ausschusses gesetzt.

§6 — Ist der Fragesteller beim Aufruf seines Namens abwesend, gilt die Frage grundsatzlich
als zurtickgezogen.

86 abgeéandert durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
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Der Fragesteller kann jedoch einen Abgeordneten damit beauftragen, seine Frage vorzu-
tragen und gegebenenfalls die Antwort des Ministers zu kommentieren. Der Vorsitzende
der Plenarversammlung ist hierlber vorab zu informieren. Bei Abwesenheit des Fragestel-
lers kann der Minister dartiber hinaus ausdriicklich beantragen, auf die Frage zu antworten.
In diesem Fall liest der Vorsitzende die Frage vor.

Bei Abwesenheit des Ministers, dem die Frage gestellt wurde, antwortet ein Ministerkol-
lege.

§7 - Die aktuellen Fragen und die diesbeziiglichen Antworten sind frei und ohne jegliches
Hilfsmittel vorzutragen.

[Fur die Behandlung der aktuellen Fragen gelten folgende Redezeiten:

- flr das Vortragen der aktuellen Frage: maximal zwei Minuten,

- flUr die Antwort der Regierung: maximal drei Minuten bzw. maximal drei Minuten pro
Frage, wenn mehrere Fragen in Anwendung von §5 Absatz 2 gruppiert wurden,

- flr die Kommentierung der Antwort der Regierung oder das Stellen einer Nachfrage
durch den oder die Fragesteller: jeweils maximal eine Minute,

- flr die Kommentierung der Antwort der Regierung oder das Stellen einer Nachfrage
durch die Fraktionen, denen der Fragesteller nicht angehért bzw. die Fragesteller nicht
angehoren: jeweils maximal eine Minute,

- flr die Erlduterung des Standpunkts aus Sicht ihres Mandats: jeweils maximal eine Mi-
nute pro beratender Mandatar,

- flr die Erwiderung des Ministers auf die Kommentierung: maximal eine Minute pro Wort-
meldung,

- flr die abschlieBende Kommentierung durch den oder die Fragesteller: jeweils maximal
eine Minute.]®”

Wenn danach ein zusatzlicher Beratungsbedarf festgestellt wird, kann die Plenarversamm-

lung auf Antrag des Prasidenten, des Fragestellers, der Regierung oder von mindestens

zwei Abgeordneten beschlieBen, eine ausfiihrliche Debatte zu fihren. In diesem Fall legt
die Plenarversammlung die dafilir geltenden Redezeiten und den Zeitpunkt der Debatte
fest. [Falls keine besonderen Redezeiten fiir die Debatte vorgesehen wurden, gelten unter

Beachtung der nachstehenden Reihenfolge folgende Redezeiten:

- der oder die Fragesteller: maximal flinf Minuten,

- die Redner der Fraktionen, denen der Fragesteller nicht angehort bzw. denen die
Fragesteller nicht angehdren: jeweils maximal funf Minuten,

- die Regierung: maximal fiinf Minuten bzw. maximal finf Minuten pro Frage, wenn
mehrere Fragen in Anwendung von §5 Absatz 2 gruppiert wurden,

- flr die Kommentierung der vorangegangenen Stellungnahmen durch die Fraktionen,
denen der Fragesteller nicht angehért bzw. denen die Fragesteller nicht angehdéren:
jeweils maximal eine Minute,

- flr die Kommentierung der vorangegangenen Stellungnahmen durch die Regierung:
maximal eine Minute bzw. maximal eine Minute pro Frage, wenn mehrere Fragen in
Anwendung von §5 Absatz 2 gruppiert wurden,

- flr die abschlieBende Kommentierung durch den oder die Fragesteller: jeweils maximal
eine Minute.]8%8

§8 - Die aktuellen Fragen und die Antworten werden in extenso im Bulletin der Interpel-
lationen und Fragen verdéffentlicht. In Bezug auf die Korrektur dieser Niederschrift findet
Artikel 57 Anwendung.]®°

87 abgeéndert durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
88 abgeédndert durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
8 eingefligt durch Art. 31 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Art. 85 - Dringende Fragen

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, einem Mitglied der Regierung muindlich eine drin-
gende Frage zu stellen, um kurze Auskilinfte bezliglich eines prazisen Sachverhalts im
Zustandigkeitsbereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft oder beziiglich konkreter
Aspekte der Regierungspolitik zu erhalten.

Damit eine dringende Frage in der nachstfolgenden Fragestunde des zustandigen Aus-
schusses oder der Plenarversammlung behandelt werden kann, muss ein entsprechender
schriftlicher Antrag spatestens am Tag der betreffenden Sitzung des Ausschusses oder der
Plenarversammlung bis spatestens 10.00 Uhr beim Prasidenten hinterlegt werden.

Der Antrag kann sich darauf begrenzen, den Sachverhalt, auf den sich die dringende Frage
beziehen wird, kurz zu umschreiben. Bei dringenden Fragen, die im Ausschuss behandelt
werden, muss sich dieser Sachverhalt allerdings nach der in Artikel 84 §1 Absatz 2 ange-
fihrten Frist ergeben haben. Bei dringenden Fragen, die in der Plenarversammlung be-
handelt werden, darf dieser Sachverhalt nicht mehr als 96 Stunden vor Beginn der Plenar-
versammlung zuriickliegen. Darliber hinaus muss sichergestellt sein, dass die Frage durch
den Aufschub ihrer Beantwortung bis zur nachstfolgenden Fragestunde des Ausschusses
gegenstandslos wirde. Die Erflillung dieser Voraussetzungen ist in der schriftlichen Mittei-
lung zur dringenden Frage ausdrlicklich darzulegen.

Der Antrag kann per Schreiben, per Fax oder per E-Mail zugestellt werden.

§2 - Das erweiterte Prasidium kann die Anzahl dringender Fragen, die eine Fraktion bzw.
ein Abgeordneter im Lauf einer Sitzungsperiode stellen darf, begrenzen.

§3 - Dringende Fragen sind unzuldssig, wenn sie:

- nicht von einem Abgeordneten oder einem dazu bevollméachtigten Fraktionssekretéar un-
terzeichnet sind,

- von mehreren Abgeordneten unterzeichnet sind,

- mehr als eine Frage oder Fragen zu unterschiedlichen Sachverhalten enthalten, [...]°°

- unprazise formuliert sind oder fiir das Verstandnis unerhebliche Kommentare enthalten,

- sich auf private oder persoénliche Falle beziehen,

- [keinen Bezug zu den Zustandigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft aufweisen,
es sei denn, sie beziehen sich auf konkrete Aspekte der Regierungspolitik, d. h. Hand-
lungen, Verlautbarungen, Versaumnisse oder Unterlassungen der Regierung und ihrer
Mitglieder, oder sie weisen einen direkten Bezug zum Gebrauch der deutschen Sprache
in Belgien auf,]°!

- vorausgehende Analysen oder ausfihrliche Nachforschungen voraussetzen,

- eine Beantwortung innerhalb der dafiir vorgesehenen Redezeit unmdglich machen,

- ausschlieBlich auf die Ubermittlung von statistischen Informationen oder juristischen
Gutachten abzielen, die ohne Weiteres auf anderem Weg hatten eingeholt werden kén-
nen,

- [sich ohne Anfiihrung von neuen Elementen auf einen Sachverhalt beziehen, der bereits
in derselben Sitzungsperiode Gegenstand einer Beschlussvorlage, Themendebatte, In-
terpellation oder Frage gewesen ist,]%?

- [einen eindeutigen inhaltlichen Zusammenhang mit einer im Ausschuss oder im Plenum
anhangigen und noch nicht abgeschlossenen Beratungsvorlage aufweisen,]?3

- die in Anwendung von §2 festgelegte Anzahl Fragen Uberschreiten.

%0 abgeédndert durch Art. 32 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
°t abgeé&ndert durch Art. 32 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
92 abgeédndert durch Art. 32 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
93 abgeéndert durch Art. 32 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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[Auf der Grundlage von §1 und Absatz 1 des vorliegenden Paragrafen entscheidet der
Prasident Uber die Zulassigkeit der dringenden Fragen.]®* Er kann dazu auch eine drin-
gende Frage in eine schriftliche Frage umwandeln, wenn [die fir dringende Fragen gelten-
den]®® Zulassigkeitsbedingungen nicht erftllt sind, jedoch diejenigen flr schriftliche Fra-
gen. Wurde eine dringende Frage in eine schriftliche Frage umgewandelt, findet Artikel 83
Anwendung.

84 - Die in Artikel 84 §8§4-8 festgelegten Regelungen finden auf die dringenden Fragen
Anwendung, wobei diese sowohl fiir eine Behandlung der dringenden Fragen im Ausschuss
als auch in der Plenarversammlung gelten.

Dringende Fragen und die diesbeziiglichen Antworten sind frei und ohne jegliches Hilfsmit-
tel vorzutragen.

Art. 86 - Interpellationen

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, ein oder mehrere Mitglieder der Regierung im
Rahmen einer Interpellation dazu aufzufordern, sich bezliglich einer politischen Handlung
oder Unterlassung, eines prazisen Sachverhalts sowie konkreter Aspekte der Regierungs-
politik, die im direkten Bezug zu den Zustandigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft
stehen und von allgemeiner Tragweite sind, zu rechtfertigen.

Damit eine Interpellation in der nachstfolgenden dafiir vorgesehenen Sitzung des zustan-
digen Ausschusses behandelt werden kann, muss ein entsprechender schriftlicher Antrag
spatestens finf Arbeitstage vor dem Tag, an dem die besagte Sitzung stattfindet, bis spa-
testens 14.00 Uhr beim Prasidenten hinterlegt werden. Der Antrag enthalt eine Beschrei-
bung des Sachverhalts und der diesbezliglichen politischen Bewertung sowie die an die
Regierung gerichteten Fragen. Er kann per Schreiben, per Fax oder per E-Mail zugestellt
werden.

In Abweichung von Absatz 2 ist eine Interpellation von Rechts wegen in der Plenarver-
sammlung zu behandeln, wenn dies schriftlich von mindestens sieben Abgeordneten be-
antragt wird. Der Antrag ist vor der in Absatz 2 angeflihrten Frist beim Prdsidenten zu
hinterlegen.

§2 — Das erweiterte Prasidium kann die Anzahl Interpellationen, die eine Fraktion bzw. ein
Abgeordneter im Laufe einer Sitzungsperiode stellen darf, begrenzen.

§3 - Interpellationen sind unzuldssig, wenn sie:

- nicht von einem Abgeordneten oder einem dazu bevollmé&chtigten Fraktionssekretar un-
terzeichnet sind,

- von mehreren Abgeordneten unterzeichnet sind,

- sich auf private oder persénliche Falle beziehen,

- [keinen Bezug zu den Zustandigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft aufweisen,
es sei denn, sie beziehen sich auf konkrete Aspekte der Regierungspolitik, d. h. Hand-
lungen, Verlautbarungen, Versaumnisse oder Unterlassungen der Regierung und ihrer
Mitglieder, oder sie weisen einen direkten Bezug zum Gebrauch der deutschen Sprache
in Belgien auf,]°®

- [sich ohne Anflihrung von neuen Elementen auf einen Sachverhalt beziehen, der bereits
in derselben Sitzungsperiode Gegenstand einer Beschlussvorlage, Themendebatte, In-
terpellation oder Frage gewesen ist,]%’

% abgeédndert durch Art. 32 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
%5 abgeéndert durch Art. 32 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
% abgeédndert durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
%7 abgeéndert durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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- [einen eindeutigen inhaltlichen Zusammenhang mit einer im Ausschuss oder im Plenum
anhangigen und noch nicht abgeschlossenen Beratungsvorlage aufweisen,]®
- die in Anwendung von §2 festgelegte Anzahl Interpellationen Uberschreiten.

[Die Unzuldssigkeit einer Unterfrage hat die Unzuldssigkeit der gesamten Interpellation
zur Folge.]®?

[Auf der Grundlage von §1 und der Absatze 1 und 2 des vorliegenden Paragrafen entschei-
det der Prasident Uber die Zulassigkeit der Interpellationen.]'®® Er kann dazu auch eine
Interpellation in eine mindliche oder schriftliche Frage umwandeln, wenn [die fir Inter-
pellationen geltenden]!°! Zulassigkeitsbedingungen nicht erfillt sind, jedoch diejenigen fir
muindliche oder schriftliche Fragen. Wurde eine Interpellation in eine schriftliche bzw.
mindliche Frage umgewandelt, finden respektive die Artikel 83 und 84 Anwendung.

Interpellationen, die auBerhalb der in §1 Absatz 2 vorgesehenen Frist hinterlegt wurden,
stehen in der ndachstfolgenden daflir vorgesehenen Sitzung des Ausschusses oder — im Fall
von §1 Absatz 3 - in der nachstfolgenden Plenarversammlung auf der Tagesordnung, es
sei denn, die Autoren ziehen die Interpellation zurlick.

Gegen die Entscheidung des Prasidenten, eine Interpellation flr unzuldssig zu erklaren
oder sie in eine mindliche oder schriftliche Frage umzuwandeln, kann der Autor der Inter-
pellation beim erweiterten Prasidium Einspruch erheben. SchlieBt das erweiterte Prasidium
auf die Zulassigkeit der Interpellation, wird sie in der nachstfolgenden dafiir vorgesehenen
Sitzung des Ausschusses bzw. — im Fall von §1 Absatz 3 - in der nachstfolgenden Plenar-
versammlung zur Tagesordnung gestelit.

84 - Der Prasident leitet die Interpellationen an die Abgeordneten, die Regierungsmitglie-
der, die beratenden Mandatare und die Fraktionssekretariate weiter. Dabei teilt er das
Datum der nachstfolgenden zur Behandlung von Interpellationen vorgesehenen Sitzung
des zustandigen Ausschusses bzw. — im Fall von §1 Absatz 3 - der nachstfolgenden Ple-
narversammlung mit. Gegebenenfalls enthalt die Mitteilung darliber hinaus einen Hinweis
auf die Entscheidung des Prasidenten, in Anwendung von §5 Absatz 2 mehrere Interpella-
tionen zu gruppieren oder sie in eine Themendebatte zu integrieren.

§5 - Die Interpellationen werden in der nachstfolgenden daflir vorgesehenen Sitzung des
zustandigen Ausschusses bzw. — im Fall von §1 Absatz 3 - der ndchstfolgenden Plenarver-
sammlung behandelt. Dieser Teil der Sitzung ist 6ffentlich.

Die Interpellationen werden in der chronologischen Reihenfolge ihrer Hinterlegung behan-

delt, wobei jedoch:

- Interpellationen, die sich auf denselben Sachverhalt wie eine Themendebatte beziehen,
in die diesbezligliche Debatte integriert werden und

- Interpellationen, die sich auf denselben Sachverhalt beziehen, in gruppierter Form
direkt hintereinander vorgebracht und global vom Minister beantwortet werden.

Interpellationen, die aus Zeitmangel nicht behandelt werden konnten, werden in der
ndchstfolgenden daflir vorgesehenen Sitzung des Ausschusses bzw. - im Fall von §1 Ab-
satz 3 - in der nachstfolgenden Plenarversammlung auf die Tagesordnung gesetzt.

§6 — Ist der Interpellant beim Aufruf seines Namens abwesend, gilt die Interpellation
grundsatzlich als zurlickgezogen.

%8 abgeédndert durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
% eingefligt durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021

100 ghgeandert durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
101 abgeandert durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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Der Interpellant kann jedoch einen Abgeordneten damit beauftragen, seine Interpellation
vorzutragen und gegebenenfalls die Antwort des Ministers zu kommentieren. Der Vorsit-
zende ist hierliber vorab zu informieren. Bei Abwesenheit des Interpellanten kann der Mi-
nister daridber hinaus ausdriicklich beantragen, auf die Interpellation zu antworten. In die-
sem Fall liest ein Fraktionskollege des abwesenden Abgeordneten die Interpellation vor.

Liegt kein entsprechender Auftrag vor, kann der Ausschuss oder die Plenarversammlung
zudem auf Vorschlag des Vorsitzenden beschlieBen, die Interpellation in eine schriftliche
Frage umzuwandeln. In diesem Fall findet Artikel 83 Anwendung.

Bei Abwesenheit des Ministers, an den die Interpellation gerichtet ist, antwortet ein Minis-
terkollege.

§7 — [Fur die Behandlung der Interpellation gelten folgende Redezeiten:

- flr das Vortragen der Interpellation: maximal 20 Minuten bzw. maximal 15 Minuten pro
Interpellation, wenn mehrere Interpellationen in Anwendung von 85 Absatz 2 gruppiert
wurden,

- flr die Antwort der Regierung: maximal 20 Minuten bzw. maximal 30 Minuten, wenn
mehrere Interpellationen in Anwendung von §5 Absatz 2 gruppiert wurden,

- flr die Kommentierung der Antwort der Regierung durch den oder die Interpellanten:
jeweils maximal finf Minuten,

- flr die Kommentierung der Antwort der Regierung durch die Fraktionen, denen der In-
terpellant nicht angehort bzw. die Interpellanten nicht angehdéren: jeweils maximal flnf
Minuten,

- flr die Erlauterung des Standpunkts aus Sicht ihres Mandats: jeweils maximal zwei Mi-
nuten pro beratender Mandatar,

- fiur die Erwiderung des Ministers auf die Kommentierung: maximal zwei Minuten pro
Wortmeldung eines Interpellanten, eines beratenden Mandatars und der Fraktionen, de-
nen der Interpellant nicht angehort bzw. die Interpellanten nicht angehéren,

- flr die abschlieBende Kommentierung durch die Fraktionen, denen der Interpellant nicht
angehort bzw. die Interpellanten nicht angehdren: maximal zwei Minuten,

- fir die abschlieBende Kommentierung durch den oder die Interpellanten: maximal drei
Minuten.]102

[Wurde die Aussprache einer Interpellation in eine Themendebatte in Anwendung von §5
Absatz 2 integriert, legt der Ausschuss bzw. - im Fall von §1 Absatz 3 - die Plenarver-
sammlung die Redezeit fest.]%3

Auf Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag von mindestens zwei Abgeordneten kann
der Ausschuss oder die Plenarversammlung von der in den Absatzen 1 und 2 festgelegten
Regelung abweichen.

§8 — Die Aussprache iber eine Interpellation wird wahrend der Sitzung abgeschlossen, in
der die Interpellation vorgebracht worden ist.

89 - Die Aussprache lber die Interpellationen wird in extenso im Bulletin der Interpellati-
onen und Fragen veroffentlicht.

In Bezug auf die Korrektur dieser Niederschrift findet Artikel 57 Anwendung.

Art. 87 - Begriindete Antridge

§1 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, beim Prasidenten oder beim Ausschussvorsitzenden
einen begriindeten Antrag einzureichen, um:

102 ergetzt durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
103 ersetzt durch Art. 33 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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- die Amtsfiihrung der Regierung oder eines ihrer Mitglieder zu billigen;
- die Amtsfiilhrung der Regierung oder eines ihrer Mitglieder zu missbilligen;
- Empfehlungen jeglicher Art an die Adresse der Regierung zu formulieren.

Begriindete Antrage sind nur zuldssig, wenn sie:

- sich auf eine mundliche Stellungnahme der Regierung oder eines ihrer Minister bezie-
hen, die diese im Rahmen jeglicher Debatte in der Plenarversammlung oder im Rahmen
einer Debatte in einem Ausschuss in Bezug auf eine Interpellation oder in Bezug auf
eine dringende bzw. mindliche Frage gemaB Artikel 84 §7 Absatz 2 [oder in Bezug auf
eine aktuelle Frage gemaB Artikel 84.1 §7 Absatz 3]1%* abgegeben haben,

- schriftlich und von einem oder mehreren anwesenden Abgeordneten unterschrieben
beim Prasidenten oder beim Ausschussvorsitzenden hinterlegt werden und

- vor Ende der Sitzung der Plenarversammlung oder des Ausschusses eingereicht werden,
in der die fragliche Stellungnahme der Regierung oder eines ihrer Minister abgegeben
wurde.

Im Fall der Zulassigkeit bringt der Vorsitzende der Plenarversammlung bzw. der Aus-
schussvorsitzende dem Ausschuss den begriindeten Antrag unmittelbar mindlich zur
Kenntnis. Daruber hinaus wird der Antrag veroffentlicht und den Abgeordneten, den Re-
gierungsmitgliedern, den beratenden Mandataren und den Fraktionssekretariaten zuge-
stellt.

§2 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, bis zu der in §3 Absatz 3 vorgesehenen Bekannt-
gabe Abanderungsvorschldge zu den eingereichten begriindeten Antrdagen zu hinterlegen.
Die Autoren der begriindeten Antrége haben zudem das Recht, ihre Antrage zuriickzuzie-
hen. Der Prasident ist unmittelbar tGber die Abanderungsvorschlage bzw. den Riickzug in
Kenntnis zu setzen.

§3 - Uber die Annahme oder Ablehnung eines begriindeten Antrags und die diesbeziiglich
hinterlegten Abanderungsvorschlage beschlieBt die Plenarversammlung auf der nachstfol-
genden Sitzung. Die Schlussabstimmung lGber die Gesamtheit eines begriindeten Antrags
in der urspringlichen oder in der abgeanderten Form erfolgt namentlich.

Wurde ein begrindeter Antrag im Rahmen einer Debatte in der Plenarversammlung hin-
terlegt, darf die Abstimmung allerdings erst nach Ablauf von mindestens 48 Stunden nach
Abschluss dieser Debatte stattfinden. Wurde ein begriindeter Antrag im Rahmen einer
Aussprache in einem Ausschuss hinterlegt, darf die Abstimmung erst erfolgen, wenn der
Wortlaut der Aussprache den Abgeordneten seit mindestens 72 Stunden vorliegt.

Vor der Abstimmung bringt der Vorsitzende der Plenarversammlung den oder die begrin-
deten Antrage und gegebenenfalls die diesbeziiglichen Abanderungsvorschldge zur Kennt-
nis.

Im Anschluss kdénnen die Autoren, jeweils ein Vertreter pro Fraktion und die Regierung
wahrend héchstens zwei Minuten das Wort ergreifen. Auf Vorschlag des Vorsitzenden kann
die Plenarversammlung andere Redezeiten festlegen.

Wenn mehrere begriindete Antrage in Bezug auf dieselbe Stellungnahme eingereicht wur-
den, werden diese und gegebenenfalls die diesbezliglichen Abanderungsvorschlage in der
chronologischen Reihenfolge ihrer Hinterlegung zur Abstimmung gebracht. Beziehen sich
die begrindeten Antrage allerdings auf eine Debatte in Bezug auf eine Interpellation oder
eine dringende bzw. miindliche Frage, genieBt der begriindete Antrag des Interpellanten
bzw. des Fragestellers von Rechts wegen Vorrang.
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Die Annahme eines Antrags bringt die Ablehnung der anderen Antrage zum selben Ge-
gentand mit sich.

[...]105

Art. 88 - Misstrauensantrdge

In Anwendung von Artikel 51 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 kdénnen drei oder
mehr Abgeordnete Uberprifen lassen, ob die Regierung oder eines bzw. mehrere ihrer
Mitglieder im Allgemeinen oder fiir bestimmte Programmpunkte ihrer Politik das Vertrauen
einer Mehrheit der Abgeordneten verloren hat.

Die Abgeordneten hinterlegen dazu beim Prasidenten einen von ihnen unterzeichneten
Misstrauensantrag, der den oder die Namen der abzuwahlenden Minister sowie fir jeden
dieser Minister einen namentlich genannten Kandidaten als Nachfolger aufflihrt. Im Fall
der Zulassigkeit bringt der Prasident der Plenarversammlung den Wortlaut des Misstrau-
ensantrags unmittelbar zur Kenntnis.

Die Autoren des Antrags kénnen diesen bis zur Abstimmung abdndern oder zurlickziehen.

Uber den Misstrauensantrag beschlieBt die Plenarversammlung in geheimer Abstimmung
und gegebenenfalls getrennt flir jeden vorgeschlagenen Nachfolgekandidaten. Zudem er-
folgt diese Abstimmung erst nach Verstreichen von mindestens 48 Stunden seit dem Ab-
schluss der Debatte, in deren Zusammenhang die Abgeordneten ihren Antrag hinterlegt
haben.

Vor der Abstimmung kénnen die Autoren, jeweils ein Vertreter pro Fraktion und die Regie-
rung wahrend hdchstens zwei Minuten das Wort ergreifen. Auf Vorschlag des Vorsitzenden
kann die Plenarversammlung andere Redezeiten festlegen.

Vorbehaltlich Artikel 91 haben Misstrauensantrage stets Vorrang vor allen anderen Antra-
gen. Die Annahme des Misstrauensantrags hat von Rechts wegen die Hinfalligkeit der an-
deren Antrage zur Folge.

Ein Misstrauensantrag ist nur dann angenommen, wenn die Mehrheit der Abgeordneten
ihm zustimmt. Die Annahme des Misstrauensantrags hat den Riicktritt der Regierung oder
des bzw. der abgewahlten Minister sowie die Einsetzung der neuen Regierung oder des
bzw. der neuen Minister zur Folge.

Der Prasident informiert den Ministerprasidenten der Regierung unmittelbar tber die An-
nahme oder die Ablehnung des Misstrauensantrags.

Abschnitt 3 - Von der Regierung ausgehende Initiativen
Art. 89 - Regierungserklarungen

Die Regierung hat jederzeit das Recht, im Parlament Regierungserklarungen vorzustellen,
in denen sie ihren politischen Standpunkt zu wichtigen Fragen ihrer Amtsfiihrung darlegt.
Dazu zahlen insbesondere die gemeinschaftspolitische Erklarung im Anschluss an die Re-
gierungsbildung sowie die Erkldrung zur Lage der Gemeinschaft zu Beginn einer jeden
Sitzungsperiode.

Nach ihrer Hinterlegung bzw. ihrer Vorstellung werden die Regierungserklarungen in Form
von Parlamentsdokumenten veroffentlicht und den Abgeordneten, den beratenden Man-
dataren und den Fraktionssekretariaten zugestellt.
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Regierungserklarungen werden in der Regel in der Plenarversammlung vorgestellt und in
der nachstfolgenden Sitzung der Plenarversammlung debattiert. Auf Vorschlag des erwei-
terten Prasidiums kann die Plenarversammlung jedoch beschlieBen, dass die Debatte un-
mittelbar im Anschluss an die Vorstellung der Regierungserklarung erfolgt. In beiden Fallen
muss gewdhrleistet sein, dass die Abgeordneten mindestens [96]1% Stunden vor Beginn
der Debatte Uber den schriftlichen Wortlaut der Regierungserklarung verfligen.

Auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums kann die Plenarversammlung dariber hinaus
beschlieBen, dass die Regierungserklarung vor der Debatte an einen oder mehrere stan-
dige Ausschiisse zur Beratung verwiesen wird. In diesem Fall finden die Artikel 60, 61
und 62 Absatz 2 Anwendung.

Art. 90 - Regierungsmitteilungen

Die Regierung hat jederzeit das Recht, im Parlament Regierungsmitteilungen vorzulegen,
die einen informativen Charakter aufweisen.

Nach ihrer Hinterlegung bzw. ihrer Vorstellung werden die Regierungsmitteilungen in Form
von Parlamentsdokumenten veréffentlicht und den Abgeordneten, den beratenden Man-
dataren und den Fraktionssekretariaten zugestellt.

Regierungsmitteilungen sind nicht Gegenstand einer Debatte, es sei denn, die Plenarver-
sammlung beschlieBt auf Vorschlag des erweiterten Prasidiums oder auf Antrag von min-
destens zwei Abgeordneten, eine Debatte zu fiihren. In diesem Fall findet Artikel 89 Ab-
satze 3 und 4 Anwendung.

Art. 91 - Vertrauensantrag

In Anwendung von Artikel 51 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 kann die Regierung
jederzeit Uberprifen lassen, ob sie im Allgemeinen oder flir bestimmte Programmpunkte
ihrer Politik tiber das Vertrauen einer Mehrheit der Abgeordneten verfigt.

Der Ministerprasident der Regierung hinterlegt zu diesem Zweck beim Prdsidenten einen
unterzeichneten und mit Griinden versehenen Vertrauensantrag. Im Fall der Zulassigkeit
bringt der Prasident der Plenarversammlung den Wortlaut dieses Antrags unmittelbar zur
Kenntnis.

Uber diesen Vertrauensantrag beschlieBt die Plenarversammlung durch namentliche Ab-
stimmung auf der nachstfolgenden 6ffentlichen Sitzung, vorausgesetzt, dass mindestens
48 Stunden seit dem Abschluss der Debatte, in deren Zusammenhang die Regierung ihren
Antrag hinterlegt hat, verstrichen sind.

Vor der Abstimmung lber den Vertrauensantrag kénnen jeweils ein Vertreter pro Fraktion
und die Regierung wahrend hdchstens zwei Minuten das Wort ergreifen. Auf Vorschlag des
Vorsitzenden kann die Plenarversammlung andere Redezeiten festlegen.

Vertrauensantrage haben stets Vorrang vor allen anderen Antrdagen. Die Annahme des
Vertrauensantrags hat von Rechts wegen die Hinfalligkeit der anderen Antrage zur Folge.

Findet ein derartiger Antrag nicht die Zustimmung der Mehrheit der Abgeordneten, wird
gemalB dem in Artikel 82 festgelegten Verfahren eine neue Regierung gewahlt.

Der Prasident informiert den Ministerprasidenten der Regierung unmittelbar Gber die An-
nahme oder die Ablehnung des Vertrauensantrags.
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[Abschnitt 4 — Berichtspflichten der Regierung]'?’
[Art. 91.1 - Berichtspflichten der Regierung

Zu Beginn einer jeden Sitzungsperiode Ubermittelt die Regierung dem Prasidenten einen

Bericht zur Umsetzung der Aufforderungen und Empfehlungen, die:

1. in den begriindeten Antragen aufgefihrt sind, die gemaB Artikel 87 §3 von der Plenar-
versammlung verabschiedet wurden,

2. in den Beschlissen aufgefihrt sind, die gemaB Artikel 93 von der Plenarversammlung
verabschiedet wurden,

3. im Jahresbericht der Ombudsperson aufgefiihrt sind, der gemaB Artikel 23 Absatz 5 des
Dekrets vom 26. Mai 2009 zur Schaffung des Amts einer Ombudsperson fir die
Deutschsprachige Gemeinschaft veréffentlicht wurde und

4. in dem vom Parlament veréffentlichten Dokument zu den Empfehlungen der Blirger-
versammlungen aufgefihrt sind.

Die in Absatz 1 Nummer 4 aufgefiihrte Berichtspflicht gilt erst, nachdem die &ffentliche
Sitzung des zustandigen Ausschusses stattgefunden hat, die [in Artikel 59.5 §3]!%8 er-
wahnt wird.

Der in Absatz 1 erwahnte Bericht wird als Parlamentsdokument vero6ffentlicht und den
Abgeordneten, beratenden Mandataren und Fraktionssekretariaten zur Verfligung ge-
stellt.]10?

KAPITEL 4 - BEGUTACHTUNG VON FODERALEN GESETZES- UND ERLASSVORLAGEN
Art. 92 - Begutachtungsverfahren

Wird das Parlament in Anwendung von Artikel 78 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983
um die Abgabe einer mit Griinden versehenen Stellungnahme zu foderalen Gesetzes- und
Erlassvorlagen gebeten, werden die Anfrage und die diesbeziiglichen Dokumente in Form
eines Parlamentsdokuments verdéffentlicht und den Abgeordneten, den Regierungsmitglie-
dern, den beratenden Mandataren und den Fraktionssekretariaten zugestellt.

Auf die Beratung und Verabschiedung der mit Griinden versehenen Stellungnahme zu den
vorgelegten foderalen Gesetzes- und Erlassvorlagen finden die Artikel 61-62 und 64-69
Anwendung.

Der Prasident kann beschlieBen, die von der Plenarversammlung verabschiedete Stellung-
nahme in eine oder mehrere andere Sprachen lbersetzen zu lassen.

KAPITEL 5 - ARTIKULIERUNG VON POLITISCHEN MEINUNGEN

Abschnitt 1 - Verabschiedung von Stellungnahmen, Resolutionen und sonstigen
MeinungsduBBerungen

Art. 93 - Politischer Charakter der Beschliisse

Die Plenarversammlung kann zu von ihr bestimmten Themen Resolutionen, Stellungnah-
men, Berichte, Noten oder andere Formen von MeinungsauBerungen verabschieden. Der-
artige Beschliisse enthalten politische Aussagen, Aufforderungen, Empfehlungen, Absich-
ten oder Ahnliches. Sie sind nicht rechtsverbindlich.

107 eingefligt durch Art. 7 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
108 ersetzt durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 22.04.2024
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Art. 94 - Beratungsverfahren

Auf die Beratung und Verabschiedung der in Artikel 93 erwahnten Beschlisse finden die
Artikel 61-62 und 64-69 Anwendung.

Der Prasident kann beschlieBen, die von der Plenarversammlung verabschiedeten Be-
schliisse in eine oder mehrere andere Sprachen (ibersetzen zu lassen.

Art. 95 - Informationspflicht der Regierung
[...]1t0

Abschnitt 2 - Themendebatten
Art. 96 - Genehmigung und Ablauf

§1 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, eine Aussprache lber ein bestimmtes Thema von
allgemeinem Interesse im zustandigen Ausschuss zu beantragen. Zu diesem Zweck hin-
terlegt er beim Vorsitzenden des zustandigen Ausschusses einen schriftlichen, unterzeich-
neten Antrag, dem entsprechende Erlauterungen zum Gegenstand der Aussprache beizu-
figen sind.

Der Antrag und die erlduternde Note missen spdtestens zwei Arbeitstage vor dem Tag, an
dem die nachste Ausschusssitzung stattfindet, und vor 10.00 Uhr beim Vorsitzenden des
Ausschusses hinterlegt werden, damit die Frage, ob eine Themendebatte abgehalten wird
oder nicht, erortert werden kann.

§2 - Der Ausschuss beschlieBt, ob die Themendebatte stattfinden wird oder nicht. Lasst
der Ausschuss eine derartige Themendebatte zu, legt er zusatzlich den Zeitpunkt der De-
batte und die Redezeiten fest. Der Ausschuss kann dariber hinaus die Beteiligung von
parlamentsexternen Personen an der Debatte beschlieBen.

Diese Entscheidung wird allen Fraktionen und der Regierung mitgeteilt.

§3 - Auf Antrag des Prasidenten oder eines Ausschusses kann das erweiterte Prasidium in
Abweichung von §1 beschlieBen, eine Themendebatte aufgrund ihres themenlbergreifen-
den Charakters bzw. ihrer groBeren Bedeutung in der Plenarversammlung zu fiihren.

Dariber hinaus ist eine Themendebatte von Rechts wegen in der Plenarversammlung zu
fihren, wenn dies schriftlich von mindestens sieben Abgeordneten beantragt wird.

Die in den vorhergehenden Absatzen angeflihrten Antrage missen spatestens zwei Ar-
beitstage vor dem Tag, an dem die nachste Sitzung des erweiterten Prasidiums stattfindet,
und vor 10.00 Uhr beim Prasidenten hinterlegt werden.

Im Fall von Absatz 1 beschlieBt das erweiterte Prasidium, ob die Themendebatte gefiihrt
wird oder nicht. Lasst das erweiterte Prasidium eine derartige Themendebatte zu oder ist
sie gemaB Absatz 2 von Rechts wegen zu flihren, legt das erweiterte Prasidium zusatzlich
den Zeitpunkt der Debatte und die Redezeiten fest. Das erweiterte Prasidium kann dariber
hinaus die Beteiligung von parlamentsexternen Personen an der Debatte beschlieBen.

84 - Der Prasident leitet die Erlauterungen zur Themendebatte an die Abgeordneten, die
Regierungsmitglieder, die beratenden Mandatare und die Fraktionssekretariate weiter. Da-
bei teilt er das Datum der nachstfolgenden zur Behandlung von Themendebatten vorgese-
henen Sitzung des zustandigen Ausschusses oder der Plenarversammlung mit.
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[Der Teil der Ausschusssitzungen, in denen die Themendebatten behandelt werden, ist
offentlich.]11?

85 - Im Anschluss an eine Themendebatte darf kein begriindeter Antrag eingebracht wer-
den.

[8§6 - Die Themendebatte wird gemaB Artikel 57 in extenso aufgenommen und niederge-
schrieben. Findet die Themendebatte im Rahmen einer Ausschusssitzung statt, wird sie in
Abweichung zu Artikel 57 §3 Absatz 1 in Form eines Parlamentsdokuments vero6ffent-
licht.]112

KAPITEL 6 - BESETZUNG VON MANDATEN IN ANDEREN GREMIEN
Art. 97 - Zuordnung der Mandate

81 - Flr die Besetzung von Mandaten in anderen Gremien als dem Parlament der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft erfolgen die Bezeichnungen und Kandidatenvorschlage gemaf
den daflir vorgesehenen verfassungsrechtlichen, gesetzlichen, dekretalen oder statutari-
schen Regelungen.

In Ermangelung oder in Erganzung der in Absatz 1 genannten Regelungen findet flir die
Zuordnung der Anzahl Mandate oder Kandidaten, die jeder Fraktion zustehen, das System
der verhaltnismaBigen Vertretung der Fraktionen Anwendung. Ist jedoch nur ein einziger
Mandatar zu benennen oder nur ein einziger Kandidat vorzuschlagen, erfolgt keine derar-
tige vorherige Zuordnung.

Mit dem Einverstandnis aller anwesenden Abgeordneten kann von der in Absatz 2 ange-
fiuhrten Regelung abgewichen werden.

§2 - Falls Stellvertreter zu benennen oder als Kandidaten vorzuschlagen sind, werden
diese den Fraktionen zugeordnet, die den entsprechenden effektiven Mandatar oder Kan-
didaten gemaB §1 vorschlagen. Dies gilt nicht, wenn verfassungsrechtliche, gesetzliche,
dekretale oder statutarische Vorschriften etwas anderes vorsehen.

§3 - Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mandatars, Stellvertreters oder Kandidaten wird
dessen Nachfolger gemaB den in §1 angeflihrten Regelungen benannt, wobei fiir die An-
wendung der in §1 Absatz 2 angefiihrten Regelung gilt, dass das Vorschlagsrecht bei der
Fraktion liegt, der das Mandat des ausscheidenden Mandatars, Stellvertreters oder Kandi-
daten zugeordnet wurde.

Art. 98 - Verfahren

§1 - Die Bezeichnung der Mandatare oder die Kandidatenvorschldge erfolgen durch die
Plenarversammlung in geheimer Wahl.

§2 - Die Fraktionen schlagen einen oder mehrere Kandidaten vor, wobei nur die Fraktionen
Kandidaten vorschlagen dirfen, die gemaB Artikel 97 vorschlagsberechtigt sind. Nur der
oder die Kandidaten, die ihre Kandidatur annehmen, kommen fir die Wahl infrage.

Nachdem die Kandidaten feststehen, erfolgt der Wahlvorgang. Die Sekretare Uberprifen
die Anzahl Stimmberechtigter und hehmen die Stimmenzahlung vor, nhachdem den Abge-
ordneten entsprechende Stimmzettel ausgehandigt wurden.

Der Kandidat, der die absolute Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigt, ist gewahlt. Bei
Stimmengleichheit erhalt der Kandidat den Vorrang, der ohne Unterbrechung am langsten

111 ejngefltigt durch Art. 10 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
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das Mandat als Abgeordneter im Parlament bzw. im Rat der Deutschsprachigen Gemein-
schaft oder im Rat der deutschen Kulturgemeinschaft auslibt. Bei gleicher Mandatsdauer
oder im Fall, dass die Mandate von parlamentsexternen Kandidaten zu besetzen sind, er-
halt der jingste Kandidat den Vorrang.

Wenn beim ersten Wahlgang keiner der Kandidaten die absolute Mehrheit erreicht hat,
wird ein zweiter Wahlgang durchgefiihrt. Dabei stehen nur die beiden Kandidaten zur Wahl,
die beim ersten Wahlgang die meisten Stimmen erreicht haben und die ihre Kandidatur
aufrechterhalten. Bei Stimmengleichheit findet die in Absatz 3 festgelegte Regel Anwen-
dung.

8§3 - Das in §2 festgelegte Verfahren findet nacheinander fir die Bezeichnung aller zu
besetzenden Mandate statt. Dabei gilt, dass die Fraktionen, die gemaB der verhaltnisma-
Bigen Vertretung bereits alle ihnen zustehenden Mandate besetzt haben, keine Kandidaten
mehr vorschlagen dirfen.

84 - In Abweichung von den §§2-3 findet keine Wahl statt, wenn fir jedes der zu beset-
zenden Mandate nur ein einziger Kandidat vorgeschlagen wurde und dabei die Verteilung
der Mandate gemaB der verhdltnismaBigen Vertretung berlicksichtigt wurde. In diesem
Fall gelten der oder die vorgeschlagenen Kandidaten ohne Wahlgang als gewahlt.

[Art. 98.1 - Abberufung von Mandataren

81 - Unbeschadet der in der vorliegenden Geschéaftsordnung oder im allgemeinen Recht
enthaltenen Bestimmungen in Sachen Abberufungsrecht kann das Parlament auf Antrag
von mindestens drei Abgeordneten, der vorschlagenden Fraktion oder des jeweiligen Gre-
miums ein von ihm gemaB Artikel 97 und 98 bezeichnetes Mitglied unter folgenden Bedin-
gungen und zu jedem Zeitpunkt abberufen:
1. wenn ihm ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrldssigkeit bei der Ausiibung
seines Mandats nachgewiesen werden kann oder
2. wenn ihm eine Handlung oder ein Verhalten, das mit der Auslibung seines Mandats
unvereinbar ist, nachgewiesen werden kann oder
3. wenn ihm nachgewiesen werden kann, dass es die in den nachstehenden Rechtstexten
festgelegten demokratischen Grundsatze nicht respektiert, bzw. wenn es Mitglied einer
Organisation, Partei, Vereinigung oder juristischen Person ist, die die in den
nachstehenden Rechtstexten festgelegten demokratischen Grundsdtze missachtet:
- Gesetz vom 30. Juli 1981 zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder
Xenophobie zugrunde liegen, und
- Gesetz vom 23. Marz 1995 zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, Recht-
fertigung oder Billigung des wahrend des zweiten Weltkrieges vom deutschen
nationalsozialistischen Regime begangenen Vélkermordes.

Eine Abberufung gemaB Absatz 1 erfolgt nach vorheriger Anhérung vor dem erweiterten
Prasidium. Die Anhérung findet innerhalb von 30 Tagen nach der schriftlichen Inkenntnis-
setzung Uber das beanstandete Verhalten bzw. Uber die zur Last gelegte Handlung statt.

Das erweiterte Prasidium erstellt zu der in Absatz 2 vorgesehenen Anhérung ein Ergebnis-
protokoll.

§2 - Das Ergebnisprotokoll einschlieBlich etwaiger Anmerkungen des von der Abberufung
betroffenen Mandatars oder seines Rechtsbeistands wird dem Parlament unmittelbar
zugestellt. Das Parlament entscheidet auf der nachstfolgenden Plenarsitzung Uber eine
Abberufung gemaB §1. Beschlisse zur Abberufung werden mit einer Zweidrittelmehrheit
der abgegebenen Stimmen gefasst. Die Entscheidung des Parlaments ist besonders zu
begrinden. Sie wird dem Mandatar innerhalb von 30 Tagen nach der Anhdrung per
Einschreiben zugestelit.
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§3 - Wird in einem anderen Gremium ein Mandat aufgrund von §1 frei, bezeichnet das
Parlament fir den verbleibenden Zeitraum einen neuen Mandatar, der das Mandat seines
Vorgangers zu Ende fiihrt. Ein gemaB §1 abberufener Mandatar kann fiir die verbleibende
und die darauffolgende Mandatszeit nicht wieder in das betreffende Gremium bezeichnet
werden.] 13

KAPITEL 7 - UNTERSUCHUNGSRECHT
Art. 99 - Einsetzung von Untersuchungsausschiissen

Auf Vorschlag des Prasidenten oder von mindestens zwei Abgeordneten kann die Plenar-
versammlung beschlieBen, einen Untersuchungsausschuss gemaB dem Dekret vom 17. Ja-
nuar 1994 zur Festlegung der Verfahrensweise der im Rat der Deutschsprachigen Gemein-
schaft eingesetzten Untersuchungsausschiisse einzusetzen.

Art. 100 - Aufgaben

Bei der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses definiert die Plenarversammlung die
Aufgaben, die dieser zu erledigen hat.

Art. 101 - Arbeitsweise

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen des oben erwdhnten Dekrets finden die Ar-
tikel 40-45 Anwendung.

KAPITEL 8 - VERWALTUNGSBESCHLUSSE
Art. 102 - Grundséatze

Die Plenarversammlung kann Beschlisse zur Regelung des Statuts der Abgeordneten und
der Fraktionssekretariate, der parlamentarischen Arbeits- und Verfahrensweise, der vom
Parlament verwalteten Infrastruktur sowie zur Regelung des Statuts der Personalmitglie-
der der Parlamentsverwaltung verabschieden. Diese Beschllisse sind rechtsverbindlich flr
die Abgeordneten und beratenden Mandatare, die Regierung und ihre Verwaltung, die Par-
lamentsorgane, die Parlamentsverwaltung und die Fraktionssekretariate.

Art. 103 - Verfahren

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen finden die Artikel 61-62 und 64-68 Anwen-
dung.

KAPITEL 9 - BEHANDLUNG VON PETITIONEN
Art. 104 — Grundséatze

Jeder Birger hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit
Bitten oder Beschwerden in Form einer Petition an das Parlament zu wenden.

Nur die konstituierten Behérden haben das Recht, Petitionen unter einem Gesamtnamen
einzureichen.

Art. 105 - Hinterlegung und Zulédssigkeit

§1 - Die Petitionen sind an den Prasidenten zu richten. Die Petitionen dirfen nicht person-
lich ibergeben werden, es sei denn, der Prasident erteilt seine Zustimmung.

113 eingefligt durch Art. 3 des Parlamentsbeschlusses vom 06.05.2024
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Wurde eine Petition von mehreren Personen eingereicht, bezeichnen die Unterzeichner ei-
nen Vertreter. Ist kein derartiger Vertreter bezeichnet worden, wird der als Erster aufge-
fihrte Unterzeichner als Vertreter betrachtet.

Der Prasident leitet die Petitionen an das erweiterte Prasidium weiter und informiert die
Plenarversammlung auf der nachstfolgenden Sitzung lGber den Eingang der Petition.

§2 - Petitionen sind unzuldssig, wenn sie:

- sich auf einen Sachverhalt beziehen, fiir den das Parlament nicht zustandig ist,

- nicht unterzeichnet sind oder nicht schriftlich per Schreiben, Fax oder E-Mail hinterlegt
werden,

- keine vollstandigen Angaben in Bezug auf den Namen und die Anschrift der Unterzeich-
ner aufweisen,

- etwas verlangen, das offensichtlich gesetzeswidrig ist oder gegen das allgemeine Inte-
resse verstoBt,

- offensichtlich einen beleidigenden oder erpresserischen Charakter aufweisen,

- keine prazise Bitte oder Beschwerde enthalten.

Das erweiterte Prasidium entscheidet Uber die Zulassigkeit der eingegangenen Petitionen.
Im Fall der Zulassigkeit leitet es die Petitionen [an den Fachausschuss weiter, der flir das
in der jeweiligen Petition angesprochene Thema zusténdig ist]!!4. Bei einfachen Sachver-
halten kann es aber auch beschlieBen, die Petition selbst abschlieBend zu behandeln.

Bei Beschwerden, die sich auf einen persdnlichen Fall beziehen, kann das erweiterte Pra-
sidium beschlieBen, die Petition zur weiteren Behandlung an den Ombudsmann der
Deutschsprachigen Gemeinschaft weiterzuleiten.

[Bei Beschwerden, die sich auf einen Sachverhalt beziehen, fliir den die Deutschsprachige
Gemeinschaft nicht zustandig ist, kann das Prasidium beschlieBen, eine Anhérung der Un-
terzeichner oder ihrer Vertreter zu organisieren, insofern die Beschwerde von allgemeinem
Interesse ist. Das Prasidium legt die weiteren Modalitaten in Bezug auf die Organisation
dieser Anhorung fest.]11>

[§3]11® - Das erweiterte Prasidium informiert den Vertreter der Unterzeichner Gber seine
Entscheidung. Im Fall der Unzulassigkeit gibt es dartber hinaus die Griinde an, die zur
Unzulassigkeit gefliihrt haben. Gegebenenfalls kann das erweiterte Prasidium dem Unter-
zeichner empfehlen, die Petition an einen anderen Adressaten zu richten.

Art. 106 - Beratung iiber die zuldssigen Petitionen

Der [mit der Petition befasste]'l” Fachausschuss berat Uiber die Petition. Er kann dazu auf
die in Artikel 42 angefihrten Mdéglichkeiten zurtickgreifen. [Der Ausschuss hort den Ver-
treter der Unterzeichner der Petition an. Der Ausschuss kann dariber hinaus die Regierung
oder den Ombudsdienst der Deutschsprachigen Gemeinschaft anhéren oder um eine
schriftliche Stellungnahme bitten.]!18

Zum Abschluss der Beratungen legt der Ausschuss den Abgeordneten einen schriftlichen
Bericht vor liber den Gegenstand der Petition, die unternommenen Schritte und die dies-
beziiglichen mit Griinden versehenen Schlussfolgerungen. Der Ausschuss kann insbeson-
dere beschlieBen:

114 abgeandert durch Art. 37 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
115 eingefltigt durch Art. 37 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021

116 abgeandert durch Art. 37 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
117 abgeandert durch Art. 38 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
118 abgeandert durch Art. 38 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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- die Regierung aufzufordern, die Petition zu beriicksichtigen,

- die Regierung aufzufordern, MaBnahmen zu ergreifen oder Vorschlage auszuarbeiten
oder

- [die Beratungen uber die Petition als abgeschlossen zu betrachten.]'®

Binnen acht Arbeitstagen nach der Verteilung des Berichts kann jeder Abgeordnete bean-
tragen, dass die Plenarversammlung Uber die Schlussfolgerungen des Ausschusses berat.
Dieser Antrag wird dem erweiterten Prasidium vorgelegt, das (ber dessen Zulassigkeit
entscheidet.

Nach Ablauf dieser Frist oder im Fall der Ablehnung eines Antrags zur Befassung der Ple-
narversammlung durch das erweiterte Prasidium sind die Schlussfolgerungen des Aus-
schusses endgultig.

Lasst das erweiterte Prasidium den Antrag zu, legt es gleichzeitig die Modalitéten zur Be-
ratung der Schlussfolgerungen des Ausschusses in der Plenarversammlung fest. Jeder Ab-
geordnete kann Abanderungsvorschldage zu den Schlussfolgerungen einreichen. Die Ple-
narversammlung befindet gemaB Artikel 55 iber die vom Ausschuss vorgelegten Schluss-
folgerungen und die diesbezliglichen Abdnderungsvorschlage.

Art. 107 — Information der Unterzeichner der Petition

Der Vertreter der Unterzeichner der Petition wird Uber die vom Ausschuss oder von der
Plenarversammlung verabschiedeten Schlussfolgerungen informiert.

KAPITEL 10 - KONTROLLE DER WAHLAUSGABEN, MANDATS- UND VERMOGENSERKLA-
RUNGEN SOWIE DER MITTEILUNGEN DER OFFENTLICHEN BEHORDEN

Art. 108 - Der Kontrollausschuss

§1 - Nach Konstituierung des Parlaments setzt die Plenarversammlung einen Kontrollaus-
schuss ein.

[Fir die Bildung des Kontrollausschusses sowie die Bezeichnung der Ersatzmitglieder findet
Artikel 36 §§2-3 Anwendung.]'?°

[..]12t

§2 - Der Prasident flihrt den Vorsitz der Ausschusssitzungen. Der Kontrollausschuss be-
zeichnet aus seiner Mitte einen Vizeprasidenten, der den Vorsitz im Fall der Abwesenheit
des Prasidenten Ubernimmt oder wenn ein Gegenstand zur Behandlung vorliegt, der den
Prasidenten betrifft.

Art. 109 - Aufgaben des Kontrollausschusses

Der Kontrollausschuss bt folgende Befugnisse aus:

[1. Kontrolle der Wahlausgaben und des Ursprungs der Geldmittel flir die Wahl des
Parlaments und der Gemeinderate sowie zur Kontrolle der Mitteilungen der o6ffent-
lichen Behdrden der Deutschsprachigen Gemeinschaft gemaB dem gleichnamigen
Dekret vom 7. April 2003,]1%?

[...]123

119 abgeandert durch Art. 11 des Parlamentsbeschlusses vom 19.06.2023
120 ersetzt durch Art. 3 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018

121 abgeandert durch Art. 3 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018

122 ersetzt durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018

123 aufgehoben durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
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[2.]%%* Entscheidung von Streitfallen in Bezug auf die Einhaltung des Gesetzes vom 26. Juni
2004 zur Ausfiihrung und Erganzung des Gesetzes vom 2. Mai 1995 Uber die Ver-
pflichtung, eine Liste von Mandaten, Amtern und Berufen und eine Vermégenser-
klarung einzureichen[,]1%°

[...]126

[3. Uberwachung der Einhaltung des Deontologiekodex.]!2?

Art. 110 — Arbeitsweise des Kontrollausschusses

§1 - Die in Artikel 109 aufgezahlten Befugnisse werden gemaB den dort angefiihrten ge-
setzlichen und dekretalen Bestimmungen ausgeibt. In Ausfiihrung dieser Bestimmungen
verabschiedet der Kontrollausschuss eine Geschaftsordnung[, unbeschadet der Bestim-
mungen der vorliegenden Geschaftsordnung]?8.

§2 - [In Bezug auf die Einberufung und die Tagesordnung findet Artikel 40 Anwendung,
insofern die Geschaftsordnung des Kontrollausschusses nichts anderes bestimmt.]2°

83 - Nur die gemaB Artikel 108 bezeichneten Abgeordneten wohnen in der Regel den
geheimen Sitzungen des Kontrollausschusses bei. Zur Erflullung der in Artikel 109 [...]%3°
aufgefihrten Aufgabe kann der Prasident jedoch andere Personen zu den Sitzungen einla-
den.

[...]13

Wird eine Akte behandelt, die ein Ausschussmitglied persdnlich und direkt betrifft, darf
dieses Ausschussmitglied bei den Beratungen und den Beschlussfassungen, die es betref-
fen, nicht anwesend sein. Bei den Beratungen darf das personlich und direkt betroffene
Ausschussmitglied jedoch von seinem Recht auf Verteidigung Gebrauch machen.

84 - Der Kontrollausschuss tritt unabhangig von der Anzahl der anwesenden Ausschuss-
mitglieder glltig zusammen. Alle Beschliisse des Kontrollausschusses werden mit der ab-
soluten Stimmenmehrheit gefasst.

[In Abweichung von Absatz 1 gilt die in Artikel 6 des Dekrets vom 7. April 2003 erwahnte
besondere Mehrheit fiir die Annahme der in demselben Artikel bezeichneten Beschllisse
sowie flr die Annahme der aufgrund von Artikel L4131-5 des Kodex der lokalen Demokra-
tie und der Dezentralisierung gefassten Beschlisse.]13?

[...]133
KAPITEL 11 - VERFOLGUNG EINES PARLAMENTS- ODER REGIERUNGSMITGLIEDS
Art. 111 - Verfolgung von Abgeordneten

§1 - Jedes Mal, wenn eine Anfrage zur Verfolgung eines Abgeordneten in Strafsachen oder
zur Aussetzung einer bereits eingeleiteten Verfolgung im Sinne der Artikel 59 und 120 der
Verfassung vorliegt, setzt die Plenarversammlung einen Verfolgungsausschuss ein.

124 abgeandert durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
125 ersetzt durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 06.05.2024

126 aufgehoben durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
127 eingefligt durch Art. 4 des Parlamentsbeschlusses vom 06.05.2024
128 abgeandert durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
129 ersetzt durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018

130 gbgeandert durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
131 aufgehoben durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
132 ersetzt durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018

133 aufgehoben durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 24.09.2018
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Der Verfolgungsausschuss wird gemaB dem System der verhaltnismaBigen Vertretung ge-
bildet, wobei gewahrleistet sein muss, dass jede Fraktion des Parlaments vertreten ist.
Abgeordnete, die von der Anfrage betroffen sind, dirfen nicht Mitglied des Verfolgungs-
ausschusses sein. Die Ausschussmitglieder werden auf Vorschlag der Fraktionsvorsitzen-
den von der Plenarversammlung bestimmt.

Es werden keine Ersatzmitglieder bezeichnet. Scheidet ein Ausschussmitglied aus, wird es
gemdB dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren durch einen anderen Abgeordneten seiner
Fraktion ersetzt. Wenn die Plenarversammlung nicht tagt, kann das erweiterte Prasidium
oder der Prasident diese Neubesetzung vornehmen.

Nur die gemaB den Absatzen 2 und 3 bestimmten Abgeordneten dirfen den Sitzungen des
Verfolgungsausschusses beiwohnen.

§2 — Der Ausschuss bezeichnet aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, einen [stellvertreten-
den Vorsitzenden]!3* und einen Berichterstatter. Das Sekretariat des Verfolgungsaus-
schusses Ubernimmt der Greffier oder ein von ihm beauftragtes Personalmitglied.

83 - Zur Prifung der Anfragen kann der Ausschuss den betroffenen Abgeordneten anhé-
ren. Er ist dazu verpflichtet, wenn der betroffene Abgeordnete dies beantragt. Der Abge-
ordnete kann sich von einem anderen Abgeordneten oder einem Ratgeber begleiten las-
sen. Die Anhérung findet an einem vom Ausschuss festgelegten Datum statt.

Die Ausschussmitglieder, der betroffene Abgeordnete und gegebenenfalls dessen Beistand
kdénnen die Akten einsehen, ohne dass eine Ablichtung angefertigt wird.

Der Ausschuss entscheidet, ob in Anwendung von Artikel 44 ein Sitzungsprotokoll erstellt
wird.

Im Anschluss an die Beratungen formuliert der Verfolgungsausschuss eine Empfehlung,
die der Plenarversammlung als Diskussionsgrundlage dient.

84 - Bei der Beratung in der Plenarversammlung Uber die in §1 angefihrten Anfragen
dirfen nur folgende Personen das Wort ergreifen: der Berichterstatter, der betroffene Ab-
geordnete oder gegebenenfalls ein ihn vertretender Abgeordneter sowie jeweils ein Redner
flir und ein Redner gegen die Genehmigung der Anfrage.

Die Beschlliisse der Plenarversammlung werden mit absoluter Stimmenmehrheit gefasst.
Davon ausgenommen ist jedoch der Beschluss Uber die von dem betroffenen Abgeordneten
gestellte Anfrage zur Aussetzung einer Verfolgung, die mit Zweidrittelmehrheit der abge-
gebenen Stimmen zu treffen ist.

Art. 112 - Verfolgung von Mitgliedern oder ehemaligen Mitgliedern der Regierung

Unter Bericksichtigung von Artikel 125 der Verfassung sowie des Sondergesetzes vom
25. Juni 1998 zur Regelung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Mitglieder der Ge-
meinschafts- oder Regionalregierungen finden die Bestimmungen des Artikels 111 mit den
erforderlichen Anpassungen im Fall einer Verfolgung eines Regierungsmitglieds oder eines
ehemaligen Mitglieds der Regierung Anwendung.

134 abgeandert durch Art. 39 des Parlamentsbeschlusses vom 17.05.2021
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TITEL 4 - AUSSENBEZIEHUNGEN DES PARLAMENTS

KAPITEL 1 - INNERBELGISCHE BEZIEHUNGEN
Abschnitt 1 - Zusammenarbeitsabkommen
Art. 113 - Von der Regierung geschlossene Zusammenarbeitsabkommen

Jedes Zusammenarbeitsabkommen, das von der Regierung oder von einem oder mehreren
ihrer Mitglieder mit dem Fdderalstaat, einer Gemeinschaft oder einer Region geschlossen
wurde, ist innerhalb von sieben Arbeitstagen nach Unterzeichnung beim Prasidenten zu
hinterlegen.

Die hinterlegten Abkommen werden den Abgeordneten, den beratenden Mandataren und
den Fraktionssekretariaten umgehend Gbermittelt.

Art. 114 - Vom Présidenten geschlossene Zusammenarbeitsabkommen

Nach entsprechender Ermachtigung durch das erweiterte Prasidium kann der Prasident im
Namen des Parlaments ein Zusammenarbeitsabkommen in Bezug auf Angelegenheiten
schlieBen, die in die autonome Befugnis des Parlaments fallen.

Der Prasident Ubermittelt das unterzeichnete Abkommen innerhalb von sieben Arbeits-
tagen nach dessen Unterzeichnung den Abgeordneten, der Regierung, den beratenden
Mandataren und den Fraktionssekretariaten.

Art. 115 - Billigung von Zusammenarbeitsabkommen

81 - GemaB Artikel 55bis des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 erfolgt die Billigung der
in Artikel 113 angefiihrten Zusammenarbeitsabkommen in Form eines Dekrets gemal dem
fir Dekretentwirfe angewandten Verfahren.

Insofern die Plenarversammlung oder das erweiterte Prasidium nichts anderes entscheidet,
werden diese Dekretentwirfe vorrangig beraten.

§2 - Die Billigung der in Artikel 114 angefihrten parlamentarischen Zusammenarbeitsab-
kommen erfolgt in der Regel durch Beschluss der Plenarversammlung. Die fir Verwal-
tungsbeschlisse geltenden Bestimmungen finden dabei mit den erforderlichen Anpassun-
gen Anwendung.

Weist das parlamentarische Abkommen hingegen lediglich einen rein administrativen Cha-
rakter auf, erfolgt die Billigung durch das Prasidium. Die Artikel 28-31 finden dabei mit
den erforderlichen Anpassungen Anwendung.

Der Prasident informiert die am parlamentarischen Abkommen beteiligten Partner unmit-
telbar Uber die Billigung oder Ablehnung des Abkommens.

Art. 116 - Dekretentwiirfe, die Bestimmungen iiber die Billigung von Zusam-
menarbeitsabkommen enthalten

Enthalten Dekretentwiirfe neben anderen Bestimmungen eine Bestimmung zur Billigung
von Zusammenarbeitsabkommen, erklart der Prasident Letztere fiir unzuldssig und veran-
lasst deren Streichung nach Riicksprache mit der Regierung. Die Regierung kann derartige
Bestimmungen zur Billigung von Zusammenarbeitsabkommen in Form eines getrennten
Dekretentwurfs hinterlegen.
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Art. 117 - Dekretvorschlige und Abdnderungsvorschlidge, die ein Koopera-
tionsverfahren voraussetzen

§1 - Wenn im Rahmen der Beratungen festgestellt wird, dass ein Dekretvorschlag oder
ein Abanderungsvorschlag eine Bestimmung enthalt, fir die ein Kooperationsverfahren mit
der Fbderal-, einer Gemeinschafts- oder Regionalregierung vorgeschrieben ist, und diese
Bestimmung angenommen wurde, ergreift der Prasident unmittelbar die notwendigen
MaBnahmen zur Einleitung des vorgeschriebenen Kooperationsverfahrens.

Die Beratungen im zustandigen Ausschuss oder in der Plenarversammlung werden nicht
durch das in Absatz 1 vorgesehene Verfahren ausgesetzt. Die Schlussabstimmung iber
die Gesamtheit der Dekretvorlage kann allerdings erst dann stattfinden, wenn das Ergebnis
des Kooperationsverfahrens vorliegt oder wenn innerhalb von 30 Arbeitstagen nach der
Initiative des Prasidenten kein Ergebnis vorliegt und es keine anderslautenden gesetzlichen
Vorgaben gibt.

§2 - Erfolgt die in §1 angeflihrte Feststellung im Rahmen einer Plenarversammlung, kann
die Plenarversammlung beschlieBen, den Dekretvorschlag oder die Abanderungs-vor-
schlage an den zustandigen Ausschuss zu verweisen. Die Beratungen Uber den Hauptge-
genstand in der Plenarversammlung werden in diesem Fall ausgesetzt, bis der Ausschuss
seine Schlussfolgerungen vorgelegt hat.

Abschnitt 2 - Kompetenzkonflikte
Art. 118 - Anrufung des Verfassungsgerichtshofs

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, einen Antrag auf Anrufung des Verfassungsge-
richtshofs einzureichen, wenn er der Meinung ist, dass ein Gesetz, ein Dekret oder eine
Regel im Sinne von Artikel 134 der Verfassung ganz oder teilweise gegen die in Artikel 1
des Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 Uber den Verfassungsgerichtshof aufgefiihrten
Bestimmungen verstoBt.

Der Antrag ist schriftlich beim Prasidenten zu hinterlegen. Er flihrt sowohl die Bestimmun-
gen auf, die beanstandet werden, als auch die Bestimmungen, gegen die nach Meinung
des Antragstellers ein VerstoB vorliegt. Er fihrt dartber hinaus die Rechtsmittel auf, die
bei der Anrufung des Verfassungsgerichtshofs geltend gemacht werden kénnen. Falls dies
flir notwendig erachtet wird, enthalt der Antrag zusatzlich die Anfrage, die beanstandeten
Bestimmungen vom Verfassungsgerichtshof aussetzen zu lassen. Diese Anfrage muss ge-
sondert begrindet werden.

Der Antrag wird als Parlamentsdokument verdffentlicht und den Abgeordneten, der Regie-
rung, den beratenden Mandataren und den Fraktionssekretariaten Gbermittelt.

§2 - Die Plenarversammlung befindet in der nachstfolgenden Sitzung lber den Antrag. Auf
Vorschlag des erweiterten Prasidiums oder des Prasidenten legt die Plenarversammliung
die Verfahrensweise zur Beratung des Antrags fest.

Das erweiterte Prasidium kann vorab beschlieBen, den Antrag zur vorherigen Beratung an
einen Ausschuss weiterzuleiten. Im Ausschuss hat die Behandlung des Antrags Vorrang
vor den Dekretvorschlagen sowie vor den Resolutionsvorschlagen. In diesem Fall erfolgt
die Beratung und Abstimmung Uber den Antrag in der Plenarversammlung erst, nhachdem
der Ausschuss seine diesbeziiglichen Schlussfolgerungen vorgelegt hat.

Der Antrag ist nur dann angenommen, wenn mindestens zwei Drittel der Abgeordneten
ihm zustimmen.
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Im Fall der Annahme des Antrags leitet der Prasident unverzlglich die nétigen Schritte zur
Anrufung des Verfassungsgerichtshofs gemaB den im vorerwahnten Sondergesetz vom
6. Januar 1989 festgelegten Regeln ein.

Art. 119 - Beteiligung an laufenden Verfahren

Wenn der Verfassungsgerichtshof von einem anderen Parlamentsprasidenten, vom féde-
ralen Ministerrat, einer Gemeinschafts- oder Regionalregierung oder einer oder mehreren
natldrlichen Rechtspersonen angerufen wurde, um ein Gesetz, ein Dekret oder eine in Ar-
tikel 134 der Verfassung aufgefiihrte Regel ganz oder teilweise aufzuheben, kann der Pra-
sident aus eigener Initiative oder auf Beschluss des erweiterten Prasidiums gemaB dem im
vorerwdhnten Sondergesetz vom 6. Januar 1989 festgelegten Verfahren einen Schriftsatz
bzw. einen Antwortschriftsatz beim Verfassungsgerichtshof einreichen. Dasselbe gilt in Be-
zug auf die dem Verfassungsgerichtshof gestellten Vorabentscheidungsfragen.

Der Prasident informiert die Abgeordneten, die beratenden Mandatare, die Regierung und
die Fraktionssekretariate Gber seine Entscheidung und den Wortlaut des Schriftsatzes bzw.
des Antwortschriftsatzes.

Abschnitt 3 - Interessenkonflikte

Art. 120 - Interessenkonflikte bei Gesetzesvorlagen, die in anderen belgischen
Parlamenten anhéngig sind

81 - Jeder Abgeordnete hat das Recht, einen Antrag einzureichen, in dem festgestellt wird,
dass eine in einem anderen belgischen Parlament hinterlegte Gesetzes-, Dekret- oder
Ordonnanzvorlage eine ernsthafte Benachteiligung des Parlaments darstellt.

Der Antrag ist schriftlich beim Prasidenten zu hinterlegen. Er flihrt sowohl die Bestimmun-
gen auf, die beanstandet werden, als auch die Argumente, die bei der Konzertierung gel-
tend gemacht werden kénnen.

Der Antrag wird als Parlamentsdokument veréffentlicht und den Abgeordneten, der Regie-
rung, den beratenden Mandataren und den Fraktionssekretariaten Ubermittelt.

§2 - Die Plenarversammlung befindet in der nachstfolgenden Sitzung tGber den Antrag. Auf
Vorschlag des erweiterten Prasidiums legt die Plenarversammlung die Verfahrensweise zur
Beratung des Antrags fest.

Die Plenarversammlung kann beschlieBen, den Antrag zur vorherigen Beratung an einen
Ausschuss weiterzuleiten. Im Ausschuss hat die Behandlung des Antrags Vorrang vor den
Dekretvorschlagen sowie vor den Resolutionsvorschlagen. In diesem Fall erfolgt die Bera-
tung und Abstimmung Uber den Antrag in der Plenarversammlung erst, nachdem der Aus-
schuss seine diesbeziiglichen Schlussfolgerungen vorgelegt hat.

Der Antrag ist nur dann angenommen, wenn mindestens drei Viertel der Stimmen dem
zustimmen. Im Fall der Annahme bezeichnet die Plenarversammlung die Abgeordneten,
die den Konflikt mit dem betroffenen Parlament im Rahmen einer Konzertierung beilegen
sollen.

§3 - Im Fall der Annahme des Antrags leitet der Prasident unverzlglich die nétigen Schritte
zur Beilegung des Interessenkonflikts gemaB dem ordentlichen Gesetz vom 9. August
1980 zur Reform der Institutionen ein.

Er berichtet der Plenarversammlung Uber die erfolgte Konzertierung zur Beilegung des
Konflikts.
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84 - Wenn die beanstandete Gesetzes-, Dekret- oder Ordonnanzvorlage abgeandert
wurde, nachdem der Interessenkonflikt angestrengt wurde, muss die Plenarversammlung
sich erneut dartber aussprechen, ob weiterhin ein Interessenkonflikt besteht oder nicht.
Diese Entscheidung muss nach der Hinterlegung des Ausschussberichts und auf jeden Fall
vor der Schlussabstimmung des beanstandeten Textes im Plenum des betreffenden Parla-
ments erfolgen. Bestatigt die Plenarversammlung den Interessenkonflikt wird die Konzer-
tierung zur Beilegung des Konflikts gemaB dem Gesetz vom 9. August 1980 fortgesetzt.

Falls der Interessenkonflikt durch die Konzertierung binnen einer Frist von 60 Kalenderta-
gen nicht beigelegt werden konnte, befasst der Prasident den Senat mit dem Interessen-
konflikt.

Art. 121 - Interessenkonflikte bei Dekretvorlagen, die im Parlament der
Deutschsprachigen Gemeinschaft anhédngig sind

§1 - Wenn ein anderes Parlament mitgeteilt hat, dass es durch einen Dekretentwurf, einen
Dekretvorschlag oder einen Abanderungsvorschlag, der im Parlament hinterlegt wurde,
ernsthaft benachteiligt ist, werden die diesbezliglichen Beratungen nach der Hinterlegung
des Ausschussberichts und auf jeden Fall vor der Schlussabstimmung lGber den beanstan-
deten Text in der Plenarversammlung im Hinblick auf eine Konzertierung wahrend 60 Ka-
lendertagen ausgesetzt.

Die Plenarversammlung bezeichnet die Abgeordneten, die den Konflikt mit dem betroffe-
nen Parlament beilegen sollen. In Dringlichkeitsféllen wird die Bezeichnung vom erweiter-
ten Prasidium vorgenommen.

Der Prasident berichtet der Plenarversammlung Uber die erfolgte Konzertierung.

§2 - Wenn der beanstandete Text von der Plenarversammlung abgeandert wurde, nach-
dem die in §1 Absatz 1 erwahnte Mitteilung erfolgt ist, werden die diesbeziiglichen Bera-
tungen nach der Hinterlegung des Ausschussberichts und auf jeden Fall vor der Schluss-
abstimmung Uber den beanstandeten Text in der Plenarversammlung im Hinblick auf eine
Konzertierung wahrend 15 Kalendertagen ausgesetzt.

§3 - Falls der Interessenkonflikt durch die Konzertierung binnen einer Frist von 60 Kalen-
dertagen nicht beigelegt werden konnte, leitet der Prasident den Interessenkonflikt an den
Senat bzw. an den Konzertierungsausschuss gemaB dem vorerwahnten Gesetz vom 9. Au-
gust 1980 weiter.

Nach der Entscheidung des Konzertierungsausschusses oder nach Ablauf der Frist, Gber
die der Konzertierungsausschuss verfligt, um eine Entscheidung zu treffen, wird das Be-
ratungsverfahren Uber den beanstandeten Text wieder aufgenommen.

KAPITEL 2 - INTERNATIONALE UND EUROPAISCHE BEZIEHUNGEN
Art. 122 - Initiativen des europédischen Gemeinschaftsrechts

Die Regierung lUbermittelt dem Parlament alle Vorschlage zur Abanderung und Erganzung
der primaren Rechtsquellen des Europarechts sowie alle Vorschlage von Rechtsnormen der
Europaischen Kommission, die die Zustandigkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft
betreffen.

Der Prasident verweist diese Vorschlage an den zustandigen Ausschuss, der dazu gegebe-
nenfalls entsprechende Stellungnahmen ausarbeitet und diese der Plenarversammlung zur
Annahme vorschlagt.

Die von der Plenarversammlung angenommenen Stellungnahmen werden der Regierung
Ubermittelt.
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Art. 123 - Subsidiaritidts- und VerhaltnisméBigkeitskontrolle von europdédischen
Gesetzgebungsentwiirfen

§1 - Die dem Parlament Ubermittelten Entwlirfe von Gesetzgebungsakten, die in Artikel 3
des Protokolls Nr. 2 vom 13. Dezember 2007 zum Vertrag Uber die Europaische Union Uber
die Anwendung der Grundsatze der Subsidiaritdt und der VerhaltnismaBigkeit erwahnt
sind, werden gemaB den vom erweiterten Prasidium festgelegten Modalitdten von der Par-
lamentsverwaltung gesichtet, analysiert und den Abgeordneten zur Verfliigung gestellt.

§2 - Der Prasident oder mindestens zwei Abgeordnete kénnen zu den in §1 erwdhnten
Entwirfen von Gesetzgebungsakten einen Vorschlag einer begriindeten Stellungnahme
hinterlegen, in der dargelegt wird, weshalb der Entwurf nicht dem Subsidiaritatsprinzip
entspricht. Der Vorschlag wird als Parlamentsdokument veréffentlicht und den Abgeord-
neten, der Regierung, den beratenden Mandataren und den Fraktionssekretariaten Utber-
mittelt.

Der Vorschlag einer begriindeten Stellungnahme wird gemeinsam mit dem beanstandeten
Entwurf einer Gesetzgebungsakte an den fiir europdische Angelegenheiten zustdndigen
Ausschuss verwiesen. Auf die Beratung des Vorschlags in diesem Ausschuss finden die
Artikel 64-66 Anwendung. Der fiir europdische Angelegenheiten zustandige Ausschuss
kann die Stellungnahme eines anderen Ausschusses einholen.

§3 — Nimmt der zustaéndige Ausschuss den Vorschlag einer begriindeten Stellungnahme
an, wird die begriindete Stellungnahme auf die nachstfolgende Tagesordnung der Plenar-
versammlung gesetzt und dartber in Anwendung der Artikel 67-69 beraten und abge-
stimmt.

Stellt das erweiterte Prasidium fest, dass eine Verabschiedung der begriindeten Stellung-
nahme in der nachstfolgenden Plenarversammlung aufgrund der fir die Abgabe einer der-
artigen Stellungnahme vorgesehenen Frist nicht mehr méglich ist, gilt die vom Ausschuss
angenommene Stellungnahme als offizielle Stellungnahme des Parlaments.

Die begriindete Stellungnahme wird unmittelbar an die Féderalregierung, die anderen bel-
gischen Parlamente und die zustdndigen europdischen Einrichtungen gemal dem daflr
zwischen den belgischen gesetzgebenden Versammlungen vereinbarten Verfahren Uber-
mittelt.

Art. 124 - Zustimmung zu internationalen Vertragen und Abkommen

GemalB Artikel 55bis des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 erfolgt die Zustimmung zu
internationalen Vertragen und Abkommen in Form eines Dekrets gemaB dem fir Dekret-
entwirfe angewandten Verfahren.

Insofern die Plenarversammlung oder das erweiterte Prasidium nichts anderes entscheidet,
werden diese Dekretentwirfe vorrangig beraten.

Artikel 115 findet entsprechend Anwendung.

KAPITEL 3 - DELEGATIONEN UND ABORDNUNGEN
Art. 125 - Abordnungen und Delegationen

Das erweiterte Prasidium entscheidet Uber den Empfang von offiziellen Gasten und Dele-
gationen im Parlament, Uber den Besuch anderer Einrichtungen oder Institutionen sowie
Uber die Durchfihrung von mehrtagigen Informations- oder Studienbesuchen oder ahnli-
chen Initiativen des Parlaments und seiner Organe.
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Dabei regelt es die Zusammenstellung der Abordnung oder Delegation, die das Parlament
bei derartigen Initiativen vertritt.

Der Prasident oder, falls dieser verhindert ist, der von ihm bezeichnete Vizeprasident oder
Abgeordnete, gehoért immer der Abordnung an und tritt als Sprecher auf.

TITEL 5 - ABANDERUNG DER GESCHAFTSORDNUNG

Art. 126 - Abdnderung der Geschiftsordnung

Jeder Abgeordnete hat das Recht, Vorschlédge zur Abanderung der Geschaftsordnung ein-
zureichen. Fir die Beratung und die Verabschiedung dieser Vorschldage finden die Arti-
kel 61-62 und 64-69 Anwendung.

Art. 127 - Abweichung von der Geschiftsordnung

Die Plenarversammlung kann von den Bestimmungen der vorliegenden Geschaftsordnung
abweichen, insofern keine Gbergeordneten Bestimmungen missachtet werden und insofern
dazu Einstimmigkeit festgestellt wird.

TITEL 6 - SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Art. 128 - Aufhebung der Geschiftsordnung vom 2. Juli 1984

Die Geschaftsordnung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft vom 2. Juli
1984, abgeandert durch die Beschliisse vom 9. November 1987, vom 21. Dezember 1987,
vom 12. Juni 1989, vom 22. April 1991, vom 25. Mai 1999, vom 22. Januar 2001, vom
25. Juni 2001, vom 7. April 2003, vom 29. Marz 2004, vom 9. Mai 2005, vom 18. Dezem-
ber 2006, vom 28. Juni 2011, vom 23. September 2013 und vom 3. November 2014, ist
aufgehoben.

[Artikel 128.1 — Ubergangsbestimmung

In Ausflihrung von Artikel 14.1 des Dekrets vom 25. Februar 2019 zur Einflihrung eines
permanenten Burgerdialogs in der Deutschsprachigen Gemeinschaft legt das Prasidium
das Datum fest, ab dem die in diesem Artikel aufgefiihrte Ubergangsbestimmung aufge-
hoben wird.]13%

Art. 129 - Inkrafttreten

Die vorliegende Geschaftsordnung tritt am 1. September 2016 in Kraft.

In Abweichung von Absatz 1 tritt Artikel 81 zu einem vom erweiterten Prasidium festge-
legten Zeitpunkt in Kraft!36,

135 eingefligt durch Art. 5 des Parlamentsbeschlusses vom 22.04.2024
136 Artikel 81 ist durch die Verabschiedung des Prasidiumsbeschlusses vom 24.10.2016 am 01.01.2017 in Kraft
getreten.
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Register zur Geschiftsordnung
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UNEErauSSCRUSS .ot e 42 84
UnNtersuchungsaUuSSChUSS ....iiiiiiii i i s 99-101
VerfolguNgSAUSSCRUSS ..vviiiiiiiiii e e e e eeenes 111-112
Verweis an den Ausschuss zur zweiten LeSUNg .....ccvviviiiiiiiiiiiiiieiinennnens 72 §82-4
Vorsitz und stellvertretender Vorsitz ........cccocviiiiiiiiiiiiinn, 3684 ; 3782 ;42 84
Weiterleitung von Tagesordnung und Unterlagen der Ausschiisse ................ 40 §2
Zusammensetzung der AUSSChUSSE ....oivviiiiiii i e 36 ; 37 §1

Ausschussvorsitzende — Vorsitzende
AuBenstehende — Drittpersonen
auBerparlamentarische Funktionstrager (Bezeichnung) — Besetzung von Mandaten

Aussetzung der Beratungen

bei eingeleitetem Kooperationsverfahren (in Ausschuss und Plenum) ...... 117 §§1-2
bei eingeleiteten Interessenkonflikten ..........coiiiiiiiii 121
wegen Anrufung des Staatsrats ..o 70 §2
wegen beanstandeter Diskriminierung aus weltanschaulichen Grinden .............. 71
wegen Befassung des KonzertierungsaussChusSes ......ccvvvvviiiviiiiiiiiiieinnennne, 70 §4
wegen Verweis von Abanderungsvorschldagen an den Ausschuss ............ 62 §2 ; 63
wegen Verweis von Dekretvorschldgen an den Ausschuss .........ccooviiiiiiiiiennnne. 63

Aussprache — Diskussion

Begriindeter Antrag

AbanderungsvorsChlage ..oovviiiiiii i 87 §2
Behandlung in Ausschuss oder PIENUM ...ocviiiiiiiiiiiiiic e 87 §81,3
Bekanntgabe ... 87 §3
Bericht der Regierung Uber die Umsetzung von Aufforderungen ..................... 91.1
Bewertung (Billigung, Missbilligung) der Amtsfihrung der Regierung ........... 87 §1
Empfehlungen an die REGIEIUNG ....oeoiiiiiiii e e e 87 §1
formelle Erfordernisse der EinreichuUng ........ccooiiiiiiiiiiiii e 87 §1
Fristen vor der AbStimMMUNG ..oiiiiiii i e e e e e i aeeas 87 §3
im Anschluss an eine mindliche Stellungnahme der Regierung .................... 87 §1
REAEZEIEEN vttt e e 87 §3
REINENIOIGE . e 87 §3
Schlussabstimmung (namentlich) ... 87 §3
Unterrichtung und VerdffentlichuUng ......ccooiiiiiiiiiiii e 87 §1
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Verhaltnis konkurrierender ANTrage ....cviiiiiiiiii i e e 87 §3
Verbot im Anschluss an eine Themendebatte .......cvviiiiiiiiiiiiii i e, 96 §5
Zeitpunkt der EiNreiChUNG ....oiiiiiiiiii i e e e ea e 87 §1
ZulassigkeitsSvorauSSEtZUNGEN .....veii it a e e 87 §1
Zurlckziehen eines ANTrags .oiiiiiiiiiii i 87 §2

Beratende Mandatare

Abhdren der digitalen Aufzeichnungen von Sitzungen .........cocoiiiiiiiiiiiiinienenn. 44
Anwesenheit bei 6ffentlichen oder geheimen Sitzungen ..........cooiiviinne. 8 §§1-2
Beanstandung der vorlaufigen Plenarprotokolle .......ccciviiiiiiiiiiiiiiiiiiiinii 56 §1
Einbringung von ANTrEgeN ....vieiiiii e 11 81
FraktionszugehOrigkeit .....c.oieiiiiii 18 §3
Geheimhaltungspflichten ..o e 10 §2
L= Lo A <ol | P 17
0] ) o] <ol | PP 17
OrdnuNnNgsSMaBNanMEN ...uiiiii e 983
[N =] o =To o | o PP 51
1Y Lo7Zo ] e 1 1181 o RN PP 48
Sitzungsteilnahme in Plenum, standigem und besonderem Ausschuss ............... 17
Sitzungsteilnahme Uber elektronische Kommunikationsmittel ..................ccooeie. 4
Sitzungsausschluss wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht .............. 10 §2
Teilnahme an Sitzungen der PlenarversammliUng ...c.oocvievieiieinrrirrnnnnnriesanaanaanans 46
Unterrichtung im Rahmen der Berichtspflichten der Regierung ...................... 91.1
Unterrichtung im Rahmen der Subsidiaritatskontrolle ............ccccoviiiviinne. 123 §2
Unterrichtung Uber Antrége auf Anrufung des Verfassungsgerichtshofs ....... 118 §1
Unterrichtung Uber Antrage bei Interessenkonflikten ...........c.cciiiiiiiini. 120 81
Unterrichtung Uber begriindete Antrage ..o 87 §1
Unterrichtung Uber Begutachtungsanfragen ...........coiiiiiiiiiiiiiiiiiiii e 92
Unterrichtung Gber beim Verfassungsgerichtshof eingereichte Schriftsatze ....... 119
Unterrichtung Uber die Hinterlegung von Dekretvorlagen ................. 60 81 ; 61 81
Unterrichtung Uber Themendebatten ... 96 §4
Unterrichtung Uber Zusammenarbeitsabkommen ..........ccceviiiiiiiiniinnn, 113-114
Vermerk im Ausflihrlichen Bericht Gber An- und Abwesenheiten .................. 57 8§83
Zurverfigungstellung der Tagesordnung der AusschisSse .......c.cevvveviiiiinnnnn. 40 §2
Zurverfligungstellung von Untersuchungsergebnissen des Rechnungshofs ......... 81
Berichterstattung
Berichterstatter ...oiviiii 4581 ; 51
TN 17 1 7 66 ; 77
[ 1 U= T 1o o PP 68
iM VerfolgungsSauSSChUSS ..ivviiiiiiiiiii i e s aaea e as 111 §82,4
T8 g T el aT=T ol = =T o el o | PP 45 §2
1Yol a1 1o LT g L= = =] ! | 45 §2
VertrauensbekunduUNg ..o e 45 §3
Weiterleitung vor Aussprache im Plenum ... 45 §4
Zusatzbericht nach zweiter LESUNG ...ciiviiiiiiiiiiii e 72 8§83

Berichtspflicht der Regierung — Informationspflicht
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Beschlussfahigkeit

Berticksichtigung von Stimmenhaltungen und ungiiltigen Stimmen ................ 6 8§81
Feststellung der Anwesenheiten ... e 6 81 ;55
iM KONErollaUSSCRUSS ..uiiiiiiiii i e ea s 110 §4
Sitzungsteilnahme Uber elektronische Kommunikationsmittel ........................ 6 §1
Sitzungsunterbrechung wegen Beschlussunfahigkeit ..........ccoviiiiiiiiiiiiiniinn, 6 8§81

Beschlussfassung — Abstimmung

Besetzung von Mandaten (in auBer- und interparlamentarischen Gremien)

Abberufung wegen Fehlverhaltens ... 98.1
Bezeichnungsverfahren ... e 98
KandidatenvorsChlage ..o 98
1 F=T Yo =Y ==Y o) w4 ¥ [« 98.1
NeUDESEIZUNG .o.viii i e 98.1 §3
0hNe Wahlgang ...ooiiiiiiii i 98 §4
WahlVerfahren .o 98
Zuordnung der Mandate ...oiiiiiiiiiii i e 97
Bibliothek (Benutzungsordnung) .......ccoviiiiiiiiiii e 58 §2

Bulletin der Interpellationen und Fragen — Parlamentsdokumente

Biirgerdialog, permanenter

Antrag auf Zustimmung des Prasidiums zur Themenauswahl ......................... 59.2
Behandlung der Empfehlungen und deren Nachbereitung ...........ccccoeiieiinnne. 59.5
Bericht der Regierung Uber die Umsetzung von Empfehlungen ...................... 91.1
Entschadigungen der Mitglieder von Blrgerrat und -versammlung ................. 59.6
Haushaltsplan des Blrgerdialogs .....c.ccoviiiiiiiiiiii i i 59.7
Rechnungslegung des Blrgerdialogs ........coovieiiiiiiiiiii e e 59.7
Rechtsverbindlichkeit der Entscheidungen von Birgerrat und -versammlung ... 59.4
Regelungen mit Bezug zur parlamentarischen Arbeitsweise ............ccvivvienne. 59.1
Standiger Sekretar
ANFOrderungsprofil ... 59.3
BezZeIChNUNG oo e 59.3
Mitwirkung bei Themenauswahl und Themenvorschlagen ..................... 59.2 §1
Rechtsverbindliche Verpflichtungen ... 59.4
Vorschlag von Haushaltsplan und Rechnungslegung des Blrgerdialogs ....... 59.7
Stellungnahmen der Ausschiisse zu den Empfehlungen ................o.eee. 59.5 §§2-3
ThemenausWahl ... 59.2
ThemenVorsChlAge ... e 59.2
Ubergangsregelung zum Losverfahren (Inkrafttreten) .........cooccovvvieivneennnnnn. 128.1
Vorsitzender des Birgerrats (Mitwirkung bei Themenauswahl) ................. 59.2 §1
DeKreten WU ... 60
ANnrufung des Staatsrats .....oiiiiiii e 70
Behandlung im AUSSChUSS ..ot e 40 §1
Beschleunigtes Behandlungsverfahren ... 64
Dekretentwurf zur Festlegung der Haushaltsplane .........cccccooiiiiiiiiiiiiiins 73-77
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Dekretentwurf zur Billigung von Zusammenarbeitsabkommen ................. 115-116
Dekretentwurf zur Zustimmung zu internationalen Vertragen .................. 64 ; 124
Direkte Behandlung im Plenum ... e 64 ; 67 §2
[ LY=o =T 11 T P 60 §1
Vermeidung von Diskriminierung aus weltanschaulichen Griinden ..................... 71
Veroffentlichung und Verteilung ..o.oovviiiiiii i e e 60 §1
Verweis an den AUSSCRUSS .iiiiiiiiriiiie it it i rare e sar e rae e sae e saeeaneeaneeanes 64
Verweis an den Ausschuss zur zweiten Lesung .......cccovviiiiiiiiiiiiiiinnnnnnnnn, 72 §3
Vorrangige Behandlung ....c.oiiiiiiiii e 40 §1
Vorrangige Behandlung von Billigungsdekreten .........cccooiiiiiiiiiiiiiiiiiinn, 115 8§81
Vorrangige Behandlung von Haushaltsplanen ...........coooiiiiiiiiiiiiiiiiiie 73
Vorrangige Behandlung von Zustimmungsdekreten ..........cccoviiiiiiiiiiiiiiinnn, 124
Zurlickziehen eines ENtWUIs ...oiiiiiiiiiii e 60 §2
BT =T = I =] ] Lo 72
DeKretvorschlag ........coooiiiiiiiii 61
ANnrufung des STaatsrats ...ocviiiiiii e 70
Behandlung im AUSSChUSS ..ot e 40 81
Direkte Behandlung im Plenum ... ... 64 ; 67 §2
Einwdnde gegen Dekretvorschl@ge .....ocvvviieiiiiii e 61 §3
L [T L= g =T 1 o e P 61 81
mit neuen Rechten verbundener Vorschlag ......ccooviiiiiiiiiii i 63
mit vorausgesetztem Kooperationsverfahren ..........ccooiiiiiiiiiiii e 117
Reihenfolge auf der TagesSordnUNG ....ocviieiiiiiiiiiiii e rae e raeaens 40 §1
Vermeidung von Diskriminierung aus weltanschaulichen Grinden ..................... 71
Veroffentlichung und Verteilung .......oooiniiiiii e 61 §1
Verweis an den AUSSCRUSS ..i.viiiiieiiiiiiiii e e e e aaeas 63 ;117 §2
Verweis an den Ausschuss zur zweiten Lesung ......ccocoviiiiiiiiiiiiiiiennennennns 72 83
Vorgehensweise beim Aufkommen zusatzlicher, ungedeckter Ausgaben ............ 63
Zurlickziehen eines VOorschlags ....ccoviiiiiiii i e 61 §2
Zweifel an der RechtmaBigkeit von Dekretvorschlagen ...........ccvvviiiinnnn, 61 §3
A = S == 1 o T 72
Delegationen ... e 125

Deontologiekodex — Kontrollausschuss

Diskriminierungsverbot aus ideologischen oder philosophischen Griinden .. 71
Motion an das Kollegium der Prasidenten der gesetzgebenden Kammern . 71 §8§2-3

Diskussion

Abweichen vom Beratungsgegenstand .......ccovoiieiiiiiiiii i 54 §2
Aussetzung — Aussetzung der Beratungen

Beendigung, Unterbrechung oder Vertagung einer Aussprache .................... 11 81
Beteiligung des Prasidenten .......o.oiiiiiiii 33
Uber Dekretvorlagen (allgemein und artikelweise) ........ccocvviiiiiiiinnns 65; 67 ; 68
Uber Empfehlungen der Blrgerversammilungen ........ccccoeiiiiiiiiiiiiiii i, 59.5
Uber Empfehlungen des VerfolgungsausschussSes .......cccveviiiiiiiiiiieivinnnnn, 111 §3
Uber Regierungserklarungen und ggf. Gber Regierungsmitteilungen ............. 89-90
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Unterbrechung wegen Beschlussunfahigkeit ..........cocooiiiiiiiiiiiiiii i, 6 8§81
Unterbrechung wegen Einbringung eines Antrags .......cvieviiiiiiiiiiiiiiinennnns 11 §2

Zweite Beratung — Zweite Lesung

Drittpersonen
g 01T o =T o 8 §2
= =] = PP 8 §2
Beteiligung an Themendebatten ... 96 §§2-3
TN 17 10 17 42 §2
iM erweiterten PrasidiUm ..oviiiiiiii i i s i e v e e e 25 §2
[ T = 1= o 1 1o 0 S 51
[ T = 13 Lo 10 o T P 22 §2
Geheimhaltungspflichten ..o 10 81
Medienvertreter (Teilnahme an 6ffentlichen Sitzungen und Veranstaltungen) .. 7 §4
OrdnungsmaBnahmen bei stérender Unruhe ..o, 9 §§2-3
SaChVerstAnNdige ..oviriii i e 8 §§2-3
Simultanibersetzung mindlicher Ausflhrungen ..o 5
Sitzungsteilnahme Uber elektronische Kommunikationsmittel ..................ooeeee. 4
Verhaltensweise bei 6ffentlichen Sitzungen ... s 8 §1
A8 1 Lo ] = P 8

Entschadigungen (Abgeordnete)

auBerparlamentarische Entschadigungen .........cccoiviiiiiiiiiiiiiiic e 16 §2
FestleguNg der BEZUGE ...viiiiiiii it it e e e et ettt 47
Klrzung der Bezlige wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht ............. 10 §2

Entschadigungen (Blrgerrat und -versammlung) — Blirgerdialog, permanenter
erweitertes Prasidium — Prasidium, erweitertes

europdische Angelegenheiten

Rechtsquellen und Normen mit Bezug auf Gemeinschaftszustandigkeiten ........ 122
Stellungnahme zu europaischen Gesetzgebungsentwirfen .................... 123 §§2-3
Subsidiaritatskontrolle ......ciiiiii 123
VerhaltnismaBigkeitskontrolle ... 123

Féderalregierung — Regierungen

Fragen
aktuelle Fragen
Abwesenheit des Fragestellers oder des Befragten ........ccccoiiiiiiiiinnnn. 84.1 §6
Beantwortung im PleNUM .. i e e 84.1 8§§1,5
Begrenzung der Anzahl Fragen ... 84.1 §2
Behandlung von aus Zeitmangel nicht beantworteten Fragen ............... 84.1 8§5
Debatte im Anschluss an eine Frage ........cooiieiiiiiiiiii e 84.1 87
Einbeziehung in Aussprache Uber einen anderen Tagesordnungspunkt .. 84.1 §5
formelle Erfordernisse der Einreichung .......ccooviiiiiiiiiiiiiiiiiciiici e 84.1 81
FragestUnde oo e e e e e e 84.1 §§1,5
Frist zur EINreiChUNg ..o 84.1 81
[0 (=74 =T =] o PP 84.1 8§87
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REINENTOIGE it e 84.1 §5
Umwandlung in eine schriftliche 0. mindliche Frage oder Interpellation . 84.1 §3
Veroéffentlichung von Frage und Antwort ..o 84.1 §8
Vortragsweise in freier Rede ..o 84.1 §7
Weiterleitung an die REGIErUNG ...ciiviiiiiiiiiiiiii e 84.1 §4
Zulassigkeitsvoraussetzungen ......ccviiiiiiiiiiiii 84.1 83
dringende Fragen
Abwesenheit des Fragestellers oder des Befragten ...........cccciivieiiiennnnenn. 85 §4
Beantwortung in Ausschuss oder Plenum ......coiiiiiiiiiiiiiiiiiic i 38 ; 85 §1
Begrenzung der Anzahl Fragen pro Sitzungsperiode ........cccooviiiiiiiiiinnnen. 85 §2
Behandlung von aus Zeitmangel nicht beantworteten Fragen .................. 85 §4
Debatte im Anschluss an €ine Frage .......coviviiiiiiiiiiiiiiiii e 85 §4
Einbeziehung in Aussprache Uber einen anderen Tagesordnungspunkt ..... 85 §4
formelle Erfordernisse der EINreiChUNG ...coviiiiiiiiiiiiic e 85 §1
FragestUnde ..o e 85 §1
Frist zur EINreiChUNG ..o e es 85 §1
REAEZEIEEN Lottt e e e 85 §4
REINENTOIGE vttt 85 §4
Umwandlung in eine schriftliche Frage ..o 85 8§83
Verdffentlichung von Frage und Antwort ... 85 §4
Vortragsweise in freier REAE ..ooviiviiiiiiiiii i 85 §4
Weiterleitung an die REGIEIUNG ...ciiviiiiiiii i e e 85 §4
ZulassigkeitsvoraussetzZUuNgen ....ciiiiiiiiiii i 85 8§83
mundliche Fragen
Abwesenheit des Fragestellers oder des Befragten ........ccooviiviiiiiiiiiinnnn. 84 §6
Beantwortung im AUSSChUSS .....cviiiiiii e 38 ; 84 §§1,4-5
Begrenzung der Anzahl Fragen pro Sitzungsperiode ........cccooviiiiiiiiinnnens 84 §2
Behandlung nicht fristgerecht eingereichter Fragen .............cciiiiiiinn. 84 §3
Behandlung von aus Zeitmangel nicht beantworteten Fragen .................. 84 §5
Debatte im Anschluss an eine Frage ........ocoiiiiiiiiiiiii e 84 §7
Einbeziehung in Aussprache lber einen anderen Tagesordnungspunkt ..... 84 §5
formelle Erfordernisse der EINreiChUNg ...c.oiiiiiiiiii i eieeeas 84 §1
Fragestunde ..o 84 §§1,3,5
Frist zur EINreiChUNG ..o 84 §1
miuindliche Befragung bei nichtbeantworteter schriftlicher Frage ............... 84 §3
2T L1 (=] o 84 §7
REINENFOIGE ..o e 84 §5
Umwandlung in eine schriftliche Frage oder Interpellation ....................... 84 §3
Veroffentlichung von Frage und Antwort ... 84 §8
Weiterleitung an die REGIEIUNG ...iiiiiiiiiiii i e e 84 §4
ZUulassigkeitsvorausSetZUNGEN ...c.viiiiiiiiiiiiiri e 84 §3
schriftliche Fragen
Beantwortung der Frage ...oooviiiiiiiiiii i 83 §§3-4
formelle Erfordernisse der EINreiChUNG ...coviiiiiiiiiiiiiic e 83 81
Frist Zur BeantWOortUNG ....cviiiiiiiii i e r e e r e e e e annes 83 §3
mundliche Befragung bei Verstreichen der Beantwortungsfrist ................. 83 §3
Verdffentlichung von Frage und Antwort ..o 83 §4
Weiterleitung an die REGIEIUNG ..o.viiviiiiiiiiiiiir e reeeens 83 §2
ZulassigkeitsSvorausSEtZUNGEN ..iiviiiiieiiriiei i e ee e aneanes 83 §2
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Fraktionen

Antrag auf Abberufung eines Mandatstragers ..........ccoiiiiiiiiiiiiin i 98.1 §1

Anzahl erlaubter Fragen und Interpellationen — Fragen, — Interpellationen

Beihilfen (finanzielle und materielle Unterstitzung) .......ccooviiiiiiiiiiieies 20

Besetzung von (auBer- und interparlamentarischen) Mandaten ..................oeeiil 97

FraktionslosigKeit .. .uiiiiiii i e 18 §1
finanzielle Unterstltzung .....cooeiiiiiiii e 20
Rederecht — Redeordnung

Fraktionsstatus (anerkannt, nicht anerkannt, fraktionslos) ...........c..ccooeinii. 18 §1

o 7= | o 0] 8 13V 0] =] | 4 18 ; 19
Fraktionsvorsitzende im Prasidium ........cccoviiiiiiiiiiiiiiiiiennens 22 §81-2 ; 23 §4
Vorschlag zur Bezeichnung der Ausschussmitglieder ................. 36 §1; 111 81
Vorschlag zur Tagesordnung des Prasidiums ......c.ccocviiiiiiiiiiiiiiiiieninnnens 28 §1

BT o] T 1T =T PP 19

Garantierte Vertretung — VerhaltnismaBige Vertretung
Rederecht — Redeordnung

[T L4 =1 ) (=] o PP 52
Stimmabsprachen wegen (langerer) Abwesenheit von Abgeordneten .......... 6 §2.1
Streichung der Beihilfen infolge rechtskraftiger Verurteilung .................c....e. 20 §2
Veranderung der Zusammensetzung (Racktritt, Ausschluss, Beitritt) ............ 18 §2
Vertretung im Prasidilm ..o i e e e e i e e e raeeas 22 §1
Vorschlagsrecht bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mandatstragers ........ 97 §§2-3
AN 1=F=1 1] 0 1= 1= 74 U T 18
Fraktionspersonal
ANSERIIUNG e e 19
Anwesenheit bei 6ffentlichen oder geheimen Sitzungen .................... 8 §§1-2; 19
Fraktionssekretariat / anerkannte Fraktionssekretare
Abhdren der digitalen Aufzeichnungen von Sitzungen ..........coooeiiiiiiiiinnenn. 44
Anwesenheit bei geheimen Sitzungen ... 8 §§2-3
Geheimhaltungspflichten ... 10 §2
OrdnuNgsmMaBNanmMEN ..o i e e 9 §2
Sitzungsausschluss wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht .......... 10 §2
Statut (Organisationsfunktion) ... 102-103
Unterrichtung im Rahmen der Berichtspflichten der Regierung .................. 91.1
Unterrichtung im Rahmen der Subsidiaritatskontrolle .............cocvvviinnnns 123 §2
Unterrichtung Uber Antrage auf Anrufung des Verfassungsgerichtshofs ... 118 §1
Unterrichtung Uber Antréage bei Interessenkonflikten ..........cccoveviiviiinnnns 120 §1
Unterrichtung Uber begriindete ANtrage ......cocoviiiiiiiiiiiii 87 §1
Unterrichtung Uber Begutachtungsanfragen .........c.oooiiiiiiiiiiiii s 92
Unterrichtung Uber beim Verfassungsgerichtshof eingereichte Schriftsatze ... 119
Unterrichtung Uber die Hinterlegung von Dekretvorlagen ............. 60 8§81 ; 61 81
Unterrichtung Gber Themendebatten ... 96 §§2,4
Unterrichtung Uber Zusammenarbeitsabkommen .........c..coviiiiiiiiennne. 113-114
Unterschriftserfordernis bei Kontrollinstrumenten — Fragen, — Interpellationen
Zurverfigungstellung der Tagesordnung der Ausschisse .........ccovvvvvennne. 40 §2
Zurverfigungstellung von Untersuchungsergebnissen des Rechnungshofs ..... 81
Sachverstandige (durch die Fraktionen bezeichnet) .........ccovvvviiiiiiinnn, 8 §§2-3
Geheimhaltungspflichten ... 10 §§1-2
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OrdnuNgsmMaBNanmEN ..o e 9 §2
Sitzungsausschluss wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht .......... 10 §2
Fristen
P g o 1= =) = [ T SR 13
AusschlieBungsfrist eines Abgeordneten ... 9 83
[T =Tl o 11 o Ve 13
Fristen flr die Aussetzung und Unterbrechung von Beratungen
bei beanstandeter Diskriminierung aus weltanschaulichen Griinden ..... 71 §§2-3
bei Befassung des Konzertierungsausschusses ........ccvveiviiiiiiiiiiiiiiniennnn, 70 §4
bei eingeleitetem Interessenkonflikt ........cccooiiiiiii i 121
bei eingeleitetem Kooperationsverfahren ..o, 117
Dei ZWeIter LESUNG ..oiviiiiiiiiiiiii i 72 §2
Fristen zwischen Hinterlegung und Beratung, Beantwortung oder Abstimmung
AUSSChUSSDENIChEE oo 45 §81,4
Begrindeter ANtrag ..oocciiiiiiiiiiiii e 87 §3
Haushaltsplane ... 73
TSy = LU= g F=3=] o =T PP 88
o<1 o] o 106
SChriftliche Frage .....ooviiiiii s 83 8§3
V=] o o= TS L= ] =T = 91
Hinterlegungsfristen
AKEUEIE Frage ..viiviieiieii i e 84.1 81
(o g aTe =T aTe LTl o =T = 85 §1
Interpellation ..o e 86 §1
MUNAIICNE Frage ..ot e e eaeaens 84 §1
Protokoll der Plenarversammliung ......ccoooiieiiieiiiiiii e ee e 56 §1
RegierungsSerkl@rUNg ..oeieiieiiiiiiii e e 89
ThemeNdebatte ..vviii i e 96 §1
Gaste und Delegationen, offizielle (Empfang im Parlament) ...........ccocvvininnnnn. 125
geheime Sitzung — Offentlichkeit
Geheimhaltungspflichten ... 10
Gemeinschaftspolitische Erklarung ... 89
Gemeinschaftsregierung — Regierungen
Geschaftsfiihrungsvertriage
Vorrangige Behandlung im AUSSChUSS ......coiiiiiiiiiiiii e 40 §1
Geschaftsordnung des Parlaments
ADANAEIUNG vt 126
ADWEICRUNG e 127
ANntrag auf ANWENAUNG oot e 11 §§1-2
Aufgabenumschreibung
Ausschisse (standige und besondere) .......covoiiiiiiiiiiiiiiiiii 38; 39
erweitertes PrasidiUm ..o 27
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L] /= =T 58 §2

PlEeNaryerSamMMIUNG i e e 47

o = ] o 11 o S PP 32

[ = 1] Ua 118 o o I PP 26
Einhaltung (Uberwachung durch den Prasidenten) ........coccvvivviniiniiniiniiniinienenn 32
Geschaftsordnungsfragen (Vorrang bei mehreren Abstimmungen) ................. 6 8§2
gesetzliche Grundlage ..o e 1
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten ..o 128-129
VerabsChiEdUNG .o 47

Greffier

Anwesenheit im WahlprifungsausSChuSS .......c.coiviiiiiiiiiiiiiii e 14 §2
Aufgabenzuweisung durch Geschaftsordnung und Parlamentsorgane ............ 58 §2
Ausflihrung der Verwaltungsbeschllsse ......coiviiiiiiiiiiiiiiiii i 58 §2
Beauftragung von Personalmitgliedern zur Sitzungsteilnahme .......... 22 §2 ; 25 §2
Benachrichtigung Uber die Anstellung von Fraktionspersonal ............ccocevivinnnnn. 19
Bezeichnung des stdndigen Sekretérs des Blrgerdialogs ........ccvvvviiiiiininnnnnns 59.3
Dienstaufsicht Gber Parlamentsdienste und Verwaltungspersonal ................. 58 §2
Druckanweisung der Parlamentsdokumente ........cccoiiiiiiiiiiiiiiiii i 58 §2
Einberufung der Parlamentsorgane .........oooviiiiiiiiiiiiii i 58 §2
g = o 1 T 47 ; 58 §1
Ernennungsverfanren ...ooioiiiii 58 §1 ; 98
Erstellung und Ubermittlung von Prasidiumsprotokollen ............ccc.ueevnees 31; 58 §2
Erstellung und Vorlegen von Plenarprotokollen .........ccoovviiiiiiiiiinnnns 56 §1 ; 58 §2
Kandidatenvorschlag durch das Prasidium ......cccooiiiiiiiiiiiiii i i 58 §1
Rechtsverbindliche Verpflichtungen im Rahmen des Blrgerdialogs ................. 59.4
Sekretariat des VerfolgungsaussChUSSES .......ovieiiiiiiiiiii e 111 82
Teilnahme an Sitzungen der PlenarversammiUng ....coccvieiiiiiiiiiiieineinnnienaeaaeaens 46
Teilnahme an Sitzungen des erweiterten Prasidiums ........cccviviiiiiiiiiniinnns 25 §2
Teilnahme an Sitzungen des Prasidiums .....coiiiiiiiiiiii i i i iaeas 22 §2
Unterzeichnung der BeschllSSe ......c.oiiiiiiiiii e 58 §2
Unterzeichnung der genehmigten Plenarprotokolle ...........ccccoiiiiiiiiiiinns 56 §2
Unterstlitzung von Prasident, Parlamentsorganen und Abgeordneten ........... 58 §2
Unvereinbarkeit als Abgeordneter oder beratender Mandatar ...................... 58 §1
Veroffentlichung und Verteilung der Parlamentsdokumente .............ccvevinen. 58 §2
Verwahrung des ParlamentsarChivs .........oooiiiiiiiii e 58 §2
Zurverfligungstellung von Ausschussberichten ..., 45 §4

Gremien, auBerparlamentarische / interparlamentarische — Besetzung von Mandaten

Gutachten zu foderalen Gesetzes- und Erlassvorlagen ................................ 92

Haushaltspldne
Allgemeine Rechtfertigungserklarung ... 73
Bericht des Finanzausschusses samt Stellungnahmen anderer Ausschiisse .... 77 §1
Bericht des Rechnungshofs ......co.iiiiiiiii s 77 81
Haushaltsberatungen (im Finanzausschuss und anderen Ausschiissen) .............. 77
Haushaltsberatungen (im PlenuUm) ..o e 77
HaushaltsdeKrete ..o e e e e e 73
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Haushaltsfremde Bestimmungen (,,cavaliers budgétaires") .......cccovvvivivirivinnnnnn. 74
mit einer Erhéhung der Ausgaben verbundener Abanderungsvorschlag .............. 75
Normative Bestimmungen im Dekretentwurf ..o 74
Vorrangige Beratung und Verabschiedung ..o 73
Vorstellung der Eckwerte des Haushaltsplans durch die Regierung .................... 76

Hausrecht — Polizeigewalt

Immunitatsangelegenheiten — Verfolgungsausschuss

Informationspflicht
der Abgeordneten {iber auBerparlamentarische Mandate und Amter ............. 16 §1
der Fraktionen
Uber den FraktionSVOrSitZ ..iciiiiiiiiiiiiiiic 18 §1
Uber die Anstellung von Fraktionspersonal ..........c.coiiiiiiiiiiiiiiiiiiiineens 19
Uber die FraktionszusammensetZuNg ....ccvvvviiiii i i i e neeaas 18 §§1-2
der Regierung gegeniiber dem Parlament ..o 91.1
des Prasidenten Uber parlamentarische Zusammenarbeitsabkommen ......... 115 §2
Inkrafttreten der Geschaftsordnung ... 129
Interessenkonflikte
Benachteiligung anderer Parlamente in Dekretvorlagen des PDG .................... 121
Benachteiligung des PDG in Gesetzes- und Dekretvorlagen anderer Parlamente 120
Konzertierung zur Konfliktbeilegung .........ccocoiiiiiiiiiiinie, 120 §§2-4; 121
KoNnzertierunNgsauSSChUSS ...viiviiiiiii e v re e s e s e s aneaeanes 120 84 ; 121 §3
Schlussabstimmung Uber beanstandete Vorlagen des PDG ..........ccvcvvivinnnns 121 81

Schlussabstimmung Uber beanstandete Vorlagen in anderen Parlamenten .. 120 §4

interparlamentarische Funktionstrager (Bezeichnung) — Besetzung von Mandaten

Interpellationen
Abwesenheit des Interpellanten oder des Interpellierten ........ccoooviviiiiinnns 86 §6
Beantwortung in Ausschuss oder Plenum ......ccoiiiiiiiiiiiiiiiiesienieaaeas 38 ; 86 §1
Begrenzung der Anzahl pro Sitzungsperiode ........ccooiiiiiiiiiiiii s 86 §2
Behandlung nicht fristgerecht eingereichter Interpellationen .....................1. 86 §3
Behandlung von aus Zeitmangel nicht behandelten Interpellationen ............. 86 §5
Darstellung eines Sachverhalts ..o s 86 §1
Dauer der AuSSPrache ... 86 §8
Einbeziehung in eine Themendebatte .........coiiiiiiiiiiiiiiiniic i 86 §§4-5,7
formelle Erfordernisse der EinreichuUng ........ccooiiiiiiii e 86 §1
Frist ZUr EINFEICRUNG viiiiiii i e e e e e e e e e aeeas 86 §1
gruppierte Behandlung mehrerer Interpellationen ...........cocoviiiiiinne, 86 §§4-5
REAEZEIEEN vttt 86 §7
REINENFOIGE .o e 86 §5
Umwandlung in eine mindliche oder schriftliche Frage ...........ccocviviininnn, 86 §83,6
Veroffentlichung von Interpellation und Aussprache .......cccoeiiiiiiiiiiiiiii i, 86 §9
Weiterleitung an die REGIEIUNG ..oiiviiiiiiiii i 86 §4
ZulassigkeitsvorausSetZUNGEN ..iiiiiiiiiiiiiiiiiiiii e e aa e 86 §3
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Kammern, gesetzgebende

Anfrage einer mit Griinden versehenen Stellungnahme ...........cociiiiiini, 92
Intervention bei Interessenkonflikten ........cccviviiiiiiiiiii i 120-121
Intervention bei Kompetenzkonflikten .......ccooiiiiiiiiiiiiiii e 119
Intervention des Senats bei Konzertierungen ........ccooiviiiiiiiiiiiiiiiiin i 121 §3
Mitteilung Uber die KONStitUIErUNG ..viiiiiiiiiii i 2
Motion an deren Prasidenten zur Vermeidung von Diskriminierung .......... 71 §8§2-3
Prasidenten (Konferenz) — Konferenz der Prasidenten

Ubermittlung einer Stellungnahme zu europdischen Gesetzentwiirfen ........ 123 §3

Kandidaten (Invorschlagbringung) — Besetzung von Mandaten
Kompetenzkonflikte — Verfassungsgerichtshof
Konig, Mitteilung Uber die KONStitUierung ......coooiiiiiiiiiiii i 2

Konferenz der Prasidenten der belgischen parlamentarischen Versammlungen
auBerparlamentarische Entschadigungen ..o 16 §2

KONSHItUIGIUNG ... e 2

konstruktives Misstrauensvotum — Misstrauensantrag

Kontrollausschuss

Abstimmung — Abstimmung im Kontrollausschuss

als Parlamentsorgan ... e 21 ; 108
Anwesenheit von Drittpersonen .........ccoiiiiiiiiiiiiiii 88§2; 110 83
AT D B S W B S 1ttt i e 110
AUFGAD BN e 109
Deontologiekodex der Abgeordneten (Einhaltung, Kontrolle, Sanktionen) ........ 109
Erklarung der Mandate Und AMEEE ...oiveiiviieniiiiiie e e ens 16 §2
geheime Sitzung — Offentlichkeit

LCTITol 1= i o=To] e [ 11 o T R PP 110
Mitteilungen der 6ffentlichen Behdrden (Prasident, Regierung) .........c.cccevnenene. 109
Ursprung der Geldmittel fiir Gemeinschafts- und Kommunalwahlen ................ 109
VermOgeNSErKIArUNGEN ittt 109
Verteidigungsrecht eines Ausschussmitglieds ..........cccoiiiiiiiiiiiiiiinnen, 110 §3
VOorsitz Und VIiZeVOrSItZ ..ovvvviiiiiiiii e 36 §4 ; 108 §2
WahlaUSGaben .. 109
ANt 0 a1 0 [=] 0 1]=] w481 o o R 108

Konzertierungsausschuss (zur Vorbeugung und Regelung von Konfliktfallen)

Befassung bei erfolgloser Konzertierung wegen eines Interessenkonflikts ... 121 §3
Befassung bei Uberschreitung der Zusténdigkeiten des Parlaments .............. 70 84
Kooperationsverfahren (bei Dekret- und Abanderungsvorschlagen) ................ 117

Korrekturrecht (Berichtigung von Niederschriften)
Ausflhrlicher Bericht der Plenarversammliung ........cccooeiiiiiiiiiiininninnnnnnnns 57 §§2-3
Bulletin der Interpellationen und Fragen ............... 84 §8 ; 84.1 88 ; 8584 ; 86 §9
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Kreationsfunktion
Besetzung von (auBer- und interparlamentarischen) Mandaten ................... 97-98
Bezeichnungen bei Konzertierungen zur Konfliktbeilegung ........... 120 §2; 121 81
Wahl der REgIEIUNG . .ouii i e e e e e e e e 82
Zusammenstellung von Abordnungen und Delegationen ............cceviiiiiiiennne. 125
Laufende GesChafte ... 3
Legislaturperiode ... ..o e 3
Mandatserklarung ... 16 ; 109

MeinungsauBerungen, politische — Artikulationsfunktion

Minister, Ministerprasident — Regierung

Misstrauensantrag
Abwahl der Regierung oder eines Regierungsmitglieds ..........cccooviiviiviniiniinnnnnns 88
Abwahl von Prasidiumsmitgliedern ..o 24 §2

Mitteilungen der 6ffentlichen Behérden — Kontrollausschuss
Mitwirkungs- und Kontrollrechte (europadische Ebene) — europadische Angelegenheiten
namentliche Abstimmung — Abstimmung im Plenum

Noten
nicht rechtsverbindliche Artikulationsfunktion .......ccooiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiaas 93-94

Offenlegung auBerparlamentarischer Mandate und Amter — Informationspflicht

Offentlichkeit

geheime Sitzung
AUSSCRUSSE ittt e 7 83
Beratung von Personalfragen .....cciiiiiiiiiii i s 7 82
Erweitertes PrasidiUm .ovviiiiii i i i v e e r e e e rneeeas 7 §2
Geheimhaltungspflichten ... e 10
KONtrollaUSSCRUSS ..uiuiiiiiii i e e as 110 §3
Plenarversammiung (auf ANErag) .coooveiiiiiiiiii i 7 81
o = =] o 1167 o T 7 §2
VerfolgungsaussChUuSs ..oovviviiiiii i 783;111; 112
Verzicht auf Aufnahme oder Niederschrift der Beratungen ....................... 57 §1
WahlprifungSausSChUSS ..oiiiiiii i i i e 14 83

offentliche Sitzung
Aufzeichnung und Ausstrahlung ... 7 84
Behandlung der Empfehlungen der Blrgerversammiung .................. 59.5 §§2-3
Beschwerde vor dem Wahlprifungsausschuss ...........cccvviiiiiinnnne. 783;14 83
Dringende Frage in Ausschuss oder Plenum ........cccovviiviiiiininninnnnns 783 ;8584
Erweitertes Prasidium (AusnNahme) ....cciiiiiiiiiiiiii i e 7 8§82
Interpellation in Ausschuss oder Plenum ......coooviiiiiiiiiiiiic i inens 7 83 ; 86 85
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Mindliche Frage im AUSSCHUSS ...c.iiiiiiiiiiiiiiiici i 783 ;8485
PlenaryerSammMIUNG oo i e 7 81
Prasidium (AUSNANME) .iiiiiiiiiiii i e e r e 7 8§82
Themendebatte im AUSSCAUSS ....viiiiiiiiiii i 783 ;9684
Veranstaltungen des Parlaments .....ccoiiiiiiiii i 7 84

Ombudsdienst

Befassung mit Petitionen (Anhérung, Stellungnahme) ..., 106
Bericht der Regierung lber die Umsetzung von Aufforderungen ..................... 91.1

Weiterbehandlung von sich auf persénliche Falle beziehenden Petitionen .... 105 §2

Opposition
Erster Vizeprasident ..o 22 §1
Rededauer und Zusatzredezeit ......coviviiiiiiiiiii e 52 §1

OrdnungsmafBnahmen und Sanktionen

gegen Abgeordnete, beratende Mandatare oder Regierungsmitglieder:

Beanstandung vor dem erweiterten Prasidium ..........ccoiiiiiiiiiiiiini e, 983
Klirzung der Bezlige wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht ......... 10 §2
(O] [ U1 oL 1] o U | PP 983 ;5483
Y= I 1V T L= PP 9 §3
1Y =T o1 o 1 PP 54 §2
Sitzungsausschluss wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht .......... 10 §2
Streichungen aus Sitzungsberichten nach erfolgtem Ordnungsruf ............ 54 §3
WoOortentZIENUNG .ovii i e e 983; 5481

gegen Drittpersonen, Fraktionssekretére, durch Fraktionen oder Regierung
entsandte Personen oder Personalmitglieder der Parlamentsverwaltung:
L@ T a'a [ 10 o o {7 o 1 | PP 9 §2
Y= 1= 1 AV A= =11 9 §2

Organisationsfunktion — Verwaltungsbeschliisse

Parlamente (belgische)

Féderal-, Gemeinschafts- und Regionalparlamente — Kammern, gesetzgebende

Parlamentsdokumente

Ausflihrlicher Bericht der PlenarversammIlung ......ccooiiiiiiiiiiiiiiiic e 57
Bulletin der Interpellationen und Fragen ... 83 84 ; 84 §8 ; 84.1 §8; 8584 ; 86 §9
Einladung zu den SitZUNGEN .....eiiiiiiii e 40
Stand der Arbeiten in den Ausschissen (Ergebnisprotokoll) .........cccovviiiiiiinnnnn. 44
(U] o= T w40 Lo =" TR 5;:;92;94
Veroffentlichung in deutscher Sprache ... 5
Verdéffentlichung und Verteilung (Aufsicht des Greffiers) .......ccoovveiiiiiniiennn. 58 §2
Schriftform:
AbaNderungsvVorsChlage .. ...couiiiii e 62
Antrag auf Anrufung des Verfassungsgerichtshofs bei Nichtigkeitsklage .. 118 §1
Antrag bei Interessenkonflikten ... 120 §1
AUSSChUSSDEIChEE it e 45 §4 ; 66
Bericht der Regierung im Rahmen ihrer Informationspflicht ....................... 91.1
Bericht des Ombudsdienstes ....oivviiiiiii i e e 91.1
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Bericht Uber die Umsetzung der Empfehlungen der Blirgerversammlungen . 59.5

Bericht Uber zuldssige Petitionen ......cccoiiiiiiiiiiiiii 106
Bericht zu Haushaltsberatungen samt Stellungnahmen der Ausschiisse .... 77 §1
Beschluss Uber die Giltigerklarung der Wahlen .........cciviiiiiiiiiiiiiiiiinnn, 14 84
D] ST o U T = PP 60
DeEKIretVOorSChlAge v e 61
Empfehlungen der Blirgerversammlung (permanenter Birgerdialog) .......... 91.1
Gutachten zu foderalen Gesetzes- und Erlassvorlagen ..........cooiiiiiiiiiinns 92
Haushaltsplan und Allgemeine Rechtfertigungserklarung ........c.cccooviiiiiiinnns 73
nicht rechtsverbindliche MeinungsauBerungen (Artikulationsfunktion) ...... 93-94
Regierungserkl@rUnNgen .....icuiiiiiiiiiiii e e 89
Regierungsmitteilungen ..o 90
(=TT ] [0 e o = o I PP 94
Stellungnahmen zu europaischen Gesetzgebungsentwiirfen .................. 123 §2
Stellungnahmen zu féderalen Gesetzes- und Erlassvorlagen ...........cccoevviennne. 92
Themendebatten ..o 96 §6
Vorschlage zur Abanderung der Geschaftsordnung .........ccovviiiiiiiiiiiiiinnn, 126
Zwischenbericht nach zweiter Lesung .....coooviiiiiiiiiiiiiiicii e 72 §3
ParlamentsSorgane ..........oooiiiiiiiiiii s 21
EINSEEZUNG 1t 47
Sitzungsteilnahme nach EidesleiStUNg ....ccviviiriiiiiii e v e e 15
Sitzungsteilnahme Uber elektronische Kommunikationsmittel ............ccvcviviininnns 4
STUAIENDESUCNE i 125
=1 L8 T 1= T 4

Parlamentsverwaltung

Analyse europadischer Gesetzgebungsentwirfe (Subsidiaritatskontrolle) ...... 123 §1
Anwesenheit bei 6ffentlichen oder geheimen Sitzungen ............coiiviiene. 8 §§81-2
Anwesenheit bei Plenarversammlungen ......ccoiiiiiiiiiiii i 46
Anwesenheit bei Sitzungen des erweiterten Prasidiums .........c.coceiiiiiiiinnn. 25 §2
Anwesenheit bei Sitzungen des Prasidiums ........ccciiiiiiiiiiii e 22 §2
Anwesenheit im Wahlprifungsausschuss ... 14 §2
Beratung der AUSSCRUSSE ...viiiiiii i e e e e 42 §1
<YYo (s 11 ] o o [ PP 59 §1
Dienstaufsicht des Greffiers ..uvviiiviiii i i i raas 58 §2
Ernennung des Personals ..iciiiiiiiiiiiiiiiiiiii i e e e e e e 26 ; 59 §2
Erstellung der Sitzungsprotokolle ... ... 44
Festlegung des Statuts .....ccoiiiiiiiiiii i 47 ; 59 §1; 102
Festlegung des Stellenplans ......cciiiiiiiiiiii i 47 ; 59 §1
Geheimhaltungspflichten ... e 10 §2
Generalsekretar — Greffier

Mitwirkung im Rahmen des Blrgerdialogs .......ccoiiiiiiiiiiiiiiiiiic e 59.3
OrdnUNGSMaAaBNan MmN oo e e 9 §2
Organigramm der Personalverwaltung ........cooviiiiiiiiii e 26
Personalfragen im Prasidium ... e 7 §2
SItZUNGSAU ZEICNNUNG it e 44
Sitzungsausschluss wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht .............. 10 §2
Standiger Sekretdr des BUrgerdialogs ......ocvveiiiiiiiiiiiii i 59.3
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Personal — Parlamentsverwaltung

Petitionen
Behandlung im Fachausschuss oder im erweiterten Prasidium ................... 105 §2
Benachrichtigung des Petenten .......ccoooiiiiiiii i 105 §3 ; 107
Beratung in Ausschuss oder PIENUM ... e 106
formelle Erfordernisse der Hinterlegung .......c.coiiieiiiiiiiiiii e 104-105
PetitioNSIrECht L i 104
NV erOffenNtliCNUNG o e 106
Weiterleitung an das erweiterte Prasidium ..o 105 §1
Zul&ssigkeitsSvorauSSEtZUNGEN ...iiiiiiiiiiiiiii e ea 105
Plenarversammlung
Abstimmungsberechtigung ......c.ooiiiiiiii i 55
Abweichung von der GeschaftsordnUNg ......covveiiiiiiiiiii e 127
als ParlamentSOrgan .oiceiiiiiiiiii i 21
BeSChIUSSE (VOITang) iiiiiiiiiiiiii i i i e e e e et et et et e e e e e raeeraeeas 47
Neubesetzung nach Ausscheiden eines Ausschussmitglieds ............ 36 §6; 111 §1
Teilnahmeberechtigte ... e 46
vorlaufiges Plenum — Plenarversammlung, vorlaufige
A 8 == 0 a1 = 1= 4 8 1 T 46
Zuweisung der Mandate von Ausschussvorsitz und Vizevorsitz .................... 36 §4
Arbeitsweise:
aktuelle mMUNdIIChe Fragen ..oiiiiiiiiiii e e e e e e e 84.1
Beratungsgrundlage ......ooiiiiiiii i e 67
Beratung Uber Dekretvorlagen .......c.ocoiiiiiiiiiii i 67-69
BesSChlUSSTasSSUNG ...cinie i e 6; 55
Delegierung von BefUgniSSEN .....cicciiiiiiiiiiiiiiiiiii i rir e e saeaneans 47
Direkte Behandlung von Vorlagen ohne Verweis an einen Ausschuss ...... 64 ; 68
EINDErUFUNG oo e 49
Ergebnisprotokoll (vOraufiges) ....icvveiiiiiiiiiii 56 §1
1Y Lo /o [ 011 [« 48
SItZUNGSPIrOtOKOIl Lo 56
LI Lo [=2To 1 e [ 18] o T R 50
TermMiNKalENAEr v e e 49
VerwaltungsbeschllsSe .......oviiiiiii e 102-103
Wiedervorlage von im Ausschuss abgelehnten Dekretvorlagen ................ 67 §1
AUTGADEN . i i e e 47
Abstimmung Uber einen Antrag auf Anrufung des Verfassungsgerichtshofs .. 118
Abstimmung Uber einen Antrag bei Interessenkonflikten ..................... 120-121
Abstimmung Uber einen Misstrauensantrag zur Abwahl der Regierung ........... 88
Abstimmung Uber einen Vertrauensantrag der Regierung ..........covvvviviiiinnnnn. 91
Abstimmung Uber Stellungnahmen zu europaischen Gesetzentwirfen .... 123 §3
Artikulierung von politischen Meinungen ... 93-94
Befassung mit Initiativen des Europarechts .........coooiiiiiiiiiiiiiiieeee 122
Befassung mit Interessenkonflikten .........c.ooooiiiiiiii i 120-121
Befassung mit Petitionen ..o 106
Begutachtungsfunktion ... 47 ; 92
Beratung Uber Anfragen in Immunitdtsangelegenheiten ..............ccciniis 111 84
Aussprache Uber die Empfehlungen der Birgerversammlung ................ 59.5 83
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Beschluss liber den Mandatsentzug eines Mandatstragers ..............ccooeeeeee. 98.1
Bezeichnung von Mandataren .......cocoiiiiiiiiiii i 98 §1
Billigung von parlamentarischen Zusammenarbeitsabkommen .............. 115 §2
Billigung von Zusammenarbeitsabkommen ... 11581
Einsetzung der ParlamentsSorgane ...cviiiiiiii i i i e 47
Einsetzung eines VerfolgungsaussChuSSES ......coiviiiiiiiiiiiiiiiii i e 111 81
Entscheidung zur Berlicksichtigung beanstandeter Dekretvorschlage ........ 61 §3
Ernennung des Greffiers ... 47
Ersatz eines abberufenen Mandatars ......cccviiiiiiiiiiiiiiii i 98.1 §3
Festlegung der Aufgaben eines Untersuchungsausschusses .............cccvvvennne. 100
Festlegung der Entschadigungen flir Abgeordnete .......cccovviiiiiiiiiiiiiiiiicnnn, 47
Festlegung der Fraktionshilfe ..., 20 81
Festlegung der Zusammensetzung der Ausschisse ...........cccvvviieiiinnn. 36 ; 37
Festlegung der Zusammensetzung des Prasidiums ..........ccceeviiiiiiiiiinnnnn, 22 81
Festlegung des Statuts der Parlamentsverwaltung ..........c.cccviiiiennnen. 47 ; 102
Festlegung des Stellenplans der Parlamentsverwaltung .........cccciviiiiiiiinnnns 47
Invorschlagbringung von Kandidaten ..o 98 §1
LegislativiunKEion ..o e 47
Regierungserklarungen (Vorstellung und Debatte) ........ccvvvviiiiiiiiiinienen, 89
Regierungskontrolle ... 47
Regierungsmitteilungen (Vorstellung und Debatte auf Antrag) ............coeveeeis 90
Themendebatte ....cciviiiiii e 96 §3
Verabschiedung der Geschaftsordnung ......c.cocvviiiiiiiii i 47
Verabschiedung von Beschlissen mit politischem Charakter ..............cccvenene. 47
Verabschiedung von Dekreten, Haushaltspldnen und Rechnungen ................. 47
Wahl der REgGIerUNg .....oeieieii e 47 ;82 ;91
Zustimmung zu internationalen Vertréagen und Abkommen ................. 64 ; 124
Plenarversammlung, vorlaufige (nach vollstandiger Parlamentserneuerung) ....... 2
Prifung der Giltigkeit der Wahlen und Wahlmandate ...........cccoviiiiiiiiinn, 14 §1
Polizeigewalt im Parlamentsgebdude ... 9
Prasident
AWl e e 24
ADWESEN NI et s 34
als Parlamentsorgan ... e 21
Beteiligung an AUsSpraChen ... s 33
einstweiliger Prasident — Abgeordnete - dienstaltestes anwesendes Mitglied
Erklarung zur KONSHItUIErUNG ...viiii 2
Erledigung laufender Geschafte bei Auflésung des Parlaments ...........cccoeeieiinint. 3
Er6ffnung der Sitzungsperiode ... e 3
Ersatz und Abwahl ... e 24
Fraktionszugehorigkeit (Mehrheitsfraktion) ......cooiiiiiiiiiiiiiii 22 §1
1 F=T T =) = = 1 T= 3
Mitteilungen und Informationskampagnen — Kontrollausschuss
OrdnNUNGSGEWAIL oot e 9 §§2-3; 32
POliZEIGEWAIL o 981
Unvereinbarkeit mit Fraktionsvorsitz ......ocoviiiiiiiiiiii e 22 81
Vertretung durch Vizeprasidenten .........ccooviiiiiiiiiiiiiii e 34 ; 125
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LT 1 LAY Z=1 5 =1 = 23 83
Ao =T o] =118 1 [« S 33
AUFGADEN: .o e 32
Abschluss von parlamentarischen Zusammenarbeitsabkommen ..... 114 ; 115 8§82
Adressat aller Dekretvorlagen .............ocouee. 32;6081;6181;6281 ;6781
Adressat der Empfehlungen der Blrgerversammlungen .........cccovevvieenns 59.5 §1
Adressat einer Petition ......cviii i 105 §1
Adressat eines Antrags auf Anrufung des Verfassungsgerichtshofs ......... 118 §1
Adressat eines Antrags bei Interessenkonflikten ...........ccoiiiiiiiiiii, 120 §1
Adressat eines begrindeten ANtrags ....ccvviiiiiiiiiiiiiiiiiic e 87 §1
Adressat eines Misstrauensantrags gegen die Regierung .......c.cevvviiiininnnnnnns. 88
Adressat eines Vertrauensantrags des Ministerprasidenten ............ccvvvvivinnnnn. 91
Adressat eines Zusammenarbeitsabkommens ... 113
Anrufung des Verfassungsgerichtshofs ........ccociiiiiiiiiiiiiiiiiiiiic i, 118 §2
Aufrechterhaltung der OrdnUNG ..o e e e aee s 32
Beantragung eines Gutachtens des Staatsrats ..........cooiiiiiiiiii i 70
Behandlung der Kontrollinstrumente — Zuldssigkeitspriifung
Bekanntgabe der Konstituierung des Parlaments .......cccoiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniene, 2
Bekanntgabe eines Misstrauensvotums und Vertrauensantrags .............. 88 ; 91
Bekanntgabe von Antragen zur Vermeidung von Diskriminierung ............. 7181
Einberufung der PlenarversammliUng .....ccoiviiiiiiiiiiiirierne s aasnes e 49
Einberufung des PrasidiUms .....c.iieiiriiiiiii i e vne s e rne s ernnsanannaeas 28 §1
Einleitung eines Kooperationsverfahrens ........cccoviiiiiiiiiiiiiiiiciaieas 117 §1
Einreichung von Schriftsétzen beim Verfassungsgerichtshof ....................... 119
Entscheidung lUber die Annehmbarkeit von Verfahrensantragen .................... 32
Entscheidung Uber die Berichtigung von Redeniederschriften ................... 57 §2
Erldauterungen bei Beanstandung des Sitzungsprotokolls ......................... 56 §1
Erteilung eines Sachrufs ....cciiiiiiii e 54 §2
Intervention im Rahmen von Anfragen an den Rechnungshof ....................... 81
Leitung der Arbeiten des Parlaments und der Parlamentsorgane ................... 32
Leitung von Plenarversammlung und Prasidium ..........ccooiiiiiiiiiiiniiiiieen. 32
Mitteilungen an die PlenarversammIilung .....ccooioiiiiiiiiiii i 32
Neubesetzung nach Ausscheiden eines Ausschussmitglieds ........ 36 §6; 111 §1
Sprecher einer Abordnung oder Delegation ........ccciiiiiiiiiiiiiiii i 125
Uberwachung der Einhaltung der Geschaftsordnung ........covevviviiviinienieniennens 32
Unterrichtung Uber eingegangene Mitteilungen und Dokumente .................... 32
Unterzeichnung der BeschllssSe .......cciviiiiiiiiiiiiiiiiiicr i 32 ; 58 §2
Unterzeichnung von Zusammenarbeitsabkommen .........ccccoviiiiiiiiiiiiiinnns, 114
Unzulassigkeitserklarung haushaltsfremder Bestimmungen ..............ccvveveen. 74
Unzulassigkeitserklarung von Dekretentwiirfen mit Billigungsbestimmungen .116
Verklindung von Abstimmungsergebnissen ..........cccovvviiiiiiininnnnn. 6 §§3-4 ; 32
Vertretung des Parlaments nach auBen .........coooiiiiiiiiiiiii e 32
Vorgehensweise bei Interessenkonflikten .......cccoovviiiiiiiiiiiiiiiiiniiennn, 120-121
Vorsitz gemeinsam tagender AUSSChUSSE ...civviiiiiiiiiiiiiiiii i 36 §5
Weiterleitung von Informationen und Dokumenten an Parlamentsorgane ....... 32
| o] (=T =T 6] o Ve 32 ; 54 81
Zulassigkeitsprifung (auch Entgegennahme, Umwandlung, Weiterleitung)
= To =] o 32 ;8382 ; 84 8§83-4; 84.1 §§3-4 ; 85 §83-4
Interpellationen ....oviiiiii 32 ; 86 §§3-4
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Vorschlage, Entwirfe, Berichte, ANtrage, USW. .....coiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieiiieiinnas 32
Zusammenstellung der Tagesordnung des Prasidiums .......c.cccvviiiiiiiiiiiniennnen 28
Prasidium
Abwahl von Prasidiumsmitgliedern ......ccoiiiiiiiiiiiiiiii e 24 §2
alS ParlamEntSOrgan oiuiiiiiiiiii i e 21
Anwesenheit des Greffiers ..o 22 §2
Anwesenheit vON DrittpersOnen .....c.iiviiiiiiiiiii e 22 §2
Besetzung ohne Wahlgang ....ccoiiiiiiiiiiii e 23 85
Ersatz von Prasidiumsmitgliedern ......cooiiiiiiiiiiiiii e 24 §1
gENEIME SItZUNG ot r e r e e 7 8§82
geheime Wahl .. e 23 §2
Geheimhaltungspflichten ..o e 10 §1
Genehmigung von Bild- und Tonaufzeichnungen ........ccooiiiiiiiiiiiiiiii i 7 84
Genehmigung von Rundfunk- und Fernsehausstrahlungen ..............cooiiiinnin, 7 84
[\ F=T g T =Y = = [ S L= o PP 23 81
Rechtsverbindliche Verpflichtungen im Rahmen des Birgerdialogs ................. 59.4
Regelung bei auBerparlamentarischen Entschadigungen ...........cccciiiiiinnnn, 16 §2
Regelung der Sitzungsteilnahme Uber elektronische Kommunikationsmittel .......... 4
Regelung der Stimmabsprache bei Abwesenheit von Abgeordneten ............. 6 §2.1
Wahl Ve ahren o e 23
ZUSAMMENSEEZUNG 1.ttt e e 22
Arbeitsweise:
Abwesenheit und Vertretung eines Prasidiumsmitglieds ..........cccoviviiniininnn. 29
BeSChIUSSfasSSUNG vttt e e e e 30
Delegierung
von administrativen und finanziellen Angelegenheiten ................c.ociiits 26
von Vertretungsaufgaben bei auBergerichtlichen Handlungen ................... 26
EiNDerUfUNG e e 28
SItZUNGSPIrOtOKOIl L 31
LI T L=2To T e [ 11 o T 28
Zurverfiigungstellung der Prasidiumsunterlagen .........ccviviiiiiiiiiiiininnnnn, 28 §2
Aufgaben:
Anhdérung von Petenten bei Nichtzustandigkeit ............coiiiiiiiinine, 105 §2
Billigung von parlamentarischen Zusammenarbeitsabkommen .............. 115 §2
Ernennung des Personals ...c.vcviiiiiiiiiiii i 26 ; 59 §2
Festlegung der Entschadigungen im Rahmen des Birgerdialogs ................. 59.6
Festlegung des Organigramms der Verwaltung .........cccooiiiiiiiiiiii i, 26
Genehmigung von Haushaltsplan und Rechnungslegung des Biirgerdialogs . 59.7
Kandidatenvorschlag zur Ernennung des Greffiers .......cooviviiiiiiiiiiiiiinnnnn, 58 §1
Regelung aller administrativen Angelegenheiten .........ccccoiiiiiiiiiiiiiiienen. 26
Regelung aller finanziellen Angelegenheiten ..........cooiiiiiii i, 26
Regelungen zur Beratung der Empfehlungen der Birgerversammlung ........ 59.5
Vertretung des Parlaments bei auBergerichtlichen Handlungen ..................... 26
Vorschldge zum administrativen und finanziellen Statut und Stellenplan ... 59 §1
Zustimmung zur Themenauswahl des Blrgerrats zum Burgerdialog ........... 59.2

Prasidium, erweitertes
alS ParlamentSOrgan oo e 21
Anwesenheit des Greffiers ..o 25 §2
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Anwesenheit von Drittpersonen .....c.oiiiiiiiiiii i e 25 §2
GENEIME St ZUNG it e e e 7 82
Geheimhaltungspflichten ......ociiiiii e 10 §1
OrdnungsmaBnahmen (Prifung, Verhangung, Mitteilung) .......c..cooiiieiiiennne. 983
Sitzungsausschluss wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht .............. 10 §2
AN ==Y 0 01 0 4 1=] 0 1T=] 7481 o Lo R P 25
Arbeitsweise:

BeSChIUSSfasSSUNG ..o e 30

EiNDrUfUNG e e e 28

SItZUNGSPIrOtOKOIl L 31

JLIE Lo L= 0] o [ LU o e 28

Zurverfligungstellung der Prasidiumsunterlagen .......ccccvviviiiiiiiiiiiiniinnnn, 28 §2
Aufgaben:

ArbeitsOrganisalion .. e 27

Begrenzung der Anzahl erlaubter Fragen und Interpellationen ... 84 §2 ; 84.1 §2
Behandlung von Einspriichen bei der Regierungskontrolle . 83 §2 ; 84 §3 ; 86 §3

Behandlung von Petitionen ......cooiviiiiiii i 105 §§2-3
Einreichung von Schriftsatzen beim Verfassungsgerichtshof ....................... 119
Ermachtigung zum Abschluss von Zusammenarbeitsabkommen ................. 114
Festlegung der Redezeiten ......ooviiiiiiiiiii s 52
Festlegung der Reihenfolge der Redebeitrage .......cccoviiiiiiiiiiiiiiiiiiic 53
Festlegung der SitZOrdNUNG ...c.iiviiiiieiiiii e e e e anees 48
Festlegung sitzungsfreier Perioden ........ccoviiiiiiiiiiiii i aneneeas 27 ; 49
Genehmigung von Fernseh- und Rundfunkibertragungen ..............c.cceeuen. 7 84
Genehmigung von Gastrednern vor der Plenarversammliung .............covveenee. 51
Genehmigung von gewissen parlamentarischen Aktivitaten .......................... 27
Genehmigung von Sitzungen auBerhalb des Parlamentsgebaudes ................... 4
Genehmigung von Studien- und Informationsreisen .......ccccoviiiiiiiiiiiieninnnnn, 27
Neubesetzung nach Ausscheiden eines Ausschussmitglieds ........ 36 §6; 111 §1
Regelungen bei Mandatsentzug eines Mandatstragers .........cccoevviviiiiinnnn. 98.1
Regelungen im Rahmen der Verabschiedung von Haushaltsplanen ................ 73
Regelungen im Rahmen von Anfragen an den Rechnungshof ................. 80 ; 81
Sitzungsplanung
Antrage auf Anrufung des Verfassungsgerichtshofs .......................... 118 §2
Behandlung von Stellungnahmen zu europdischen Gesetzentwirfen ... 123 §3
Haushaltsberatungen ... e 77
Plenarversammlung und AUSSChUSSE ....oviiiiiiiiiiiiii e 27 ; 49
Regierungserklarungen (im Plenum, ggf. Beratung im Ausschuss) ............ 89
Regierungsmitteilungen (im Plenum, ggf. mit Debatte) .........c.cccviiiinnnnen. 90
Themendebatten ...oviiiiiii i e 96 §3
Vorstellung der Eckwerte des Haushaltsplans .........cccooiiiiiiiiiiiiinnns 76
Vorschlage zu Anzahl, Bezeichnung und Aufgaben der Ausschisse ..... 36 §1; 37
Zusammenstellung von Abordnungen und Delegationen ..........ccovviviiiiinnnns 125
Zuweisung der Mandate von Ausschussvorsitz und Vizevorsitz ..... 36 §4 ; 37 §2
Prasidium, vorlaufiges ... 2381
Prioritat
Antrag auf vorrangige Behandlung .......cooiiiiiiiiiiiiii e 11 81
Begrindete AnTrage ..o 87 8§83
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Billigungsdekrete (Zusammenarbeitsabkommen) ..o, 115 8§81
[T =L L T8 L 40 §1
Fragen (aktuelle, dringende, mindliche, umgewandelte schriftliche) — Fragen
Geschaftsflhrungsvertrage ... e 40 §1
GesSChaftsOrdNUNGSITAgEN .ot e e e e e as 6 8§2
[ 10 = 11 o] = 1 (=T PR 73
InteressenkonfliKt ..o e 120 §2
KompetenzkonfliKt . ... 118
TS =[O 1= oY= g o = 88
VerfahreN S ragEN it i e 68§2; 1182
VertraUeNSaNTrag .uuvvei i 91
Vorrangige AbsStimmuUNgEN .....ocoiiiiiiiii 682 ;69 8§2
Vorrangige Behandlung im AUSSChUSS ...icviiiiiiiii i i e 40 81
Wahl des Prasidilums ..o i 23 §3
ZUstimmuUNgSAEKIete ...viiriiii i 124
A< == 1 o ¥ 72 §3

Protokoll
Ausflhrlicher BeriCh ..o e 57 §3
AUSSChUSSPIOtOKOIl ....eiei e 44
BeriChtigUNG v e 31; 56 §1
digitale AUfZeiChNUNG ..o e 44 ; 57 §1
Einsichtnahme vor ANerkennNUNG ....ocviieiiiiiii e e neaas 31; 56 81
Ergebnisprotokoll

Anhoérung bei Mandatsentzug eines Mandatstragers ............ccocevuene. 98.1 §§1-2
F A 3Tl 10 11 44

Genehmigungsverfahren ... e 56 §1
Nachtragliche Streichungen aus den Sitzungsberichten ............ccoviiiiiinnns 54 §3
Niederschrift (VOIISTEANAIG) .ovviiiiiii i e e e aeas 57 §1
PlenarprotoKOIl . .ui e e 31
Protokollierung von OrdnuUNgSrufen ......iiviiiiiii i eas 983,; 5483
Prasidiumsprotokoll ..o e 31
Prifung und Korrektur der Niederschrift durch den Redner ..........cccovvivenen. 57 §2
Sitzungsprotokoll des VerfolgungsaussChuSSeS ......ccviviviiiiiiiiiiiii s 111 §3
Stand der Arbeiten in den Ausschiissen (Ergebnisprotokoll) ........ccoccviiiiiiinnnnnnn. 44
Unterschrift des Greffiers ...ovviiiiiiii e 56 §2
Verwahrung von ProtoKOlEN .....iiiiiiii i e ee e 44 ; 56 §2
Verzicht auf digitale Aufzeichnung oder Protokollierung ..........c.ccvcvvune. 44 ; 57 §1
Vorlaufiges Ergebnisprotokoll (Plenum und Prasidium) ...........cccoovvene. 31;5681

Prifung der Wahlmandate — Wahlen

Ratifizierung von Vertragen — Abkommen, internationale

Rechnungshof
Anfragen seitens des Parlaments ........oooieiiiiiiiiii e 81
Berichte zu den Haushaltsplanen ......ccoiiiiiiiiiiiii e 77 §1
Einzelanfragen von Abgeordneten ..o 80
Erstellung von Audits zur finanziellen Geschaftsfihrung ...........ccooviiiiiiiiinins 81
Prifung der GesetzmaBigkeit und OrdnungsgemaBheit von Ausgaben ............... 81
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Rechnungslegung des Parlaments

Geheimhaltungspflichten ..o 10 §1
Redeordnung

Rededauer
Allgemeing DiSKUSSION ..uuiiiiiiiii i e e r e aaneas 52 §2
bei der Regierungskontrolle — Fragen, — Interpellationen
bei Misstrauensantragen ..o 88
bei Themendebatten ...oviiii i v e e raaees 96 §2
bei Vertrauensantragen ..ot i i e 91
] 1V o [ =] o U] o o [ P 52 ; 54 §1
ool Lo =T L= = | P 52 §2
Uber Abanderungsvorschlage ......cooiiiiiiiiiiiiiiici 52 §3; 62 §3
Uber begrindete ANTrage ...ociiiiiiiiiii 87 §3
VerfahrenNSaNtrAge . v 11 §2

Rededisziplin
Abweichen vom Beratungsgegenstand .......c.cooviiiiiiiiiiiiiiiiiic e 54 §2
Adressaten der Wortmeldungen ... e 54 §1
Y= [l 1 U 54 §2
Unterbrechung des REANEIS ....ciiiiiiiiiiiiiii e 54 §1
WoortentZIENUNG v e e e 54 §§1-2
Zwischenfrage und Zwischenbemerkung ......cocovviiiiiiiiii i e 54 §1

Rederecht
Abwesenheit eines eingetragenen Redners ........cocoviiiiiiiiiiiiiii e 51
Beratung im Plenum Uber Anfragen in Immunitdtsangelegenheiten ........ 111 84
Beschwerde gegen Glltigkeit der Wahlen und Wahimandate ........................ 14
der ADGeOrdNELEN ... e 51
der beratenden Mandatare ......c.coiiiiiiiii 51
der fraktionslosen Abgeordneten .......ccoviiiiiiiii i 52 §2
des Autors einer Beschlussvorlage ........oooieiiiiiiii i 51
des Autors eines Abanderungsvorschlags ........ccoooeiiiiiiiiiiiii i 62 §3
des Berichterstattars ..o.ovvviiiiiii i e 51;68; 111 84
(o [T o = 1] o 1T o =T o PP 33
eines Antragstellers bei Beanstandung des Sitzungsprotokolls ................. 56 §1
eines Regierungsmitglieds ......cociiiniiiii i e 51
Eintragung in die Rednerliste ....oiviiiiiii i 51
T 1) o <o I [ PP 51
Prifung und Korrektur der Niederschrift durch den Redner ..................... 57 §2
Reihenfolge der REANEr it i e e e e e e aeeas 53
Richtigstellung von Behauptungen ......ccciiiiiiiiiiiiiiiiiiciici e 11 81
Worterteilung und Wortmeldung ......c.oooiiiiiiii e 51; 54
Zurlickweisung von personlichen Angriffen ..o 11 81

Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft / Regierungsmitglieder

AbANderungsreCht ... 62 §1
Abhdren der digitalen Aufzeichnungen von Sitzungen ........c.cocoiiiiiiiiiiiiineenenn. 44
ADWaR T e 88
Abwesenheit bei Regierungskontrollsitzungen ................... 84 8§86 ; 84.1 §6 ; 86 §6
Amtsfiihrung (Ausklnfte, Rechtfertigung, Vertrauen) ..................... 83-86 ; 89-91
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ANtrag auf ZwWeite LESUNG ..iiiiiiiii i i c e e e e i raaeas 72 §1
Anwesenheit bei 6ffentlichen oder geheimen Sitzungen ............coiiviinne. 8 §§1-2
Beanstandung der vorlaufigen Plenarprotokolle ........ccccoiiiiiiiiiiiiiiiiiiiinnn, 56 §1
Beantragung eines Gutachtens des Staatsrats ........ccccvviiiiiiiiiiiiiiii 70
Befassung mit Petitionen (Anhdrung, Stellungnahme) ..o, 106
Befragung lber die Anwendung von Dekreten und Ausfiihrungserlassen ....... 42 §1
Beratung Uber Empfehlungen der Blirgerversammlungen ...........c.ccvivvuenn. 59.5 §2
Geheimhaltungspflichten ..o e 10 §2
Gemeinschaftspolitische Erklarung im Anschluss an die Regierungsbildung ........ 89
Haushaltsberatungen (Vorstellung der Haushaltsplane) ........ccooooiiiiiiiiinine, 77
Hinterlegung von Dekretentwlrfen ..o e 60
Misstrauensantrag gegen die Regierung — Misstrauensantrag
Mitteilung Uber die KONStitUIErUNG .iviiiiiiiiiiiii e 2
Mitteilungen und Informationskampagnen — Kontrollausschuss
Note Uber Auswirkungen von Dekret- und Abanderungsvorschléagen .................. 63
= Ta [ /=Tl o | o PP 51
Redezeiten zur Vorstellung von Beschlussvorlagen ..........cocooiiiiiiiiiiiciiinnnen, 52 §2
Regierungspolitik (BEWEertUNG) ...vvvvvriieiiriiiiiie e re e snsansansnnannans 87-88
RICHErEAEZEIEEN ot e e e e e 52 §2
Ricktritt der Regierung (Misstrauensantrag) ....ccovveviiiiiiii i i i i e ieeas 88
SchlieBung der SitZUNGSPEriOdE ...uiiiiii i i s 3
strafrechtliche Verantwortlichkeit — Verfolgungsausschuss
Teilnahme an Sitzungen des erweiterten Prasidiums .......cccooviiiiiiiiiiiiinnnnn. 25 §2
Teilnahme an Sitzungen der Plenarversammliung .......ccoooviiiiiiiiiininninnineinenaeanens 46
Ubermittlung von Vorschldgen zu Initiativen des Europarechts ..............cccv..... 122
Unterrichtung im Rahmen der Subsidiaritatskontrolle ............ccccooviiieiinnn. 123 §2
Unterrichtung Uber Antrage auf Anrufung des Verfassungsgerichtshofs ....... 118 §1
Unterrichtung Uber Antrage bei Interessenkonflikten ..........cc.covviiiiiiinne, 120 §1
Unterrichtung Uber begriindete AnNtrage .......ccooiiiiiiiiiiiiiii e 87 §1
Unterrichtung Uber Begutachtungsanfragen ..o 92
Unterrichtung Uber beim Verfassungsgerichtshof eingereichte Schriftsatze ....... 119
Unterrichtung Uber die Hinterlegung von Dekretvorlagen ................. 60 §1 ; 61 81
Unterrichtung Uber Themendebatten ... 96 §§2,4
Unterrichtung Uber Zusammenarbeitsabkommen ........cociiiiiiiiiiiiiiiiicic e 114
Vertrauensfrage des Ministerprasidenten — Vertrauensantrag
A/l g=Telal ETe [ST4U1 gl K=To [=YYo ] e | 18] o o R PP 40 §1
Vorstellung der Eckwerte des Haushaltsplans ..., 76
Zurverfigungstellung des Ergebnisprotokolls des erweiterten Prasidiums .......... 31
Zurverfigungstellung der Tagesordnung der AusschissSe ......c.ccevviviiiiiinennnn. 40 §2
Zurverfiigungstellung von Prasidiumsunterlagen .........ccoeviiiiiiiiiiiiiiininen, 28 §2
Zurverfligungstellung von Untersuchungsergebnissen des Rechnungshofs ......... 81
Wahl der Regierung und ihrer Mitglieder .......coiiiiiiiiiiiiiii e 82 ;91
Durch die Regierung beauftragte Personen:
OrdnungsmMaBNaNMEN ... e 9 §2
Sitzungsausschluss wegen Missachtung der Geheimhaltungspflicht .......... 10 §2
Teilnahme an SItZUNGEN .o e 8 §§1-2
Teilnahme an Sitzungen des erweiterten Prasidiums .......c.ccovviiiiiiiiinnnnen, 25 §2
Vertretung im erweiterten Prasidium ... 29
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Regierungen
Féderal-, Gemeinschafts- und Regionalregierung
KompetenzKonfliKEE ...iiviiiiiiiiiii i e 119
Kooperationsverfahren ......cciiiiiiii e 117
Zusammenarbeitsabkommen ... 113
Féderalregierung
Ubermittlung einer Stellungnahme zu européischen Gesetzentwiirfen ..... 123 §3
Regierungserklarungen ... ... 89
Regierungskontrolle

aktuelle Fragen — Fragen

Antrag zur (Miss-)Billigung der Regierungsarbeit — Begriindeter Antrag

Aufgabe der standigen AUSSCRUSSE ..iiviiiiiiiii i i i i 38
dringende Fragen — Fragen

Empfehlungen an die Regierung — Begriindeter Antrag

Interpellationen — Interpellationen

mundliche Fragen — Fragen

schriftliche Fragen — Fragen

Regierungsmitteilungen ...... ... 90

Regionalregierung — Regierungen

Resolutionen
Bericht der Regierung Uber die Umsetzung von Aufforderungen ..................... 91.1
nicht rechtsverbindliche Artikulationsfunktion ...........ccooiiiiinn 47 ; 93-94
Riicktritt
Abgeordneter, Fraktionsmitglied ........ccooiiiiiii i 18 §2
auBer- und interparlamentarischer Mandatstrager ...........coooiiiiiiiiiiiiiiiene, 97 8§83
Regierung, Regierungsmitglied ........coooimiiiiii e 88 ; 91

Sachverstandige — Drittpersonen
Sanktionen — OrdnungsmaBnahmen

Sekretar (des Parlaments)

Y 0 72 | 22 8§81
AUFGabEN Lo 2381 ; 35; 6983
Ersatz und AbWahl ..o s 24
Vertretung durch jlingstes Parlamentsmitglied .........cooooiiiiiiiiiiiiiiiciiic 35
Wahlverfanren ... e 23
Senat
Befassung mit einem Interessenkonflikt ..........ccooiiiiiiiiiiii 120 84 ; 121 §3
Sitzdes Parlaments ... e 4
Infrastrukturverwaltung (Organisationsfunktion) .........c.ccoiiiiiiiiiiiine, 102-103
Tagungsort auBerhalb des Parlamentsgebaudes .........cccooviiiiiiiiiiiiiiiiiieninen, 4 ; 27
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Sitzungsbetrieb
Arbeits- und Verfahrensweise (Organisationsfunktion) ..........cccveviiiiinnnns 102-103

Anwesenheiten
Abgeordnete mit beratender Stimme ... 8 §2
Beratende Mandatare ..oiveviiiiii i i i i e e 8 §1
D gkt 07T <o) o 1= o I 8
durch die Ausschiisse eingeladene PersoOnen ......ccovviviiiiiiniiiniiinnninerneennss 42 §2
durch die Fraktionen bezeichnete Personen .........ccviiiiiiiiiiiiiiiinienne, 8 §§2-3
durch die Regierung beauftragte Personen ... 8 81
FraktionSparsONal ...oiiiiiiiiii i i 8 8§81
Personalmitglieder ......coiiiiiiiii 8 8§81
Regierungsmitglieder .....coiieiiiiiii 8 8§81
Gemeinsame Sitzung aller AUSSChUSSE ....viiviiiiiiiiii e 27 ;76
Par ameEnNtS e EN .t 13
1Y 1570 /e | 161 o e 48
SItZUNGSTreie PeriOde ..oivieiii i 27

Aussetzung von Fristen — Fristen
Sitzungsunterbrechung

Antrag auf Sitzungsunterbrechung ..o 11 8§§81-2
bei Antrag wegen Vermeidung von Diskriminierung ........ccocevvvieiiiinninnnnn. 7181
bei Stérung des Sitzungsablaufs .......c.coiiiiiiiiii 9 §§2-3
07T A V=T =] ol ==Y U o o P 72 §2
wegen Beschlussunfahigkeit ......cccviviiiiiiii s 6 8§81
Storende UNFUNE .o e 8 8§1;98§§2-3
Teilnahme
an geheimen SIitZUNGEN ..o e eeaes 8 §2
an offentlichen Sitzungen ... 881
Vermerk im Ausflhrlichen Bericht (An- und Abwesenheiten) ................... 57 §3
Verhalten von DritlpersONEN ..o e 8

Videozuschaltung — Sitzungsteilnahme Uber elektronische Kommunikationsmittel

S ZUNGS PRI O ... 3
Begrenzung der Anzahl erlaubter Fragen ........ccoviiiiiiiiiiiiiiii i, 84 §2 ; 85 82
Begrenzung der Anzahl erlaubter Interpellationen .........cccovviiiiiiiiiiiiennnn, 86 §2
Regierungserklarung zur Lage der Gemeinschaft ........ccooiiiiiiiiiiiiiiiinnie i, 89
Unterrichtungspflicht der Regierung Uber spezielle Sachbereiche ................... 91.1

Sitzungsprotokoll — Protokoll

Sitzungsteilnahme iiber elektronische Kommunikationsmittel

Berlicksichtigung fir das Anwesenheitsquorum .......ccoiiiiiiiiiiiiiiiii i 6 81
Feststellung der tatsachlichen Teilnahme ..., 6 8§81
Feststellung des Abstimmungsverhaltens ..o 6 83
Teilnahmebedingungen ... 4
Sprachengebrauch ... 5
(U] ST T w40 e =) TR 5
Gutachten und Stellungnahmen ... 92
PlenarbesChllSSe .oriiiri i e e 94
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Staatsrat
Beantragung eines Gutachtens der Abteilung ,Gesetzgebung™ ............c.ccevieee. 70
Gutachten als Teil eines hinterlegten Dekretentwurfs ..........ccoooiiiiiiiiennnne. 60 §1
Koordinierung, Kodifizierung oder Vereinfachung von Dekrettexten .............. 70 §5
Stellungnahmen
nicht rechtsverbindliche Artikulationsfunktion ..........cccciiiiiiiiiiiiiiiiii 93-94
zu foderalen Gesetzes- und Erlassvorlagen ... 92

Strafverfolgung — Verfolgungsausschuss
StUAI N RIS N ..o i i e 125

Subsidiaritatsprifung — europaische Angelegenheiten

Tagesordnung
Y g Te 1= 0T s T T 11 81 ; 50
B 11 1Y =P 40 81
gesetzte Tagesordnungspunkte .........ccevvivviiniiinnnns 84 §8§3,5; 84.1 §5; 86 §§3,5
Interpellationen ..o 86 §§3,5
KONTrollaUSSCRUSS .iiiii it e 110 §2
mindliche und aktuelle Fragen ........ccooiiiiiiiiii i e 84 §8§3,5; 84.1 §5
PlenarversammIUNg ...occiieiiiiiiiiii i e a e e naas 27 ;50 ; 123 §3
= 1= Lo 118 1o o T PR 28
Vertagung und Streichung von Tagesordnungspunkten ...........cccovvviiiviinnnns 11 81
Vorschlag der Regierung zum erweiterten Prasidium ..........coiiiiiiiiiininnn. 28 §1
Vorschlag des Autors einer im Ausschuss abgelehnten Dekretvorlage ........... 67 §1
Vorschlag des erweiterten Prasidiums zur Plenarversammlung .................. 27 ; 50
Weiterleitung an Ausschussmitglieder ..o 40 §2
Themendebatte
Einbeziehung von Interpellationen .......coviiiiiiiiiiiiii i 86 §§4-5,7
formelle Erfordernisse des Antrags ....coviiiiiii i i i 96 §81,3
Frist zur EINreiCchUng ..o e e e 96 §§1,3
REdEZEIEEN vt e 96 §§2-3
Unterrichtung der REGIEIUNG ...vviiiiiiiiiii i i aaea 96 §§2,4
Verbot begrindeter ANtrage ..o e 96 §5
VeroffentliChUNg ..o e 96 §6
Zulassigkeitsvoraussetzungen ...oociiii i 96 §§1-3

Untersuchungsausschuss

als Parlamentsorgan ... e 21
ATDBIESWEISE et e 101
AUTGAD N o e 100
UntersuchungsreCht ... e 99

Verfassungsgerichtshof

Anfrage auf Aussetzung bei Nichtigkeitsklagen ..........cooooiiiiiiiiiiiiiinn, 118 §1
Anrufung wegen Nichtigkeitsklagen ... 118
Beteiligung an laufenden Verfahren ... e 119
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Verfolgungsausschuss

AbsStimmUNG iM PlenUM ..o 111 84
AKEENEINSICAT .o e 111 §3
als Parlamentsorgan ... e 21
7Y g1 aTo] (81 2o 1= o R R 111 §3
Anwesenheitsverbot fiir Fraktionssekretare und -sachverstandige .................. 8 §3
AN D I S W I S ittt i 111 §§2-3
AUSSCNUSSVOISIEZ 1utiiitiiitii i e a e e e e nes 111 §2
Beratung im PlenUM i 111 §4
Empfehlungen als Diskussionsgrundlage im Plenum ..........ccooieiiiiiiinnnnn, 111 §3
gENEIME SItZUNG vt e s e e e e aaes 7 8§83
Geheimhaltungspflicht ... e 10 §1
Verfolgung
€iNeS AbGEOIrdNEEEN .iiiiii i e 111
eines ehemaligen Regierungsmitglieds ......ccoiviiiiiiiiiiiiiiiiii i 112
eines Regierungsmitglieds .......cooiiiiiiiii 112
AN 1=F=1 1 0 1= 1=t 74 U T T 111 81
Verhaltensweise in 6ffentlichen oder geheimen Sitzungen ............................ 8

VerhadltnismaBige Vertretung

Abwahl von Prasidiumsmitgliedern .......ccooiviiiiiiiii e 24 §2
Besetzung von (auBer- und interparlamentarischen) Mandaten ... 97 §1 ; 98 §§3-4
KONTrollaUSSChUSS .viiii i 108 §1
PraSIdIUM o e 22 81 ; 23 §§3-5
SONAEraUSSCRUSSE viiriiiiii i 37 §1
StANAIge AUSSCRUSSE .uiiviiiiiiiie it re s e e e aeenes 36 §§2,4
VerfolgunNgSaUSSCRUSS .oiuiiiiiiiiiiii i e r e e e 111 81

Vermoégenserklarungen — Kontrollausschuss
Vertagung — Tagesordnung

Verteilung von Dokumenten — Parlamentsdokumente

Vertrage, internationale (Zustimmung) ... 124
VertrauenNsSantrag ... 91

Vertretung des Parlaments

dUurch das PrasidiUm ..o 26
dUurch den Prasidenten ..o 32
in auBer- und interparlamentarischen Gremien .......c.coiiiiiiiiiiii i s 97
Verwaltungsbeschliisse ... 102-103

Verwaltungspersonal — Parlamentsverwaltung
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Vizeprdasident
Y 0 74 1 22 §1
AUFGAD BN . e 34
des KontrollauUsSSChUSSES ...oiviiiiiiiiiiii i e aea s 108 §2
des VerfolgungSauUSSCRUSSES ...uiiiiiiiiii i i i i it i it i e e e e raeeas 111 §2
Erledigung laufender Geschafte bei Auflésung des Parlaments .............ccvvievinennne. 3
Ersatz und AbWahl ..o i s 24
erster Vizeprasident aus starkster Oppositionsfraktion ............ccccoevieiiiennne. 22 §1
1= T F= 1 e = 16 = ol 23 81
(= T [ e | 10 1o T [ PP 3,; 34
Teil einer Abordnung oder Delegation ........c.ooviiiiiiiiiii e 125
Vertretung durch dienstdltestes Parlamentsmitglied ...........cooooiiiiiiiiiinn 34
WahlVerfahren .o 23

Vollstindige Erneuerung des Parlaments ... 2

Vorrangige Behandlung — Prioritat
Vorsitzende (des Blirgerrats) — Blirgerdialog, permanenter
Vorsitzende (einer Fraktion) — Fraktionen

Vorsitzende (eines Parlamentsorgans)

AbStiIMMUNGSIEITUNG ..o e 6 §3
Abwesenheit und Vertretung im Prasidium ... 29
Adressat eines Abanderungsvorschlags ........coooiiiiiiiiiii 62 §1
Adressat eines begrindeten Antrags .....cooviiiiiiiiiiiii i 87 §1
Ausschussvorsitzende (standige Ausschiisse) im Prasidium .................... 22 §§1-2
des KoNTrollaUSSCRUSSES .viiiiiiiiiiii i i i i aa e rraneee e 108 §2
deS UNTErauUSSCNUSSES ..viiviiiiiiiii ittt et st a e e e e s e aaeaananeas 42 §4
des VerfolgungsauSSChUSSES .....o.ciriiiiiii it e e eaaaens 111 §2
gemeinsam tagende AUSSChUSSE ..iviiiiiiii i i e 36 §5
e ST | 2 36 §6 ; 41
Erteilung eines Sachrufs ... 54 §2
Feststellung eines Abstimmungsergebnisses ........c.cooiiiiiiiiiiiiiiii e 6 §4
Fristen zur Berichterstattung aus den Ausschiissen .........cccooviiiiiiiiiiiiiiennen, 45 §1
MaBnahmen zur Aufrechterhaltung der Ordnung ..o 8 §3
OrdnUNGSGEeWaAll ..o e 9 §§2-3
PlenarversammIUNG ..o e 32
POlIZEIGEWAIT . .ee e e 981
o = ] Lo 118 o o I PP 2381 ; 32
Prioritat fir Prasidiumsmitglieder ......cocoiiiiiiiiiiii 36 §4
Verkindung der Annahme oder Ablehnung einer Beschlussvorlage ................ 6 8§84
Verteilung der Mandate von Vorsitz und Vizevorsitz .........c.cevvvvinnnnn. 36 §4 ; 37 §2
Vertretung durch dienstéltestes Ausschussmitglied ............cocoiiiiiiiiiiiinen. 41
Vorschlag zur Tagesordnung des PrasidiUms ......ociviiriiiiiiiiiinniine i nanenanenns 28 §1
WOt ENEZIENUNG it 54 §2
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Wahlausgaben — Kontrollausschuss
Wahlen
(o =T gl =T 1< o U T PP 82
des Parlaments (Wahlprifung)
Ausschuss zur Prifung der Wahimandate ..............ccooeil. 7 83 ; 14 §§2-4 ; 21
Beschwerden, Stellungnahmen, Schlussfolgerungen ..........ccoviviviinnns 14 §§2-5
Neuauszahlung der Stimmzettel ... 14 §3
Prifung der Glltigkeit der Wahlen ... e 14
Prifung der Wahimandate ..o 2; 14
TIWaART e 14 §5
Wahlprotokolle ... 14 §1
des Prasidiums
bei KONSHIUIEIUNG v s 2
Besetzung ohne Wahlgang ....c.ocviiiiiiiii e 23 85
WahlbedinQUNGEeN ... e 22 ; 24
LT T 1AY== 1 = 23 ; 24
geheime Wahl — Abstimmung
von Mandataren oder Invorschlagbringung von Kandidaten (Bezeichnungen)
Wahlverahren ..o 98
Zuriicknahme von Vorlagen
Begrindeter ANTrag ..icvceiiiiriiiir e e 87 §2
DeKre N WU i s 60 §2
DeKretVOrSChIag ..viiiiiiiiii i s 61 §2
Fragen (mulndliche, aktuelle, dringende) .............cou.. 84 §§3,6 ; 84.1 §6; 85 §4
Interpellation .vviriii i e 86 §8§3,6
Ty = LU =] g E=T= T o =T 88
Zusammenarbeitsabkommen, innerbelgische
Bestimmungen mit vorausgesetztem Kooperationsverfahren ............cocevivinnnn. 117
Bestimmungen zur Billigung in Dekretentwlrfen ..o, 116
Billigung parlamentarischer Zusammenarbeitsabkommen ......................... 115 §2
BilligunNgSAeKrete .....ocii e 11581
durch den Prasidenten geschlOSSen ........coiieiiiiiiii i 114
durch die Regierung geschloSSEN ....ccvviiiiiiii i e 113
Zustimmung zu internationalen Vertragen und Abkommen
ZUstimmuNgSAEKrete ..o e 124
ZWeEIte LeSUNG ... e 72
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12.01.1973

09.08.1980

30.07.1981

31.12.1983

06.01.1989

06.07.1990

17.01.1994

17.02.1994

23.03.1995

25.06.1998

Rechtstexte

Koordinierte Gesetze Uiber den Staatsrat
- Artikel 6bis

Ordentliches Gesetz zur Reform der Institutionen
- Artikel 31

Gesetz zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus
oder Xenophobie zugrunde liegen

Gesetz Uber institutionelle Reformen fir die Deutschspra-
chige Gemeinschaft
- Artikel 8 84
- Artikel 10-11
- Artikel 13
- Artikel 14bis
- Artikel 42
- Artikel 49
- Artikel 51
- Artikel 55bis
- Artikel 74
- Artikel 78

Sondergesetz Uber den Verfassungsgerichtshof

Gesetz zur Regelung der Modalitaten fiir die Wahl des
Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft
- Artikel 50

Dekret zur Festlegung der Verfahrensweise der im Rat
der Deutschsprachigen Gemeinschaft eingesetzten Unter-
suchungsausschiisse

Koordinierte Verfassung Belgiens
- Artikel 59
- Artikel 117
- Artikel 120
- Artikel 125
- Artikel 134

Gesetz zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung,
Rechtfertigung oder Billigung des wahrend des zweiten
Weltkrieges vom deutschen nationalsozialistischen Re-
gime begangenen Voélkermords

Sondergesetz zur Regelung der strafrechtlichen Verant-
wortlichkeit der Mitglieder der Gemeinschafts- oder Regi-
onalregierungen
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70 §5

70 §4 ; 120 §§3-4 ;

121 83

20 §2; 98.1 §1

1

17

16

15

16

3

82

88 ;91
11581 ; 124
71 83
92

118 §§1-2

14

99

111 §1
3

111 §1

112

118 §1 ; 119

20 §2;98.1 §1

112
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07.04.2003

22.04.2004

26.06.2004

13.12.2007

26.05.2009

07.02.2014

25.02.2019

Dekret zur Kontrolle der Wahlausgaben und des Ur-
sprungs der Geldmittel fiir die Wahl des Parlaments und
der Gemeinderate sowie zur Kontrolle der Mitteilungen
der offentlichen Behérden der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft

- Artikel 6

Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung
- L4131-5

Gesetz zur Ausfiihrung und Ergédnzung des Gesetzes vom
2. Mai 1995 (ber die Verpflichtung, eine Liste von Manda-
ten, Amtern und Berufen und eine Vermdgenserklarung
einzureichen

Vertrag Uber die Europaische Union. Protokoll Nr. 2 tber
die Anwendung der Grundsatze der Subsidiaritat und der
VerhaltnismaBigkeit

- Artikel 3

Dekret zur Schaffung des Amtes eines Ombudsmanns fir
die Deutschsprachige Gemeinschaft
- Artikel 23

Gesetz zur Organisierung der elektronischen Wahl mit
Papierbescheinigung

Dekret zur Einfiihrung eines permanenten Blrgerdialogs
in der Deutschsprachigen Gemeinschaft

- Artikel 3

- Artikel 4

- Artikel 5

- Artikel 6

- Artikel 7

- Artikel 8

- Artikel 9

- Artikel 12

- Artikel 14

Geschaftsordnung des Kontrollausschusses

Geschaftsordnung des Rechnungshofs
- Artikel 33, 35
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109
110

110 §4

109

123 §1

91.1

14

59.6
59.6
59.3
59.1
59.2
59.4
59.5 §1
59.7
128.1

110

80



	TITEL 1 – GRUNDLAGEN ZUR ORGANISATION DES PARLAMENTS
	TITEL 2 – ORGANISATION DES PARLAMENTS
	KAPITEL 1 – DIE ABGEORDNETEN
	Abschnitt 2 – Außerparlamentarische Mandate und Ämter

	KAPITEL 2 – DIE BERATENDEN MANDATARE
	KAPITEL 3 – DIE FRAKTIONEN
	KAPITEL 4 – DIE PARLAMENTSORGANE
	Abschnitt 1 – Das Präsidium und das erweiterte Präsidium
	Unterabschnitt 1 – Wahl und Zusammensetzung des Präsidiums und des erweiterten Präsidiums
	Unterabschnitt 2 – Aufgaben des Präsidiums und des erweiterten Präsidiums
	Unterabschnitt 3 – Arbeitsweise des Präsidiums und des erweiterten Präsidiums
	Unterabschnitt 4 – Der Präsident
	Unterabschnitt 5 – Die Vizepräsidenten und Sekretäre

	Abschnitt 2 – Die Ausschüsse
	Unterabschnitt 1 – Bezeichnung und Zusammensetzung der Ausschüsse
	Unterabschnitt 2 – Aufgaben der Ausschüsse
	Unterabschnitt 3 – Arbeitsweise der ständigen und besonderen Ausschüsse

	Abschnitt 3 – Die Plenarversammlung
	Unterabschnitt 1 – Zusammensetzung der Plenarversammlung
	Unterabschnitt 2 – Aufgaben der Plenarversammlung
	Unterabschnitt 3 – Arbeitsweise der Plenarversammlung


	KAPITEL 5 – DIE PARLAMENTSVERWALTUNG
	[KAPITEL 6 – DER VOM PARLAMENT ORGANISIERTE BÜRGERDIALOG]54F

	TITEL 3 – DIE AUFGABEN DES PARLAMENTS
	KAPITEL 1 – DIE VERABSCHIEDUNG VON DEKRETEN
	Abschnitt 1 – Die Hinterlegung von Dekretvorlagen
	Abschnitt 2 – Beratung in den Ausschüssen
	Abschnitt 3 – Beratungen in der Plenarversammlung
	Abschnitt 4 – Sonderverfahren

	KAPITEL 2 – DIE VERABSCHIEDUNG VON HAUSHALTSPLÄNEN
	Abschnitt 1 – Die Haushaltspläne der Deutschsprachigen Gemeinschaft
	Abschnitt 2 – Die Haushaltspläne des Parlaments
	Abschnitt 3 – Anfragen an den Rechnungshof

	KAPITEL 3 – BEZIEHUNGEN ZUR REGIERUNG
	Abschnitt 1 – Wahl der Regierung
	Abschnitt 2 – Von den Abgeordneten ausgehende Initiativen
	Abschnitt 3 – Von der Regierung ausgehende Initiativen

	KAPITEL 4 – BEGUTACHTUNG VON FÖDERALEN GESETZES- UND ERLASSVORLAGEN
	KAPITEL 5 – ARTIKULIERUNG VON POLITISCHEN MEINUNGEN
	Abschnitt 1 – Verabschiedung von Stellungnahmen, Resolutionen und sonstigen Meinungsäußerungen
	Abschnitt 2 – Themendebatten

	KAPITEL 6 – BESETZUNG VON MANDATEN IN ANDEREN GREMIEN
	KAPITEL 7 – UNTERSUCHUNGSRECHT
	KAPITEL 8 – VERWALTUNGSBESCHLÜSSE
	KAPITEL 9 – BEHANDLUNG VON PETITIONEN
	KAPITEL 10 – KONTROLLE DER WAHLAUSGABEN, MANDATS- UND VERMÖGENSERKLÄRUNGEN SOWIE DER MITTEILUNGEN DER ÖFFENTLICHEN BEHÖRDEN
	KAPITEL 11 – VERFOLGUNG EINES PARLAMENTS- ODER REGIERUNGSMITGLIEDS

	TITEL 4 – AUSSENBEZIEHUNGEN DES PARLAMENTS
	KAPITEL 1 – INNERBELGISCHE BEZIEHUNGEN
	Abschnitt 1 – Zusammenarbeitsabkommen
	Abschnitt 2 – Kompetenzkonflikte
	Abschnitt 3 – Interessenkonflikte

	KAPITEL 2 – INTERNATIONALE UND EUROPÄISCHE BEZIEHUNGEN
	KAPITEL 3 – DELEGATIONEN UND ABORDNUNGEN

	TITEL 5 – ABÄNDERUNG DER GESCHÄFTSORDNUNG
	TITEL 6 – SCHLUSSBESTIMMUNGEN

